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5 Das Institut der Bundesauf­
tragsverwaltung regelt den 

Gesetzesvollzug in der zivi len Ver­
teidigung. 
Dr. Dr. Ulrich Eichstädt, Präsident 
der Akademie für zivi le Verteidi ­
gung, untersucht die Stellung der 
Kreise und Gemeinden als Träger 
der zivilen Verteidigung. (Teil 1) 

12 Um die Erörterungen, die 
derzeit über Vorsorgeplanun­

gen für einen Katastrophenfall ge­
führt werden, zu fördern und ihnen 
einen konkreten Inhalt zu geben, hat 
der Bundesminister des Innern Vor­
sorgeplanungen für Krankenhäu­
ser in einem Katastrophenfall erar­
beitet und sie den zuständigen Län­
derinnenministern als "Hilfestel ­
lung" zugelei tet. 
Dr. Michael-Andreas Butz begrün­
det die Notwendigkeit dieses Vor­
schlags. 

18 Dr. Kurt Groeschel unter-
nimmt den Versuch einer kri­

tischen Bestandsaufnahme der Ge­
sundheitssicherstellung in einem 
möglichen Krieg. Was ist zur Si­
ehersteIlung der Gesundheit in ei­
ner Großkatastrophe (Krieg) vor­
handen? 

24 Wolf Dombrowsky rezensiert 
zwei Buchveröffentlichun-

gen, deren beider Gegenstand die 
Katastrophe ist. 
Plädoyer für den Zivilschutz: 
Philipp Sonntags Buch VER­
HINDERUNG UND LINDE­
RUNG ATOMARER KATA­
STROPHEN; 
"Philipp Sonntags Buch wünsche ich 
den Platz eines Standardwerks; es ist 
nach meinem Empfinden das wich­
tigste Buch für den deutschen Zivil ­
schutz" . 
Die Kehrseite des Fortschritts 
sind seine Katastrophen: DER 
FISCHER ÖKO-ALMANACH; 
" .. . dieses Buch könnte zum Aus­
gangspunkt für einen vorurteilsfreie­
ren Dialog zwischen allen besorgten 
Menschen werden". 
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27 Nur wenige Themen sind so 
in das öffentl iche Bewußtsein 

gedrungen, haben so stark polarisie­
rend gewirkt wie der Komplex der 
Nutzung von Kernenergie. Es ist 
wohl die spezifische Qualität des 
Stoffes "Atom", die solch großes 
Engagement bewirkt. Die Angst vor 
der möglichen Katastrophe muß als 
fester Bestandteil energiepo litischer 
Kalkulation eingeplant werden. 
Dr. Philipp Sonntag zeigt in seinem 
Beitrag 
Angst vor der Atomkraft 
die Implikationen elI1er solchen 
Angst auf. 

31 Rüdiger Moniac fragt nach 
den Ursachen für die sehr ge­

nnge Bereitschaft der Menschen in 
unserem Lande, Anstrengungen und 
Aufwendungen gegen mögliche Ge­
fahren zu machen. 
Die Bedeutung und Probleme des 
Zivilschutzes gestern, heute, 
morgen 

35 Eva Osang hält es für eine 
Notwendigkeit, die natürli­

chen Fähigkeiten und Begabungen 
der Frau, verbunden mit den Mög­
lichkeiten der Hausfrau zur indivi­
duellen Gestaltung ihres Arbeitsta­
ges, in den Dienst der Katastrophen­
schutzhi lfe zu stellen. 
Die Frau - eine Katastrophen­
sch u tzhelferin 

37 DER SPIEGEL zählt - ana­
log zu dem israelischen Bom­

bardement auf das irakisehe Atom ­
zentrum - die deutschen Kernener-

gie-Anlagen zu den bevorzugten 
Zielen im Konfliktfalle. 
Dr. Gerald Kamelander analysiert 
die technischen und physikalischen 
Gegebenheiten eines Kernkraftwer­
kes und kommt dabei zu interessan­
ten Schlußfolgerungen. 
Kernkraftwerke im Krisen- und 
Kriegsfall 

41 Was für den Experten längst 
keine Utopie mehr ist, sollte 

auch einem breiten Publikum be­
wußt werden: 
Gefahr aus dem Weltraum 
(1. Folge) 

49 Dr. F. Wechselberger nimmt 
Den Notfall und die Kata­

strophe in der Industrie zum An­
laß, um eine Ausbildung der Medizi ­
ner zu verlangen, die situationsge­
rechtes Handeln im Katastrophenfall 
ermöglicht. 

50 Selbstschutz In der Land-
wirtschaft müßte eigentlich 

außerhalb jeder Diskussion stehen: 
Was nützt es, Fleisch und Butter in 
einwirkungssicheren Räumen zu la­
gern, wenn der Erzeuger dieser Pro­
dukte keinerlei Schutz genießt? 
Doch gerade in Notzeiten ist die 
kontinuierliche Bereitstellung von 
Nahrungsmitteln von elementarer 
Bedeutung. 
Bearbeitung: Eva Osang und Franz­
Theo Reiss 

59 Otto Schaible: 
Nutzbarmachung von Bun­

kern (Teil 2) 

67 Vorsorgepaket des BVS, vor­
gestellt von Bundesinnenmi­

nister Gerhart Baum 

69 Spektrum 

Dieser Ausgabe der ZIVIL VERTEI ­
DIGUNG liegt ein Prospekt der 
Firma Draude & Edison bei. 
Unser Titelbild zeigt Europas Welt­
raummission Orbiter-Spacelab, Fo­
to: ERNO Raumfahrtechnik, Bre­
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Editorial 
Die Sommerurlaubszeit geht zu Ende. Millio­

nen waren unterwegs. Es ist erstaunlich, was alles 
der Bundesbürger für die Sicherheit von Haus und 
Hof, sprich: für sein Wohnen, und für die Sicher­
heit seiner Person während eines Auslandsaufent­
halts oder des Urlaubs in Deutschland unter­
nimmt: Er schließt Versicherungen ab gegen 
schlechtes Wetter, gegen Einbruch, Diebstahl, 
Erkrankung, unzumutbare Urlaubsbelästigungen; 
er bringt die Kinder in die Haftpflichtversiche­
rung, den Hund ebenso, und er engagiert einen 
Aufpasser und Blumengießer für das Heim, 
bestellt die Tageszeitung um, die Brötchen ab und 
gibt der Raumpflegerin bezahlten Urlaub. Wer ein 
Eigenheim verläßt, baut eine Alarmanlage ein, 
bestellt den Rasenmäher, den Gärtner, den 
Schwimmbeckenreiniger, den Grubenentleerer. 
Das ist alles selbstverständlich. Es muß sein. Da 
wird nicht kleinlich gezaudert, da wird alles rich­
tig besorgt - auf daß der Urlaubsschlaf ein ruhiger 
Schlaf werde. 

Wie gut! Es waren ruhige Nächte, und nach der 
Heimkehr ist alles im rechten Zustand; die 
umsichtigen Vorbereitungen und Vers'icherungen 
haben sich gelohnt, denn sie wurden nicht in 
Anspruch genommen. Der Einbruch fand nicht 
statt, die Alarmanlage blieb außer Betrieb. Der 
Wagen wurde nicht beschädigt, nicht gestohlen. 
Lärm oder andere Belästigungen und Urlaubwert­
minderungen blieben aus, krank wurde keiner. 

Rausgeworfenes Geld, diese Vorsorge? Aber 
nein, sie war fest eingeplant. Wenn kein Sorgefall 
eintrat, um so besser, dann hat die Ausgabe sich 
trotzdem gelohnt. 

Wir meinen, Vorsorge lohnt sich immer, weil 
sie gegen die Auswirkungen des Schadensfalles 
schützt, auch wenn der Schadensfall nicht eintritt. 

Wie viel lohnender noch wäre sie zum Schutz 
gegen Katastrophen - auch gegen die kleinen im 
Umfeld der häuslichen Geborgenheit - und erst 
recht gegen die großen Bedrohungen vieler Art. 

Die Redaktion 
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Kreise und Gemeinden 
als Träger der 

zivilen Verteidigung 

I. Die Stellung der Kreise 
und Gemeinden in der Staats­

und Verwaltungsordnung 
der Bundesrepublik 

Will man die Bedeutung der Kreise 
und Gemeinden für die zivile Verteidi­
gung würdigen, so bedarf es zunächst 
einer kurzen Betrachtung der Staats­
und Verwaltungsordnung der Bundes­
republik Deutschland. 

1. Die im Grundgesetz verankerte 
Staats- und Verwaltungsstruktur geht 
von dem Nebeneinander von Bund, 
Ländern und Gemeinden aus. Jede die­
ser Ebenen hat eigenständige Aufgaben, 
die sie auch in eigener Verantwortung 
wahrnimmt. Bund, Länder und Ge­
meinden stehen daher nicht ohne weite­
res in einem Über- oder Unterord­
nungsverhältnis. Die föderalistische 
Gliederung der Bundesrepublik und die 
ausgeprägte Eigenständigkeit der Kreise 
und Gemeinden sind mithin ein hervor­
stechendes Merkmal unserer Staats- und 
Verwaltungsordnung. Diesem Charak­
teristikum trägt die Verteilung der 
Kompetenzen für die Gesetzgebung 
und die Verwaltung Rechnun g. 

Nach Art. 70 GG steht das Recht der 
Gesetzgebung grundsätzlich den Län­
dern zu. Der Bund ist auf jene Kompe­
tenzen beschränkt, die ihm das Grund-

Ulrich Eichstädt 

gesetz verleiht. Nun hat zwar im Laufe 
der Jahre die Gesetzgebung des Bundes 
durch die Ausschöpfung seiner Befug­
nisse einen immer größeren Umfang an­
genommen. Dennoch liegt das Recht 
der Gesetzgebung für so wichtige Berei ­
che, wie z. B. das Organisationsrecht 
für die staatliche Verwaltung der Län­
der, das Kommunalverfassungsrecht, 
das Polizei- und Ordnungsrecht, die 
Regelun g des friedensmäßigen Katastro­
phenschutzes und das Gesundheitswe­
sens, unverändert bei den Ländern. 

Aus der differenzierten Gesetzgebung 
der Länder erklärt sich auch die unter­
schiedliche Ausgestaltung der unteren 
Verwaltungsebene. So nehmen die Krei­
se in einigen Ländern nicht allein Selbst­
verwaltungsangelegenheiten, sondern 
auch staatliche Aufgaben im Auftrag des 
Landes, vereinzelt auch des Bundes, 
wahr. In den süddeutschen Ländern 
werden die für Kommunalangelegenhei­
ten zuständigen Kreisverwaltungen da­
gegen von den unteren staatlichen Be­
hörden der all gemeinen inneren Verwal­
tung unterschieden. Beide Bereiche un ­
terstehen jedoch der gemeinsamen Lei­
tung durch die Landräte. Bei der Wahr­
nehmung staatl icher Aufgaben unterlie­
gen Kreise und Gemeinden in Nord­
deutschland ebenso wie die unteren 
staatlichen Verwaltungsbehörden in 
Süddeutschland den Weisungen der je­
weiligen Aufsichtsbehörden. 

Wenn im Folgenden von den Verwal­
tungen der Kreise und Gemeinden die 
Rede ist, so sind damit aus Vereinfa­
chungsgründen stets auch die unteren 
staatlichen Verwaltungsbehörden der 
allgemeinen inneren Verwaltung ge­
meint. 

2. Nach Art. 73 Nr. 1 GG steht dem 
Bund für die Verteidigung einschließlich 
des Schutzes der Zivilbevölkerung die 
ausschließliche Gesetzgebungskompe­
tenz zu. Diese Kompetenz beinhaltet 
die alleinige Befugnis zum Erlaß der 
erforderlichen gesetzlichen Regelungen 
für die militärische und die zivile Vertei­
digung. Mit der Verabschiedung der 
verschiedenen Gesetze für den Zivil­
schutz und zur Sicherstellung der Ver­
sorgung in den vergangenen Jahren hat 
der Bund von dieser Kompetenz Ge­
brauch gemacht. 
Nun können Bundesgesetze, die der 
Verteidigung dienen, nach Art. 87 b GG 
bestimmen, daß sie ganz oder teilweise 
in bundeseigener Verwaltung oder von 
den Ländern im Auftrag des Bundes 
ausgeführt werden. 
Bei der Erarbeitung der verschiedenen 
Gesetzentwürfe Anfang der sechziger 
Jahre stellte sich damit die Frage, ob der 
Bund für die Ausführung der Gesetze 
über die zivile Verteidigung Bundesbe­
hörden bis zur unteren Verwaltungsebe­
ne schaffen sollte, wie dies für die mili­
tärische Verteidigung durch die Errich-
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Kreise und Gemeinden 

tung von Kommandobehörden und 
Dienststellen der Bundeswehrverwal­
tung geschehen war. Eine derartige Or­
ganisationsform wäre jedoch recht auf­
wendig gewesen und hätte überdies zu 
einer nichtvertretbaren Doppelgleisig­
keit und zu ständigen Kompetenzüber­
schneidungen geführt. 

Angesichts der Mannigfaltigkeit der aus 
den Gesetzen neu erwachsenden Aufga­
ben und ihrer Verzahnung mit den hi­
storisch gewachsenen Zuständigkeiten 
der Behörden aller Verwaltungsebenen 
erwies sich die Zuweisung der zivilen 
Verteidigungsaufgaben an den bestehen­
den Verwaltungsapparat als die gegebe­
ne Lösung. Das Institut der Bundesauf­
tragsverwaltung, d. h. die Ausführung 
der Bundesgesetze durch die vorhande­
nen Behörden der Länder, Gemeinde­
verbände und Gemeinden im Auftrag 
des Bundes, ermöglichte es, den Geset­
zesvolIzug sicherzustellen, ohne daß es 
der Begründung einer neuen Bundes­
sonderverwaltung bedurfte. 

So kam es, daß - von wenigen EinzeIre­
gelungen abgesehen - alle Gesetze über 
die zivile Verteidigung von den Verwal­
tungen der Länder, Kreise und Gemein­
den auszuführen sind. Die Begründung 
der Bundesauftragsverwaltung hat zur 
Folge, daß die entsprechenden Verwal­
tungen den Weisungen der zuständigen 
Bundesbehörden unterliegen. Damit 
sind Bund, Länder, Kreise und Gemein­
den auf vielfältige Weise miteinander 
verflochten und einheitliche Weisungs­
stränge begründet worden. 

Eine weitere Folge der Bundesauftrags­
verwaltung ist, daß der Bund die sich 
aus ihr ergebenden Kosten zu tragen 
hat. Dies gilt allerdings nicht für die 
persönlichen und sächlichen Verwal­
tungsausgaben, die jede Verwaltungs­
ebene selbst aufwenden muß (Art. 104 a 
Abs.5 GG). Die Weisungsbefugnisse 
höherer Verwaltungsebenen finden mit­
hin ihre Grenze in der finanziellen Au­
tonomie der Länder und sonstigen Ge­
bietskörperschaften, die über die Bewil­
ligung der persönlichen und sächlichen 
Verwaltungsausgaben für Zwecke der 
zivilen Verteidigung selbst entscheiden. 

3. Hält man sich diese Struktur vor Au­
gen , so wird deutlich, daß die für die 
zivile Verteidigung erforderlichen poli­
tischen und gesetzgeberischen Entschei ­
dungen in erster Linie von Bundesorga-
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nen getroffen werden. Auch für die Er­
arbeitung der Planungsgrundlagen, den 
Erlaß von allgemeinen Verwaltungsvor­
schriften und Richtlinien, aber auch für 
die Weisungsgebu~g sind im allgemei ­
nen die Bundesministerien, z. T. die 
obersten Länderbehörden verantwort­
lich. 

Die verwaltungsmäßige Vorbereitung 
und die Durchführung der Einzelrnaß­
nahmen der zivilen Verteidigung oblie­
gen dagegen vorrangig der unteren Ver­
waltungsebene. Hier sind aufgrund ih­
rer umfassenden Kompetenzen in erster 
Linie die Landkreise und kreisfreien 
Städte für die Bewältigung der anfallen­
den Aufgaben zuständig. Soweit dane­
ben untere Bundes- oder Landesbehör­
den bestehen, sind diese auf eine enge 
Zusammenarbeit mit den Kreisen und 
Städten angewiesen. 

Die ordnungsgemäße Wahrnehmung 
der zivilen Verteidigungsaufgaben und 
jede Intensivierung der Vorsorgepla­
nungen erfordern daher, daß sich die 
Hauptverwaltungsbeamten der Kreise 
und Gemeinden ihrer Verantwortung 
für dieses Aufgabengebiet bewußt sind. 
Außerdem müssen aber auch die zustän­
digen politischen Entscheidungsgremien 
von der Notwendigkeit überzeugt wer­
den, die erforderlichen Planstellen und 
Verwaltungsausgaben für Zwecke der 
zivilen Verteidigung bereitzustellen. 

" In Notsituationen wendet sich 
der Bürger weder an den Re­
gierungspräsidenten noch an 
die Landes- oder die Bundes­
regierung. Er ist auf die Funk­
tionsfähigkeit seiner Kreis­
und Gemeindeverwaltung an-
gewiesen. " 

Es kann keinen Zweifel daran geben, 
daß Mängel und Schwächen der zivilen 
Verteidigungsplanung auf der unteren 
Verwaltungsebene am schwersten wie­
gen, denn Kreise und Gemeinden müs­
sen alle wesentlichen Einzelplanungen 
erarbeiten und im Ernstfall eine Vielzahl 
von Maßnahmen durchführen. 

In Notsituationen wendet sich der Bür­
ger weder an den Regierungspräsidenten 

noch an die Landes- oder die Bundesre­
gierung. Er ist auf die Funktionsfähig­
keit seiner Kreis- und Gemeindeverwal ­
tung angewiesen. Von ihr erwartet er 
Rat und Hilfe, vielfach ohne sich klar zu 
machen, was er selbst zu seinem eigenen 
Schutz und für seine Versorgung tun 
muß. Versäumnisse und Unterlassungen 
auf der unteren Verwaltungsebene kön­
nen in Notlagen, Krisenzeiten oder im 
Verteidigungsfall durch noch so große 
Anstrengungen höherer Verwaltungs­
ebenen nicht wettgemacht werden. 

11. Planungsannahmen 
und Aufgaben der Kreise 

und Gemeinden 

1. Die volle Bedeutung ziviler Planun­
gen und Vorsorgemaßnahmen für die 
Sicherheit von Staat und Gesellschaft ist 
erst in den letzten Jahrzehnten klar er­
kannt worden. 

Bis zum 1. Weltkrieg konnten sich die 
Anstrengungen des Staates für seine Si­
cherheit im wesentlichen auf Bündnis­
politik, militärische Vorkehrungen und 
die Erhaltung der Funktionsfähigkeit 
seiner inneren Verwaltung beschränken. 

Die Entwicklungen im 20. Jahrhundert 
haben nun aber zu veränderten Erschei ­
nungsformen innerer Notlagen und in­
ternationaler Krisen bis hin zur Ausprä­
gung des totalen Krieges als höchster 
Steigerungsform eines existentiellen 
Konfliktes geführt. Maßgeblich dafür 

sind 

- die Struktur der modernen Indu­
striegesellschaft, die durch die Tech­
nisierung, die Arbeitsteilung und die 
Abhängigkeit von Ein- und Ausfuh ­
ren sowie von einem voll funktions­
fähigen Verbundsystem geprägt 
wird, 

- ihre dadurch bedingte Anfäll igkeit 
gegen Störungen von innen und 
außen, 

- das Aufbrechen ideo logischer Ge­
gensätze in aller Welt, 

- die Verwendung neuartiger Metho­
den zur Austragung zwischenstaatli­
cher Auseinandersetzungen und 

- die Entwick lung der modernen 
Waffentechnik. 



Analysiert man die potentiellen Gefah­
ren für die Sicherheit der Bundesrepu­
blik Deutschland, so wird die Bedeu­
tung ausreichender Vorsorgeplanungen 
der Kreise und Gemeinden besonders 
deutlich. 

2. Schon in normalen Friedenszeiten 
steht die Bundesrepublik immer wieder 
schweren Unglücksfällen und Katastro­
phen gegenüber, die örtlich oder regio­
nal zu Verlusten an Menschen und Sach­
werten führen und zu schweren Bela­
stungen der Bürger und der Verwaltun­
gen werden können. Dies haben zuletzt 
die niedersächsische Brandkatastrope im 
August 1975 und die norddeutsche 
Sturmflutkatastrophe vom Januar 1976, 
aber auch die süddeutsche Wasserkata­
strophe vom Mai 1978 und die Schnee­
katastrophe in Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen Anfang des Jahres 1979 
gezeigt. Derartige Katastrophen können 
jederzeit als Naturereignisse, aber auch 
durch menschliches oder technisches 
Versagen eintreten. 

Für die Bekämpfung schwerer Un­
glücksfälle und Katastrophen sind auf­
grund der geltenden Landesgesetze über 
Organisation und Aufgaben des frie­
densmäßigen Katastrophenschutzes, des 
Brandschutzes und des Rettungswesens 
in erster Linie die Kreise und Gemeiden 
zuständig. Sie haben daher für die 
erforderlichen Vorkehrungen in Gestalt 
der Erarbeitung von Katastrophen ­
schutzplänen, aber auch für die Organi­
sation einer Katastrophenschutzleitung 
m it einem dazugehörigen Stab, für die 
Aufstellung von Katastrophenschutz­
einheiten durch die öffentlichen und 
privaten Hilfsorganisationen, für ihre 
Ausrüstung und Ausbildung, für die 
Bereitstellung der erforderlichen Füh­
rungsmittel und -unterlagen u. a. m. zu 
sorgen. 

Die Länder unterstützen die Kreise und 
Gemeinden bei der Erfüllung dieser 
Aufgaben zwar durch den Erlaß ent­
sprechender Rechtsvorschriften und 
Richtlinien, durch finanzielle Zuwen­
dungen, durch die Beschaffung eines 
Teils der Ausrüstung und durch die Be­
reitstellung von Ausbildungseinrichtun­
gen, wie z. B. der Landeskatastrophen­
und Landesfeuerwehrschulen. Auch 
können Regierungspräsidenten oder 
Landesregierungen Sei überregionalen 
Katastrophen bestimmte Leitungs- und 

Führungsfunktionen an sich ziehen, 
doch ändert alles dies nichts an der pri­
mären Verantwortung der Kreise und 
Gemeinden. 
Bedingt durch die geographische Lage 
der Bundesrepublik lassen sich die Aus­
wirkungen von friedensmäßigen Kata­
strophen im allgemeinen in Grenzen 
halten, weil aus den nicht betroffenen 
Teilen des Bundesgebietes relativ leicht 
geholfen werden kann und der Bund 
auch durch die Bundeswehr und den 
Bundesgrenzschutz Hilfe gewährt. 

" Es ist daher eine gefährliche 
Selbsttäuschung, den Kata­
strophenschutz mit der zivi­
len Verteidigung gleichzu-

setzen.. . " 

Diese Formen der Katastrophenhilfe 
sind jedoch nur in normalen Friedens­
zeiten möglich. In politisch-militäri­
schen Krisensituationen und in einem 
Verteidigungsfall werden Kreise und 
Gemeinden weitgehend auf sich selbst 
angewiesen sein und allenfalls noch 
Nachbarschaftshilfe von den angrenzen­
den Gebietskörperschaften erwarten 
können. Dies erklärt sich allein schon 
aus der Überlegung, daß in Krisenzeiten 
und im Verteidungsfall die Hilfskräfte 
anderer Länder und Kreise von diesen 
nicht entbehrt werden können und auch 
Bundeswehr und Bundesgrenzschutz 
durch anderweitige Aufgaben gebunden 
und damit nicht für Hilfeleistungen wie 
in normalen Friedenszeiten verfügbar 
sind. 

Für die Bewältigung von Notlagen und 
großen Schadensfällen in politisch-mili ­
tärischen Krisensituationen reicht der 
friedensmäßige Katastrophenschutz 
nicht aus. Er bedarf dann einer Erweite­
rung, wie sie die Zivilschutzgesetze des 
Bundes vorsehen. 

Kreise und Gemeinden dürfen sich da­
her nicht mit dem Aufbau eines frie-
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densmäßigen Katastrophenschutzes be­
gnügen. Dies gilt nicht allein für die 
Bemessung der Zahl und des Umfanges 
der Katastrophenschutzeinheiten und 
deren Ausrüstung und Ausbildung. Es 
gilt vor allem auch für die organisatori­
sche Ausgestaltung und die personelle 
Besetzung der Katastrophenschutzlei­
tungen und der ihnen zugeordneten Stä­
be, wie sie die Empfehlungen der Innen­
ministerkonferenz vorsehen. Während 
sich Kreise und Gemeinden bei akuten 
Katastrophen in normalen Friedenszei­
ten voll auf die Schadensbekämpfung 
konzentrieren können, werden sie in 
politisch-militärischen Krisenlagen und 
im Y.erteidigungsfall eine Vielzahl ande­
rer lebens-und verteidigungswichtiger 
Aufgaben zur Krisenbeherrschung und 
zur Herstellung oder Erhaltung der 
Verteidigungsbereitschaft neben der Ka­
tastrophenabwehr wahrnehmen müs­
sen . 

Es ist daher eine gefährliche Selbsttäu­
schung, den Katastrophenschutz mit 
der zivilen Verteidigung gleichzusetzen, 
wie dies vereinzelt geschieht. In Wahr­
heit stellt er nur ein Teilgebiet eines 
erheblich größeren Aufgabenbereiches 
dar. Dieser Tatsache müssen alle organi­
satorischen und sonstigen Planungen 
der Kreise und Gemeinden Rechnung 
tragen, wenn schwerwiegende Fehler 
vermieden werden sollen. 

3. Die Tragweite dieser Feststellung 
wird sogleich erkennbar, wenn man die 
Versorgung der Bundesrepublik und ih­
re Störanfälligkeit betrachtet. 

Die Bundesrepublik verfügt weder über 
genügend Rohstoffe für ihre industrielle 
Produktion, noch kann sie sich aus der 
eigenen landwirtschaftlichen Erzeugung 
voll ernähren. Ihre Abhängigkeit von 
ausländischen Einfuhren ist daher au ­
ßerordentlich groß. Sie beträgt z. B. 

- bei Buntmetallen, insbesondere zur 
Stahlveredelung, nahezu 100 % , 

- bei Rohöl 95 %, 
- bei pflanzlichen Fetten, insbesonde-

re Margarinerohstoffen, über 90 % 
und 

- bei Futtermitteln 60 %. 
Während Katastrophen immer nur be­
stimmte Gebiete in Mitleidenschaft zie­
hen, würde eine nachhaltige Unterbre­
chung der Einfuhren die Bundesrepu­
blik in ihrer Gesamtheit treffen und zu 
Versorgungskrisen führen. 
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Derartige Versorgungs krisen können 
ihren Ursprung einmal in der Unterbre­
chung der Importe aufgrund innerer 
Unruhen oder wirtschaftlicher Schwie­
rigkeiten in den Lieferländern haben. 
Sie sind aber auch durch Lieferembargos 
ausländischer Staaten möglich, mit de­
nen diese die Bundesrepublik unter 
wirtschaftlichen Druck setzen oder so­
gar politisch erpressen können. Daß sol­
che Einfuhrstörungen die Bundesrepu­
blik außerordentlich hart treffen wür­
den, zeigt allein schon ein Blick auf die 
Mineralölversorgung, von der zahlrei ­
che Lebensbereiche abhängig sind. 

Um die Deckung des lebenswichti gen 
Bedarfs an Energie für den Fall einer 
nachhaltigen Gefährdung oder Störung 
der Mineralöl- oder Erdgaseinfuhr zu 
sichern, erließ der Bund das Energiesi­
cherungsgesetz vom 9. 11. 1973. Es war 
zunächst in seiner Geltungsdauer be­
grenzt, gilt aber nach einer Novellie­
rung unbefristet. Es enthält eine Er­
mächtigung zum Erlaß von Rechtsver­
ordnungen, durch die u. a. eine Ver­
brauchsregelung für Mineralöl, alle Ar­
ten von Brennstoffen und elektrischer 
Energie, aber auch Einschränkungen 
der Benutzung von Motorfahrzeugen 
angeordnet werden können. 

§ 8 dieses Gesetzes schreibt vor, daß 
neben dem Bund und den Ländern auch 
Gemeindeverbände und Gemeinden die 
personellen, materiellen und organisato­
rischen Voraussetzungen zur Durchfüh­
rung des Gesetzes zu treffen haben. 

Bestimmungen über die Sicherstellung 
des Bedarfs bei Versorgungskrisen ent­
hält auch § 3 des Ernährungssicherstel­
lungsgesetzes i. d . F. von 1968, und 
zwar für den Fall, daß die Deckung des 
Bedarfs an Nahrungs- und Futtermit­
teln in wesentlichen Teilen des Bundes­
!?~bietes ernsthaft gefährdet sein sollte. 
Uber diese Bestimmungen hinausgehen­
de Regelungen für Versorgungskrisen, 
etwa für das Gebiet der gewerblichen 
Wirtschaft oder des Verkehrswesens, 
gibt es z. Z. nicht. 

Sollte sich bei Versorgungskrisen die 
Notwendigkeit ergeben, das Energiesi­
cherungsgesetz und/oder § 3 ESG anzu­
wenden, so würden Kreise und Ge­
meinden voraussichtlich sehr rasch mit 
dem Vollzug der entsprechenden Be­
stimmungen befaßt sein. Man kann 
zwar durch Rechtsverordnungen gene-
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relle Verwendungs- und Benutzungs­
verbote aussprechen, so z. B. für die 
Verwendung elektrischer Energie für 
Beleuchtungszwecke oder für die Be­
nutzung des Kraftfahrzeuges für be­
stimmte Fahrten, doch ist allein schon 
die Kontrolle ihrer Beachtung nicht oh­
ne Einschaltung der unteren Verwal ­
tungsebene möglich . Darüber hinaus 
würden Ausnahmen von derartigen ge­
nerellen Verboten zugelassen werden 
müssen, über die die unteren Verwal­
tungsbehörden zu entscheiden hätten, 
wie dies auch schon bei den Sonntags­
fahrverboten im Winter 1973/ 74 der Fall 
war. 

" Durch ihre geographische La­
ge an der Nahtstelle zwischen 
den Blöcken ist die Bundesre­
publik überdies einer unmit­
telbaren Bedrohung durch 
den Warschauer Pakt ausge-

Rtt~ " 

Sofern im Zuge von Versorgungskrisen 
Bewirtschaftungsmaßnahmen, z. B. für 
Heizöle und Treibstoffe, notwendig 
werden, würde dies die Ausgabe von 
Bezugsscheinen und die Festlegung von 
Prioritäten für die vorangige Belieferung 
besonders wichtiger Bedarfsträger er­
forderlich machen. 

In einem derartigen Fall bliebe es den 
Kreisen und kreisfreien Städten nicht 
erspart, zur Durchführung der erforder­
lichen Maßnahmen neue Organisations­
einheiten in Gestalt von Wirtschaftsäm­
tern zu errichten. Auf die damit verbun­
denen Probleme wird noch in anderem 
Zusammenhang zurückzukommen sein. 

4. Aufgrund der labilen Weltlage kann 
die Bundesrepublik ferner sehr rasch 
mit internationalen Krisen konfrontiert 
werden, die wegen des ständig wachsen­
den militärischen Potentials des War­
schauer Paktes zu einer akuten Bedro­
hung führen können. 

a) Derartige internationale Krisen brau­
chen ihren Ursprung nicht unbedingt in 
Mitteleuropa zu haben, wie dies bei den 

verschiedenen Berlin-Krisen, den Auf­
ständen in Mitteldeutschland und Un­
garn sowie dem Einmarsch in die CSSR 
der Fall war. Sie können vielmehr in 
anderen Teilen der Welt entstehen, um 
dann auf Mitteleuropa überzuspringen, 
da jeder regionale Konflikt die Gefahr 
einer Intervention der Sowjetunion und 
der USA nahelegt. Wie groß diese Ge­
fahr ist, haben die Kuba-Krise 1962, 
aber auch die verschiedenen Krisen im 
Nahen und Mittleren Osten bis in die 
jüngste Vergangenheit hinein gezeigt. 
Durch ihre geographische Lage an der 
Nahtstelle zwischen den Blöcken ist die 
Bundesrepublik überdies einer unmit­
telbaren Bedrohung durch den War­
schauer Pakt ausgesetzt. 

b) Internationale Krisen spielen sich an ­
gesichts der modernen Nachrichten­
technik nicht im Verborgenen ab. Auf 
außenpolitische Spannungen reagiert die 
Öffentlichkeit mit Sorge und Beunruhi­
gung, die sich sehr schnell über Angst 
bis zu Panik und äußerstenfalls bis zu 
Fluchtbewegungen steigern kann. 

Die in politischen Krisenlagen immer 
beobachtete psychologische Labilität 
kann darüber hinaus den Selbstbehaup­
tungswillen und die moralische Wider­
standskraft der Bevölkerung empfind­
lich beeinträchtigigen. Ein Gegner wird 
überdies versuchen, die innere Wider­
standskraft mit allen Mitteln der Agita­
tion und Propaganda zu untergraben 
und zu zersetzen. 

In Krisenlagen sind ferner subversive 
Aktionen zu erwarten. Es seien hier nur 

- Demonstrationen und Agitation ge-
gen unseren Verteidigungswillen, 

- von extremistischen Kräften ange­
zettelte Streiks zur Beeinträchtigung 
der Versorgung, 

- Sabotage an der empfindlichen Infra­
struktur der Bundesrepublik sowie 

- Terrorakte und eine anwachsende 
Gewaltkriminalität 

genannt. 

Ferner stellen die rd . 4,5 Mio. Auslän­
der im Bundesgebiet einen Unsicher­
heitsfaktor dar. Es ist damit zu rechnen, 
daß ein Teil dieser Menschen in einer 
Krisensituation versuchen wird, in seine 
Heimatländer zurückzukehren. Es sind 
daher empfindliche Ausfälle an Arbeits­
kräften zu erwarten. Die Unruhe unter 
den Ausländern wird im übrigen eine 



zusätzliche Anspannung der öffentli­
chen Sicherheit zur Folge haben. 

Die Sorge der Bevölkerung vor einem 
bewaffneten Konflikt und die in Krisen­
zeiten zu erwartende Beeinträchtigung 
des Außenhandels werden darüber hin­
aus zu unerwünschten Konsequenzen 
bei der Versorgung der Bundesrepublik 
führen. 

- Angst-, Hamster- und Hortungs­
käufe lebenswichtiger N ahrun gs­
mittel, 

- die Verknappung von Wirtschafts­
gütern, insbesondere von Mineralöl ­
produkten, sowie 

- Störungen und Unterbrechungen des 
Außenhandels, insbesondere der 
Einfuhren, und 

- finanzielle Transaktionen mit erheb­
lichen Auswirkungen auf Währung 
und Handel 

dürften rasch zu einer Verminderung 
des Warenangebotes und zu Engpässen 
in der Versorgung der Bevölkerung 
fü hren. 

Mit allen diesen Erscheinun gen fertig zu 
werden und damit die innere Stabilität 
der Bundesrepublik zu wahren, ist die 
Hauptaufgabe der zivilen Verwaltungen 
aller Ebenen im Rahmen der Krisenbe­
herrschung. 

Gelingt dies nicht, so besteht die Ge­
fahr, daß ein Gegner eine Krise herbei­
führt und durch Erpressung und sub­
versive Aktionen die inneren Strukturen 
der Bundesrepublik aufzulösen sucht. 
Auf diese Weise würde unserer Vertei­
digung das Fundament entzogen, ohne 
daß ein einziger Schuß zu fallen 
braucht. 

c) Die Funktionen der zivilen Verwal­
tungen in Krisensituationen erschöpfen 
sich indessen nicht in der Aufrechterhal­
tung der inneren Stabilität. 

Führt eine Krise zu einer akuten militä­
rischen Bedrohung, so wären die NA­
TO und mit ihr die Bundesrepublik zur 
Herstellung ihrer Verteidigungsbereit­
schaft gezwungen. Da diese im Frieden 
nicht hoch genug ist, muß sie in Krisen­
zeiten rasch gesteigert werden. 

Die Mittel dazu sind im militärischen 
Bereich die Mobilmachung und der 
Aufmarsch. Zu ihrer Durchführung ist 
die militärische Verteidigung in ständig 
wachsendem Maße auf die zivile Unter-

stützung angewiesen. So müssen Ver­
waltung und Wirtschaft im Zuge der 
Mobilmachung Arbeitskräfte, aber auch 
Lastwagen, Bau- und Depotgeräte abge­
ben. Hierdurch werden Lücken in dem 
eingespielten Verwaltungs- und Versor­
gungsablauf entstehen, die nicht ohne 
weiteres zu schließen sind. Die Inan­
spruchnahme der Deutschen Bundes­
bahn und der Straßen für militärische 
Bewegungen wird zu einer Minderung 
des Leistungsangebotes für den zivilen 
Bereich führen. Gleiches gilt auch für 
die Kapazitäten des Post- und Fernmel­
dewesens. 

"Jeder leitende Verwaltungsbe­
amte so/lte deshalb wissen, 
was in seinem örtlichen Zu­
ständigkeitsbereich in Krisen­
zeiten von militärischer Seite 
geplant ist. " 

Im zivi len Bereich gilt es dann, die Ver­
waltungen, die Wirtschaft und das ge­
samte öffentliche Leben auf die Erfor­
dernisse der Krisenlage und eines dro­
henden Verteidigungsfalles umzustel­
len. Das Mittel dazu ist die zivi le 
Alarmplanung, die die Herstellung der 
Verteidigungsbereitschaft im zivilen Be­
reich und die Unterstützung paralleler 
Anstrengungen im militärischen Sektor 
zum Gegenstand hat. Die entsprechen­
den Maßnahmen umfassen 

- die Herstellung der jederzeitigen Re­
aktions- und Handlungsfähigkeit der 
Verwaltungsbehörden, die bei einer 
Fünftagewoche und fehlender 
Nachtdienstbereitschaft nicht ohne 
weiteres gegeben ist, 

- ihre Anpassung an Verteidigungser­
fordernisse durch eine entsprechen­
de Umgliederung der Verwaltung, 

- die Aktivierung aller Planungen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung, 

- die Lenkung des Wirtschaftspoten­
tials und seine optimale Ausschöp­
fung zur Deckung des lebens- und 
verteidigungswichtigen Bedarfs und 
endlich 

- die Unterstützung der Streitkräfte. 

Kreise und Gemeinden 

d) Kreise uRd kreisfreie Städte tragen 
aufgrund ihrer recht umfassenden Zu­
ständigkeiten die Hauptverantwortung 
für die Durchführung aller Maßnahmen 
zur Erhaltung der inneren Stabilität und 
zur Herstellung der Verteidigungsbe­
reitschaft im zivilen Bereich. Zahlreiche 
Aufgaben sind jedoch nicht ohne die 
Mitwirkung der kreisangehörigen Ge­
meinden zu bewältigen. 

Folgt man den seit 1964 geltenden Be­
griffsbestimmungen der zivilen Vertei­
digung, so haben Kreise und Gemein­
den im Aufgabenbereich der Aufrecht­
erhaltung der Staats- und Regierungsge­
walt vor allem für die Funktionsfähig­
keit ihrer Verwaltungen unter krisenbe­
dingten Verhältnissen zu sorgen . Mit 
der Erhaltung der Sicherheit und Ord­
nung sind sie z. T. als Polizei -, in allen 
Ländern auch als Ordnungs behörden 
befaßt. Ihnen obliegt es auch, die psy­
cho logische Lage in der Bevölkerung zu 
beobachten und auf sie durch örtliche 
Presse, öffentliche Bekanntmachungen 
und Aufrufe Einfluß zu nehmen. Sie 
haben Lagezentren einzurichten und 
Lagemeldungen an ihre Aufsichtsbehör­
den abzusetzen. Endlich sind sie auch 
für die Alarmierung in ihrem örtlichen 
Zuständigkeitsbereich verantwortlich . 

Ebenso sind die Kreise und Gemeinden 
für den Zivilschutz, d. h. für alle Maß­
nahmen, die die Zivilbevölkerung vor 
Kriegseinwirkungen schützen und de­
ren Folgen beseitigen oder mildern sol­
len, zuständig. Das gilt für den Selbst­
schutz der Bürger, den die Gemeinden 
mit Unterstützung der Kreise zu organi­
sieren haben, aber auch für die örtliche 
Warnung vor drohenden Angriffen oder 
ABC-Gefahren, während die überörtli­
che Warnung durch die bundeseigenen 
Warnämter erfolgt. Kreise und Städte 
sind aber auch für den erweiterten Kata­
strophenschutz und den Schutzraum­
bau, für Maßnahmen zur Aufenthaltsre­
gelung und für Teilbereiche des Ge­
sundheitswesens sowie für örtliche 
Maßnahmen zum Schutz von Kulturgut 
zuständig. 

Ebenso ist die Hauptlast aller Maßnah­
men zur Sicherstellung der Versorgung 
und Bedarfsdeckung von den Kreisen 
und den kreisfreien Städten, z. T. unter 
Mitwirkung der kreisangehörigen Ge­
meinden, zu tragen. 
Durch die einschlägigen Bundesgesetze 
und die dazu erlassenen Rechtsverord-
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nungen sind ihnen die Mehrzahl aller 
Aufgaben zur Sicherstellung der Ernäh­
rung und zur Versorgung mit Gütern 
und Leistungen der gewerblichen Wirt­
schaft zugewiesen. Ihnen obliegt weit­
gehend die Sicherstellung der Wasser­
versorgung und die Beseitigung des Ab­
wassers . Sie sind aber auch für große 
Bereiche der örtlichen Versorgung mit 
Elektrizität, Mineralöl, Gas und Kohle 
zuständig. Im Bereich des Verkehrswe­
sens sind Kreise und Städte in erster 
Linie für die Sicherstellung des Straßen­
verkehrs, aber auch für Teilbereiche des 
Straßen baus verantwortlich, während 
die anderen Verkehrsbereiche in erster 
Linie von Bundesverwaltungen abge­
deckt werden. Bei der Deckung des zi­
vilen Personalbedarfs treten die Kreise 
und Städte als Bedarfsträger gegenüber 
der Arbeitsverwaltung auf. Ihnen steht 
außerdem eine Not- und Eilzuständig­
keit für Verpflichtungen nach dem Ar­
beitssicherstellungsgesetz zu. Auch sind 
sie im Rahmen des Personalausgleichs 
mit der Bundeswehr Antragsbehörden 
bei Unabkömmlichstellungen gegen­
über den Kreiswehrersatzämtern. End­
lich vertreten sie die Interessen der all­
gemeinen inneren Verwaltung bei Bun­
des- oder Landesbehörden auf ihrer 
Ebene, so etwa bei den Ämtern der 
Deutschen Bundespost und Bundes­
bahn oder bei den staatlichen Baubehör­
den und den staatlichen Gesundheits­
ämtern. 
Schließlich sind Kreise und kreisfreie 
Städte auch die wichtigsten zivilen An­
sprechpartner für die Verteidigungs­
kreiskommandos und die Kreiswehrer­
satzämter und Standortverwaltungen im 
Rahmen der zivil-militärischen Zusam­
menarbeit. Hier muß für einen ständi­
gen Lage- und Informationsaustausch 
zwischen den zivilen und militärischen 
Dienststellen und für die Koordinierung 
der beiderseitigen Planungen und Maß­
nahmen gesorgt werden . Jeder leitende 
Verwaltungsbeamte sollte deshalb wis­
sen, was in seinem örtlichen Zuständig­
keitsbereich in Krisenzeiten von militä­
rischer Seite geplant ist. Umgekehrt 
müssen die Dienststellen des Territorial­
heeres über die zivilen Planungen unter­
richtet sein. Nur auf diese Weise kann 
man für die bestmögliche Abstimmung 
beider Bereiche sorgen und unnötige 
Friktionen vermeiden. 

5. Nun kann niemand ausschließen, daß 
die Krisenbeherrschung versagt und die 
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Bundesrepublik trotz aller Bemühungen 
um die Erhaltung des Friedens in einen 
militärischen Konflikt verstrickt wird. 

a) Für diesen Fall gibt es eine breite 
Skala verschiedener Erscheinungsfor­
men des Krieges. Man unterscheidet 
heute zwischen 
- örtlich begrenzten Auseinanderset­

zungen, 
- einem den Bestand der Bundesrepu­

blik gefährdenden begrenzten Krieg 
mit ausschließlich konventionellen 
Waffen oder mit selektivem Einsatz 
nuklearer und chemischer Waffen 
und 

- dem allgemeinen Krieg, der global 
mit unbegrenztem Einsatz aller 
Kampfmittel ausgetragen werden 
könnte. 

Die Auswirkungen dieser Erschei­
nungsformen wären entsprechend der 
Art und der Intensität des Waffeneinsat­
zes unterschiedlich. Es ist daher nicht 
zutreffend, lediglich von einem nuklea­
ren Kriegsbild auszugehen und im Hin­
blick auf dieses alle Planungen für nutz­
los zu erklären. 

Im Verteidigungsfall haben Kreise und 
Gemeinden zwei Hauptfunktionen zu 
erfüllen: Zum einen haben sie im Rah­
men der Planungen des Bundes und der 
Länder und der ihnen danach zugewie­
senen Aufgaben dafür zu sorgen, daß 
Menschen und Material so gut wie ir­
gend möglich geschützt und eingetrete­
ne Schäden begrenzt oder behoben wer­
den. Zum anderen haben sie die Streit­
kräfte tatkräftig zu unterstützen, um die 
Operationsführung und eine erfolgrei­
che Verteidigung des Bundesgebietes zu 
erleich tern . 

b) Bei alledem sollte aber nie übersehen 
werden, daß es das Ziel der Sicherheits­
politik der NATO wie der Bundesrepu­
blik ist, den Ausbruch eines militäri ­
schen Konfliktes zu verhindern. Alle 
Verteidigungsanstrengungen dienen 
vorrangig der Krisenbewältigung. Die­
ser Vorrang gilt auch für die Planungen 
und Maßnahmen der Kreise und Ge­
meinden. Die Vorsorge für den Vertei­
digungsfall selbst darf zwar nie aus den 
Augen verloren werden; sie hat aber erst 
zweite Priorität. 
Angesichts der Gefahren, die alle Er­
scheinungsformen eines bewaffneten 
Konfliktes in sich bergen, beruht das 
Konzept der NATO - und damit auch 

der Bundesrepublik - auf der Strategie 
der Abschreckun g. Sie droht dem Ag­
gressor Risiken an, die für ihn in keinem 
Verhältnis zu dem angestrebten Erfolg 
stehen. Glaubwürdig ist diese Ab­
schreckungsstrategie aber nur, wenn 
man über die Fähigkeit verfügt, dem 
Angreifer schweren Schaden zuzufügen, 
und er die Androhung eines entspre­
chenden Risikos ernst nimmt. 

Im Rahmen dieses Konzeptes ist es das 
Ziel der zivilen Anstrengungen, die Ver­
wundbarkeit des eigenen Potentials in 
einem wie auch immer gearteten Kon­
flikt zu vermindern. 

Es ist daher nicht zu verantworten, die 
Aufgaben der zivilen Verteidigung auf 
der Ebene der Kreise und Gemeinden 
im Hinblick auf die derzeit geringe 
Wahrscheinlichkeit und die schwerwie­
genden Folgen eines modernen Krieges 
zu vernachlässigen oder gar für sinnlos 
zu erklären, wie dies vereinzelt in der 
öffentlichen Diskussion immer wieder 
geschieht. 

6. Nun dürfte es eine Überforderung 
der zivilen Verwaltungen allgemein und 
der Kreise und Gemeinden im besonde­
ren sein, wenn man von ihnen verlangen 
würde, für Katastrophen im Frieden, 
für Versorgungskrisen, für internationa­
le Krisen mit einer militärischen Bedro­
hung und für den Verteidigungsfall je­
weils verschiedene Planungen und Maß­
nahmen zu erarbeiten und vorzuberei­
ten. Dies verbietet sich allein schon im 
Hinblick auf die beschränkte Zahl der 
für derartige Vorsorgeplanungen ver­
fügbaren und fachlich geeigneten Ver­
waltungsbediensteten, wie auch im Hin­
blick auf die begrenzten Haushalts­
mittel. 

Es erscheint daher ratsam, von emem 
einheitlichen Konzept auszugehen, das 
möglichst alle Gefahrenlagen abdeckt. 
Ohne Zweifel sind politisch-militärische 
Krisen und ein militärischer Konflikt 
die schwersten Belastungen, die auf die 
Bundesrepublik zukommen können. Sie 
erfordern die umfassendsten Vorsorge­
maßnahmen, die ihrerseits auch die not­
wendigen Planungen für Katastrophen ­
fälle im Frieden und für Versorgungs­
krisen einschließen, da Vorkehrungen 
zur Herstellung der Einsatzbereitschaft 
des Katastrophenschutzes und seiner 
Führung, wie auch die Vorsorge für den 
Vollzug von Bewirtschaftungsmaßnah-



men Bestandteil jeder Krisenplanun g 
sein müssen . 
Sofern die Planungen und Vorsorge­
maßnahmen der Kreise und Gemeinden 
auf einem derart umfassenden Konzept 
für politisch-militärische Krisen beru ­
hen, bedarf es keiner besonderen Pla ­
nungen für Katastrophen im Frieden 
und für Versorgungskrisen. Treten der­
artige Gefahrenlagen ein, so bedarf es 
lediglich des Vollzuges der zu ihrer Be­
wältigung notwendigen Teilmaßnahmen 
der Gesamtplanung. Auf diese Weise 
lassen sich die vielfach beobachteten Pa­
rallelarbeiten für unterschiedliche Ge­
fahrenlagen, damit Doppel-und 
Dreifachplanungen und die Schwierig­
keit, diese einander zu koordinieren, 
vermeiden, aber auch der personelle und 
materielle Aufwand in Grenzen halten. 

Ein derartiges Vorgehen erfordert aller­
dings, daß in jeder Kreis- und Gemein­
deverwaltung schon in normalen Zeiten 

Die Lösung: 

eine Organisationseinheit für die zivile 
Gesamtplanung für Krisen zei ten be­
steht, die auch für die Teilplanungen für 
Katastrophenfälle und Versorgungskri­
sen federführend zuständig ist. Bei ihr 
sollten der Alarmkalender oder Einsatz­
plan ebenso wie der Katastrophen ­
schutzp lan und die Zivilschutzkreis­
bzw. Ortsbeschreibung geführt werden. 
Die Anlage und Führung dieser Unter­
lagen erfordert schwierige und umfan g­
reiche Arbeiten . Ihre Bewältigung setzt 
eine zahlenmäßig und qualitativ gute 
Besetzung der entsprechenden Organi­
sationseinheit voraus. Diese ist außer­
dem auf die Zuarbeit zahlreicher ande­
rer Abteilungen und Ämter der betref­
fenden Verwaltung angewiesen, da nur 
diese über das erforderliche Fachwissen 
und die entsprechenden Unterlagen ver­
fügen. 

Die mit der Vorsorgeplanung betrauten 
Bediensteten können ihre verantwor-
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tungsvolle Funkti on jedoch nur erfül­
len, wenn sie die volle Unterstützung 
ihrer Vorgesetzten, insbesondere der 
Hauptverwaltungsbeamten, haben . 

Diese Darlegungen zeigen, welche Ver­
antwortung die Hauptverwaltungsbe­
amten tragen. Werden die Aufgaben der 
z ivilen Verteidigung vernachlässigt -
und diese Gefahr liegt bei der Belastung 
der Verwaltungen durch die üblichen 
laufenden Arbeiten immer nahe -, so 
sind die Krisenbeherrschu ng und die ra­
sche Herstellung der Verteidigungsbe­
reitschaft infrage gestellt, dann aber die 
Abschreckung zweifelhaft und damit 
der Friede in Gefahr. Hier liegt also eine 
wesentliche sicherheitspolitische Funk­
tion der in ihrer Bedeutung oft genug 
unterschätzten Aufgaben, die die Kreise 
und Gemeinden im Rahmen der zivilen 
Verteidigung wahrzunehmen haben. 
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Vorsorgeplanungen von Krankenhäusern für einen Katastrophenfall können nur 
durchgeführt werden, wenn die Wünsche des Gesetzgebers Berücksichtigung finden. 
Wir bringen aus kompetenter Feder "Die Einbindung der Krankenhäuser in den 
Katastrophenschutz" und den Vorschlag des Bundesinnenministers zu "Empfehlun­
gen zur Vorsorgeplanung von Krankenhäusern für einen Katastrophenfall". 
Wie es in der Praxis um diese Vorsorge augenblicklich bestellt ist, zeigen wir anschlie­
ßend an diesen Beitrag in einer kritischen Bestandsaufnahme. 

Vorsorge­
planungen 

für Krankenhäuser in 
einem Katastrophenfall 

A. Die Einbindung der Kranken­
häuser in den Katastrophenschutz 

I. Die sanitätsdienstlichen Maß­
nahmen des Katastrophenschutzes 

D er Begriff "Katastrophe" wi rd in den 
Katastrophenschutzgesetzen der Länder 
allgemein definiert als 

"ein Notstand, bei dem Leben, Gesund­
heit oder die lebenswichtige Versorgung 
der Bevölkerung oder erhebliche Sach­
werte in einem solchen Maße gefährdet 
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oder beeinträchtigt sind, daß seine Be­
kämpfung durch die zuständigen Behör­
den und die notwendigen Einsatz- und 
Hilfskräfte eine zentrale Leitung erfor­
dert I." 

Das Grundgesetz räumt dem "Leben" 
und der "Gesundheit" einen überragen­
den Stellenwert ein. Art. 2 Abs . 2 
Satz 1 GG in Verbindung mit Art. 1 
Abs. 1 Satz 2 GG verpflichtet den Staat, 
jedes menschliche Leben zu schützen . 
Diese Schutzpflicht ist umfassend 2. Es 
nimmt deshalb nicht Wunder, daß im 
Rahmen der Definition des Katastro­
phenfalles "Leben" und "Gesundheit" 
vor allen anderen Werten genannt wer­
den. Planungen und Maßnahmen des 
Katastrophenschutzes haben sich hieran 
zu orientieren und die Rettung von 
Menschen in den Vordergrund ihrer Be­
mühungen und Anstrengungen zu 
stellen. 

Im Bereich des Katastrophenschutzes 
sind es vor allem zwei Fachdienste, die 
unmittelbar der Rettung von Menschen 
dienen. Der Bergungsdienst birgt Men­
schen aus Gefahrenlagen 3. Aus ärztli­
cher Sicht steht aber der Sanitätsdienst 
im Vordergrund, in dem namentlich die 
privaten Hilfsorganisationen wie DRK, 
MHD, ASB, lUH mitwirken. 

Der Sanitätsdienst leistet Sanitätshilfe, 
gewährt erste ärztliche Versorgung und 
übernimmt den Krankentransport 4. 

Nach der Allgemeinen Verwaltungsvor­
schrift über die Organisation des Kata­
strophenschutzes sind Einheiten des Sa­
nitätsdienstes der Sanitätszug, der 
Krankentransportzug und der Ver­
bandsplatzzug 5. Dieser Aufgabentren­
nung lag die Konzeption zugrunde, daß 
der Sanitätsdienst unmittelbar im Scha­
densgebiet Erste Hilfe und erste ärztli­
che Versorgung leistet, der Kranken­
transportzug die Überführung der erst­
versorgten Verletzten in die stationären 
Einrichtungen der Krankenhäuser über­
nimmt und der Verbandsplatzzug einen 
Verbandsplatz u. a. auch in festen Un­
terkünften errichtet und die ärztliche 
Betreuung der Verletzten übernimmt 6. 

Nach noch neueren konzeptionellen 
Überlegungen des Bundesministers des 
Innern ist diese bisherige Dreiteilung 
der Aufgaben allerdings zugunsten eines 
wirkungsvolleren und effektiveren Sani­
tätsdienstsystems aufgegeben worden, 

in dessen Mittelpunkt der Sanitätszug 
steht. In diesen werden künftig die Auf­
gaben, die bisher vom Krankentrans­
portzug und Verbandsplatzzug wahrge­
nommen sind, zusammengefaßt und in­
tegriert. Hiernach hat der Sanitätszug 
umfassend die Aufgabe, unmittelbar am 
Schadensort und damit gleichsam an 
vorderster Front, 

- die Verletzten zu sichten, 

- ärztliche Versorgungsmaßnahmen 
insbesondere zur Abwendung le­
bensbedrohlicher Zustände durch­
zuführen und 

- die Transportfähigkeit der Verletz­
ten herzustellen sowie den Transport 
unmittelbar zu den bestehenden sta­
tionären Versorgungseinrichtungen 
der Krankenhäuser durchzuführen . 
Es ist somit seitens des erweiterten 
Katastrophenschutzes nicht vorgese­
hen, weder Verbandsplätze noch 
Rettungsstellen 7 als AuffangsteIle 
zwischen dem Katastrophenort und 
dem Krankenhaus zwischenzuschal­
ten. Die Verletzten werden vielmehr 
so schnell wie möglich direkt vom 
Katastrophenort in das Krankenhaus 
gebracht, wo die ärztlichen Endver­
sorgungsmaßnahmen unverzüglich 
beginnen können. 

11. Die Krankenhäuser als letztes 
Glied der Versorgungskette 

Die neuen konzeptionellen Überlegun­
gen des Sanitätsdienstes erhöhen den 
Verantwortungsbereich der Kranken­
häuser, da die Katastrophenopfer nun­
mehr zu einem frühen Zeitpunkt in den 
Krankenhausbereich gelangen. Die Ef­
fektivität der Rettungsrnaßnahmen zu­
gunsten der Verletzten hängt deshalb 
davon ab, wie wirksam die Organisation 
eines Krankenhauses auf die Bewälti­
gung der Aufgaben in einem Katastro­
phenfall eingerichtet ist. Dies ist aller­
dings nicht mehr eine Frage des Sani­
tätsdienstes des Katastrophenschutzes, 
denn mit der Aufnahme der Verletzten 
in das Krankenhaus enden in der Regel 
die sanitätsdienstlichen Planungen und 
Maßnahmen des Katastrophenschutzes; 
die stationäre Versorgung der Verletz­
ten einer Katastrophe als letztes Glied 
der Versorgungskette ist eine eigene 
Aufgabe der Krankenhäuser. 

Vorsorgeplanungen 

Rechtlich wäre es allerdings durchaus 
möglich, auch die Krankenhäuser in die 
allgemeinen Planungen des Katastro­
phenschutzes mit einzubeziehen, selbst 
wenn die bestehenden Krankenhäuser 
nicht ausdrücklich vom Wortlaut der 
Katastrophenschutzgesetze der Länder 
erfaßt werden und insbesondere danach 
auch keine ausdrückliche Verpflichtung 
für die Aufstellung von Katastrophen­
plänen in Krankenhäusern besteht. In­
soweit sind die einschlägigen Gesetze 
aber weit genug gefaßt. Im übrigen wird 
man die Verpflichtungen von Kranken­
häusern zur Mitarbeit im Katastrophen­
schutz zumindest dort, wo entsprechen­
de gesetzliche Regelungen bestehen, 
auch im Lichte der Krankenhausgesetze 
der Länder sehen müssen. Hiernach 
werden die Krankenhäuser verpflichtet, 
einerseits "jeden, der seine Leistungen 
benötigt, nach Art und Schwere der Er­
krankung zu versorgen", und anderer­
seits "zur Zusammenarbeit mit den 
Dienststellen der Katastrophenab­
wehr" 8. 

Vereinzelt werden deshalb durchaus 
auch die Krankenhäuser in die Pla­
nungen des Katastrophenschutzes mit 
einbezogen 9, im allgemeinen umfassen 
die Katastrophenschutzpläne der 
Hauptverwaltungsbeamten der kreis­
freien Städte und Landkreise allerdings 
nicht den krankenhausinternen Versor­
~ngsdienst der Katas.trophenopfer. 
Uberwiegend haben die Arztekammern 
und die Kassenärztlichen Vereinigungen 
auch nicht an der Aufstellung der vorlie­
genden Katastropheneinsatzpläne mit­
gewirkt 10. Ein reibungsloses Funktio­
nieren des krankenhausinternen Versor­
gungssystems wird in diesen Fällen viel­
mehr vorausgesetzt. 

III. Katastropheneinsatzpläne von 
Krankenhäusern 

Den Krankenhäusern fällt damit die ei­
gene Veranrwortung zu, Vorsorgemaß­
nahmen für Katastrophenfälle zu tref­
fen . Ein unvorbereitetes Krankenhaus 
wäre mit den in einem Ernstfall zu be­
wältigenden Aufgaben bald überfordert. 
Dies folgt bereits aus der wesentlichen 
Veränderung der normalen Arbeitsbe­
dingungen und Arbeitsweisen bei einem 
Massenanfall von Verletzten, die eine 
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Vorsorgeplanungen 

Abkehr von der sonst üblichen optima­
len Individualversorgung verlangt. Zu 
den Mindestvorkehrungen sollte gehö­
ren, daß jedes Krankenhaus für sich ei­
nen Katastropheneinsatzplan erstellt, 
der die wichtigsten organisatorischen 
Maßnahmen festlegt 11. 

1. In der Praxis bestehen solche Kata­
stropheneinsatzpläne von Krankenhäu­
sern allerdings auch nicht überall, ge­
schweige sind sie die Regel. Aus ärztli­
chen Fachkreisen und z. T. auch von 
den Hilfsorganisationen des Katastro­
phenschutzes wird jedoch zunehmend 
das Fehlen von solchen ärztlichen Pla­
nungen beklagt. Der 83. Deutsche Ärz­
te tag vom 13. bis 17. Mai 1980 in Berlin 
hat hierzu folgende Entschließung ge­
faßt: 

"Für jedes Krankenhaus sind Einsatz­
pläne zu fertigen, die bei regelmäßigen 
Übungen auf ihre Brauchbarkeit gete­
stet werden müssen. Dazu gehört auch 
die Bereitstellung entsprechender Kran­
kenhauseinrichtungen einschließlich der 
notwendigen Verbrauchsgüter (Medika­
mente, Verbandmittel usw.)" 12. 

2. Auch seitens der für den friedensmä­
ßigen Katastrophenschutz zuständigen 
Länder findet dieser Problembereich 
verstärkt Beachtung. So hat die Ständi~e 
Konferenz der Innenministerl -senato­
ren der Länder auf der Sitzung in Berlin 
am 28. November 1980 Empfehlungen 
zur Katastrophenvorsorge und für das 
Verhalten in Katastrophenfällen be­
schlossen. Hierzu wurde nicht zuletzt 
zurückgehend auf eine Anregung des 
Bundesministers des Innern unter Nr. 
2.2.1 ausgeführt: 

"Um auf den Massenanfall Verletzter 
bei Katastrophen gerüstet zu sein, sind 
vorbereitende Planungen der Kranken­
häuser und der Katastrophenschutz-Be­
hörden unentbehrlich. Die Katastro­
phenschutz-Behörden sollten darauf 
hinwirken, daß die Krankenhäuser in 
ihrem Zuständigkeitsbereich eine ent­
sprechende Anschlußplanung an die Ka­
tastropheneinsatzplanung der Behörden 
vornehmen" . 

3. Von Bundesseite wird den Vorsorge­
planungen von Krankenhäusern für ei­
nen Katastrophenfall großes Interesse 
beigebracht, weil dieses zugleich auch 
emen wichtigen Schritt zur Verbesse-
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rung der gesundheitlichen Versorgung 
der Bevölkerung in einem Verteidi­
gungsfall bilden würde. Im Hinblick auf 
ihre geographische Lage und ihre dichte 
Besiedlung muß sich die Bundesrepu­
blik Deutschland darauf einstellen, daß 
bei einer kriegerischen Auseinanderset­
zung mit einer großen Zahl von Verletz­
ten zu rechnen ist 13. Der Bund finan ­
ziert deshalb in erheblichem Umfang 
den Bau von Hilfskrankenhäusern (§ 15 
ZSG) 14, die Einrichtung von ZS-Sani ­
tätslagern (§ 14 ZSG), die Erste-Hilfe­
Ausbildung und die Ausbildung von 
Schwesternhelferinnen IS. 

Die Basis der medizinischen Versorgung 
der Bevölkerung in einem Verteidi ­
gungsfall müssen allerdings die beste­
henden Krankenhäuser bilden. Ähnlich 
wie in einem Katastrophenfall können 
sie die Aufgaben nur bewältigen, wenn 
zuvor organisatorische und planerische 
Vorberei tungsmaßnahmen getroffen 
worden sind. Die hier noch bestehenden 
gesetzlichen Lücken bei der Sicherstel­
lung der medizinischen Versorgung der 
Bevölkerung in einem Verteidigungsfall 
versucht der vom Bundesminister für 
] ugend, Familie und Gesundheit erar­
beitete Entwurf eines Gesundheitssi­
ehersteIlungsgesetzes 16 zu schließen. 
Dieser Entwurf sieht namentlich in § 17 
Abs. 3 vor, 

"wer nach § 2 Abs. 1 Nr. 2-7 mitzuwir­
ken hat 17 .•• , hat auf Anforderung der 
zuständigen Behörden einen Einsatz­
plan für den Verteidigungsfall aufzu­
stellen" . 
Zur Begründung führt der Entwurf aus, 
daß über die allgemeinen Planungen 
hinaus 

"es jeweils noch eines Einsatzplanes (be­
darf), durch den insbesondere die inner­
betrieblichen Organisationsabläufe für 
besondere Notfälle und außergewöhnli­
che Belastungen geregelt bzw. organisa­
torische Vorsorge für die Erfüllung öf­
fentlicher Aufgaben unter solchen Um­
ständen gep lant wird". 

Da § 15 Abs. 3 des Entwurfs allerdings 
keine unmittelbare Rechtsverpflichtung 
gegenüber den Trägern von Kranken­
häusern beinhaltet, sondern nur die blo­
ße Möglichkeit einer Anordnung des 
ErstelIens von Krankenhauseinsatzplä­
nen, kann es durchaus fraglich sein, ob 
die gewählte Rechtskonstruktion noch 
der Begründung entspricht. Nach dem 
Gesetzentwurf ist es nämlich möglich, 

daß es zu einer regional unterschiedli­
chen Regelungspraxis in diesem Bereich 
kommt, die gerade im Hinblick auf ei­
nen Verteidigungsfall nicht wünschens­
wert wäre. Deshalb wird auch von kom­
petenter ärztlicher Seite eine unmittel­
bare Rechtsverpflichtung zum Aufstel­
len von Krankenhauseinsatzplänen ge­
fordert 18. 

4. Um die Erörterungen, die derzeit 
über Vorsorgeplanungen von Kranken­
häusern für einen Katastrophenfall ge­
führt werden, zu fördern und ihnen 
gleichzeitig einen konkreten Inhalt zu 
geben, hat der Bundesminister des In­
nern einen Vorschlag für "Empfehlun­
gen zur Vorsorgeplanung von Kranken­
häusern für einen Katastrophenfall" er­
arbeitet und mit den Mitgliedern des 
Fachausschus.ses "Katastrophenmedi­
zin" der Schutzkommission beim Bun­
desminister des Innern abgestimmt. Der 
Bundesminister des Innern hat den Vor­
schlag dieser "Empfehlungen" den für 
den friedensmäßigen Katastrophen­
schutz zuständigen Innenministern i -se­
natoren der Länder gleichsam als eine 
"Hilfestellung" übermittelt. Die Emp­
fehlungen liegen derzeit dem zuständi ­
gen Unterausschuß "Katastrophen ­
schutz" des Arbeitskreises V der Ständi­
gen Konferenz der Innenminister/-sena­
toren der Länder vor und werden im 
Hinblick auf entsprechende Überlegun­
gen der Länder erörtert. 
Um die "Empfehlungen" auch einer 
breiteren sachlich interessierten Öffent­
lichkeit zugänglich zu machen und da­
mit auch für diesen Problem bereich für 
die notwendige Transparenz zu sorgen, 
sollen sie nachstehend wiedergegeben 
werden . 

B. Vorschlag des Bundesministers 
des Innern zu Empfehlungen 

zur Vorsorgeplanung 
von Krankenhäusern 

für einen Katastrophenfall 

I. Grundlagen und Notwendigkeit 
krankenhausinterner Vorsorge­
maßnahmen. 

Bei Katastrophen kommt der gesund­
heitlichen Versorgung der Bevölkerung 
durch die bestehenden Krankhäuser be­
sondere Bedeutung zu. 



Die in einem Ernstfall zu bewältigenden 
Aufgaben verlangen eine vorherige 
sorgfältige Planung; ein unvorbereitetes 
Krankenhaus wäre bald überfordert. 
Zu den erforderlichen Vorbereitungen 
gehört vor allem, daß jedes Kranken­
haus für sich einen Katastrophen-Ein­
satzplan erstellt, der sowohl organisato­
rische Maßnahmen festlegt als auch den 
ärztlichen und pflegerischen Einsatz re­
gelt. Nachfolgend soll ein Überblick 
über den Inhalt eines solchen Katastro­
phen-Einsatzplanes gegeben werden. 

11. Katastrophen-Einsatzplan 

1. Katastropheneinsatz 

1.1 Anordnung des Katastrophenein-
satzes 
Katastropheneinsatz ist anzuordnen, 
wenn infolge eines größeren Unglücks 
mehr Schwerverletzte zu versorgen 
sind, als sich mit dem vorhandenen Per­
sonal bewältigen läßt . Die Feststellung 
des Katastrophenalarms durch die zu­
ständigen Stellen des öffentlichen KatS 
ist hiervon unabhängig; sie stellt jedoch 
ein wichtiges Kriterium für die Ent­
scheidung der Anordnung des Katastro­
pheneinsatzes dar. 
Dabei kann differenziert werden nach: 

1.1.1 Einsatzstufen 
Entsprechend der Verletztenzahl kön­
nen vorher festgelegte Einsatzstufen 
ausgerufen werden. Diese müßten sich 
nach der Behandlungskapazität des 
Krankenhauses richten. 
Möglich wären folgende Stufen: 
Stufe 1: ca. 1 0-20 Unfallopfer 
Stufe 2: ca. 25-50 Unfallopfer 
Stufe 3: über 50 Unfallopfer. 

1.1.2 Katastrophenart 
Je nach Art der gesundheitlichen Schä­
den sind unterschiedliche medizinische 
Hilfs- und Heilrnaßnahmen notwendig. 
Brandkatastrophen erfordern andere 
personelle und organisatorische Konse­
quenzen als z. B. Massenvergiftungen 
oder Infektionsepidemien . Die unter­
schiedliche AufgabensteIlung je nach 
Katastrophenart sollte ein Katastro­
pheneinsatzplan berücksichtigen. 
1.2 Zuständigkeit für Anordnung des 
Katastropheneinsatzes 

Die Entscheidung über einen Katastro­
pheneinsatz trifft der ärztliche Direktor; 
im Falle seiner Verhinderung sein stän­
diger Vertreter. Derjenige, der Kata-

stropheneinsatz anordnet, ruft auch die 
Einsatzleitung (Nr.2) zusammen. 

1. 3 Benachrichtigung 
Die Anordnung des Katastrophenein ­
satzes sollte sofort an die Hauptaufnah­
me weitergeleitet werden, die das benö­
ti~te, abwesende medizinische Personal 
(Arzte, Schwestern, Pfleger) sowie das 
Personal der Verwaltung und Versor­
gung (Verwaltungs- und Schreibdienste, 
Küchen personal) ben ach rich tigen. 
Hierfür sollte ein besonderer Benach­
richtigungsplan vorgesehen werden. Die 
Benachrichtigung sollte folgendermaßen 
verlaufen: 
Sekretariat des ärzt­
lichen Direktors 
Pflegedienstlei tung 
Verwaltungsleiter 

Ärzte 

Pflegekräfte 
Schreibkräfte, 
Küchen, 
Hauspersonal 

Da es aus Zeitgründen fraglich sein 
kann, ob das gesamte Personal von einer 
zentralen Stelle aus alarmiert werden 
kann, sollte in dem Benachrichtigungs­
plan aber zusätzlich auch noch festge­
legt werden, wer wen im Rahmen einer 
Alarmierungskette telefonisch zu ver­
ständigen hat. 
Für die im Krankenhaus befindlichen 
Mitarbeiter ist zeitlich unbegrenzte 
Dienstbereitschaft anzuordnen. 

2. Einsatzleitung 

Die zentrale Organisation im Kranken­
haus und die Verbindung nach außen 
(Katastropheneinsatzleitung, Rettungs­
leitsteIle, Polizei, Pres e) erfolgt aus­
schließlich durch die Einsatzleitung. 

2.1 Zusammensetzung 
Zur Einsatzleitung sollten gehören: 
der geschäftsführende ärztliche Di­
rektor, 
der Verwaltungsdirektor oder -leiter, 
die Pflegedienstleitung. 

2.2 Aufgaben 

2.2.1 Organisation innerhalb des Kran­
kenhauses 
Dazu gehören im einzelnen 
- Registrierung der Verunglückten 

und ihrer Verletzungen. Zu diesem 
Zweck Abordnung von Schreibkräf­
ten in den Triageraum und in die 
chirurgische Ambulanz. 

- Räumung des Krankenhauses von 
Besuchern und betriebsfremden Per-
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sonen; Schließung von Nebenein ­
gängen; Einrichtung von Warteräu­
men für Angehörige von Verletzten . 

- Räumung der Poliklinik , ambulanter 
und sonstiger Diagnoseeinrichtun­
gen (Röntgen). Herstellung der Ein­
satzfähigkeit aller verfügbaren Op­
Säle, Aufstellung von Op-Teams mit 
Zuordnung bestimmter operativer 
Aufgaben . 

- Entlassung leicht kranker Patienten 
(siehe auch Nr. 5.1) 

- Steuerung der stationären Unter­
bringung der Verunglückten. Hierzu 
müssen die auf den einzelnen Abtei­
lungen und Stationen vorhandenen 
freien Betten ermittelt und festge­
stellt werden. Erforderlichenfalls 
sind telefonische Erkundigungen 
über die Aufnahmefähigkeit von an­
deren, nahegelegenen Krankenhäu ­
sern unmittelbar oder bei größeren 
Katastrophen- und Unglücksfällen 
nach Feststellung des Katastrophen­
zustands beim zuständigen Haupt­
verwaltungsbeamten (HVB) einzu­
holen. 

- Regelung aller Fragen, die die Tech­
nische Abteilung und Wirtschaftsab­
teilung betreffen, z. B. Ermittlung 
und Bereitstellung des zu erwarten­
den Mehrbedarfs an Matratzen, 
Bettwäsche, Verpflegung usw. 

2.2.2 Informationszentrale 
Zur Steuerung der Unterbringung der 
Verletzten ist es notwendig, Informatio­
nen über das Ausmaß der Katastrophe 
und die Zahl der wahrscheinlich noch 
zu erwartenden Verletzten einzuholen. 
Die Einsatzleitung hat sämtliche Infor­
mationen zu sammeln und ggf. weiter­
zugeben. Dazu erforderlich ist eine 
Nachrichtenverbindung 
- nach außen zur Katastrophenschutz­

leitung des HVB bzw. zur Rettungs­
leitsteIle zur ständigen gegenseitigen 
Information, namentlich auch hin ­
sichtlich der Anforderungen von 
personellen und materiellen Re­
serven. 

- intern zum Aufnahme- und Triage­
raum, zum Op-Raum sowie zu den 
einzelnen Stationen. Hierfür sind 
bestimmte Telephonverbindungen 
einschließlich für ein- oder ausge­
hende Gespräche zu schalten oder zu 
sperren. 

Der Einsatzleitung obliegt die Beant­
wortung aller Fragen, die sich auf den 
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Katastropheneinsatz beziehen. Dazu 
gehört die Auskunftserteilung an die 
Angehörigen von Verletzten sowie die 
Unterrichtung der Presse, soweit diese 
Auskünfte nicht allein und zentral 
durch die Einsatzleitung des HVB gege­
ben werden sollen. Die Auskunftsertei­
lung darf den Katastropheneinsatz nicht 
behindern. 
Die Einsatzleitung hat die Polizei zu 
verständigen, soweit eine Absperrung 
bzw. Verkehrsregelung erforderlich ist. 

3. Personelle Planungen -
Aufgabenverteilung 

Alle zum Einsatz gerufenen Mitarbeiter 
haben sich grundsätzlich an ihrem übli­
chen Arbeitsplatz zu melden. Im Zwei­
felsfalle (z. B. bei Besetzung des Ar­
beitsplatzes) ist eine Meldung an die 
Einsatzzentrale erforderlich. 

3.1 Funktionsträger, Triage (Sichtung 
von Verletzten) 
Die Funktionsträger eines Krankenhau­
ses müssen sich nach Anordnung des 
Katastropheneinsatzes an einem vorbe­
stimmten Ort aufhalten. Dieser Ort darf 
nur verlassen werden, wenn ein Vertre­
ter anwesend ist. Folgende feste Aufent­
haltsorte sollten vorgesehen werden: 
- Chefarzt Chirugie - Eingangshalle/ 

Triageraum 
- Chefarzt Anästhesie - Wachstation/ 

Intensivstation 
- Leitender Arzt Poliklinik - Poli­

klinik/ Ambulanz 
- Verwaltungsleiter u. Pflegedienstlei -

tung - Einsatzzentrale. 

Besonders wichtig ist die Sichtung der 
Verletzten (Triage) durch einen - ggf. 
auch mehrere - erfahrene Chirurgen. 
Die Triage hat im Krankenhaus in jedem 
Falle zu erfolgen, auch wenn eine erste 
Sichtung der Verletzten bereits am Ka­
tastrophenort stattgefunden hat. Bei der 
Triage werden vor allem 
- die Dringlichkeit der Versorgung 

festgelegt sowie 
- die unbedingt notwendigen thera-

peutischen Maßnahmen angeordnet. 

Nach dem Ergebnis der Sichtung ist zur 
weiteren Durchführung der angeordne­
ten Maßnahmen das Erstellen einer Ver­
letztenkarte notwendig; das Original 
der Verletztenkarte sollte beim Verletz­
ten verbleiben sowie eine Durchschrift 
zu Dokumentationszwecken aufbe­
wahrt werden. Vordrucke von Verletz-
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tenkarten mit den notwendigen Anga­
ben sollten bereits vor einem Katastro­
phenfall vorbereitet werden. 

3.2 Niedergelassene Ärzte 
Sollte die personelle Kapazität des ärzt­
lichen Dienstes eines Krankenhauses 
ausgeschöpft sein, muß geprüft werden, 
ob niedergelassene Ärzte (namentlich 
Chirurgen) zur Mithilfe in Krankenhäu­
sern herangezogen werden sollen. Die­
ses gilt insbesondere dann, wenn die 
räumlichen Behandlungskapazitäten 
wesentlich erweitert werden (Nr.5.2). 
Eine Mitarbeit von niedergelassenen 
Ärzten kann aber nur dann erfolgver­
sprechend sein, wenn bereits vor Ein­
tritt eines Ernstfalles der Einsatz von 
freiberuflichen tätigen Ärzten - mög­
lichst auf freiwilliger Basis - geplant und 
mit den Betroffenen abgesprochen wird. 

4. Räumliche Organisation 

4.1 Einsatzzentrale 
Für die Einsatzzentrale sollte ein beson­
derer Raum festgelegt werden, in dem 
die notwendigen Einrichtungen (z. B. 
Telefonleitung) bereits vorhanden sind. 
Dieser Raum sollte sich in unmittelbarer 
Nähe des Aufnahme-rrriageraumes be­
finden. 

4.2 Aufnahme- und Triageräume 
Es sind geeignete Aufnahme- und Tria­
geräume festzulegen und in einem 
Ernstfall zu kennzeichnen. Da sämtliche 
Katastrophengeschädigte den Aufnah­
me- bzw. Triageraum durchlaufen müs­
sen, bietet sich hierfür vornehmlich die 
Eingangshalle des Krankenhauses an. 
Hier sind auch Transportmittel für die 
Weiterleitung der Verletzten (Untersu­
chungsliegen, Verband wagen) bereitzu­
stellen. 

4.3 Versorgungsräume 
4.3.1 Erstversorgung 
- Alle Schwerverletzten, die unver­

züglich operiert werden müssen, 
sollten in die Vorbereitungsräume 
der Operationssäle gebracht werden. 

- Alle übrigen (Leicht-)Verletzten 
sollten zu einer Sammelstelle in der 
Chirurgie (Aufnahmeraum/Polikli­
nik) gebracht werden. Auch diese 
Räume sind vorher festzulegen und 
in einem Katastrophenfall zu kenn­
zeichnen. 

4.3.2 Endversorgung 
Für die endgültige chirurgische Versor­
gung sollten die zur Verfügung stehen­
den Operationsräume und Verbands­
plätze vorher festgelegt und in einem 
Ernstfall gekennzeichnet werden. Dabei 
sind auch Operationssäle für die Be­
handlung spezieller Verletzungen (Hals­
oder Kieferverletzungen/HNO-Opera­
tionssaal; Augenverletzungen/ Augen­
operationssaal usw.) zu berücksich­
tigen. 

4.4 Warteräume 
In der Nähe des Aufnahme- bzw. Tria­
geraumes sollte ein Warteraum einge­
richtet und beschildert werden. Dieser 
Warteraum soll den Angehörigen der 
Veletzten zur Verfügung stehen. 

5. Vorbereitung zusätzlicher 
Kranken- und Notbetten 

Um die ärztliche Versorgung in einem 
Katastrophenfall sicherstellen zu kön­
nen, sind in den Krankenhäusern Vor­
sorgernaßnahmen zur zusätzlichen Auf­
nahme von Verletzten zu treffen. Die 
erforderlichen Plätze können durch ein 
vorzeitiges Entlassen von Patienten und 
- falls die Zahl der anfallenden Verletz­
ten dieses erfordert - zusätzlich auch 
durch Kapazitätserweiterung gewonnen 
werden. Die Anzahl der in einem Ernst­
fall auf diese Weise voraussichtlich zu 
gewinnenden zusätzlichen Bettenplätze 
sollte bereits vorher festgestellt werden. 

5.1 Entlassungen 
Patienten sollten dann entlassen wer­
den, wenn bei ihnen als Folge dieser 
Maßnahme keine nachhaltige Schädi­
gung des Gesundheitszustandes zu be­
fürchten ist und die weitere Behandlung 
auch ambulant durchgeführt werden 
kann. Als Entlassungsquote wird man 
auch nach internationalen Erfahrungen 
im allgemeinen einen Prozentsatz von 
etwa 30 %, zuweilen sogar bis zu 50 % 
annehmen können. Die Entlassungs­
quote hängt von den medizinischen 
Aufgaben des jeweiligen Krankenhauses 
oder Abteilung sowie von dem Maßstab 
ab, den der verantwortliche Arzt nach 
Art und Ausmaß der Katastrophe anzu­
legen haben wird. 

5.2 Kapazitätserweiterungen 
Unter optimaler Ausnutzung aller Mög­
lichkeiten können in einem Ernstfall 
über die Anzahl der planmäßig vorhan-



denen Betten hinaus zusätzliche Betten­
plätze in einem Krankenhaus und Ge­
bäuden seiner nächsten Umgebung ge­
wonnen werden. Im allgemeinen sollte 
es möglich sein, auf diese Weise di e 
Bettenkapazität bis zu 30 % zu er­
höhen . 
Die für eine Kapazitätserweiterung 
erforderlichen Flächen sind zu gewin­
nen durch 

- Engerbelegen in den bisher für die 
Unterbringung von Kranken ge­
nutzten Gebäuden durch Aufstel­
lung von zusätzlichen Betten in den 
Krankenräumen bzw. in Räumen, 
die bisher nicht als Krankenräume 
genutzt wurden (Wartezimmer, Be­
suchszimmer und Aufenthaltsräu­
me, Sprechzimmer sowie größere 
abteilbar.e Nieschen und Flure) . 

- Belegen von Gebäuden oder Gebäu­
deteilen innerhalb des Krankenhaus­
bereichs, die bisher nicht der Auf­
nahme von Kranken gedient haben 
(z. B. Unterrichts-, Gottesdienst­
und Feierräume). Hierbei wird auch 
zu prüfen sein, ob zusätzlicher 
Raum -:lurch Verlegen des Personals 
in die oberen Stockwerke oder 
gleichzeitige Engerbelegung der Per­
sonalräume geschaffen oder vorhan-
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Was ist zur Sicherstellung der 
Gesundheit in einer Groß­

Katastrophe (Krieg) vorhanden? 

Die Bestandsaufnahme beschränkt 
sich bewußt auf den Spannungs- und 
Verteidigungsfall und die Vorsorge für 
Erhaltung und Wiederherstellung der 
Gesundheit der Zivilbevölkerung. 

Das Schlagwort "der Katastrophen­
schutz an sich sei schon eine Katastro­
phe" muß abgelehnt werden. Es trifft in 
dieser Form einfach nicht zu und belei­
digt die vielen freiwilligen und ehren­
amtlichen Helfer in den Hilfsorganisa­
tionen, die trotz knapper Mittel ihr Be­
stes geben, um ihren Mitmenschen zu 
helfen. Zu einer Katastrophe aber kann 
das Verhalten vieler Verantwortlicher in 
Regierungen, Parteien und in den Me­
dien führen, die so tun "als ob" nichts 
zu befürchten wäre, als ob der Schutz 
der Zivilbevölkerung gesichert sei. -
Verantwortliche, die seit Jahren ver­
säumt haben, in Realpolitik die Bevöl­
kerung über notwendige Vorsorge­
Maßnahmen aufzuklären und die 
erforderlichen Mittel zu ihrem Schutz 
und zur Erhaltung und Wiederherstel ­
lung der Gesundheit bereitzustellen. 
Damit die Feststellung 1 in der Be­
standsaufnahme; 

Die Bevölkerung ist immer noch zu w e­
nig informiert über Möglichkeiten der 
Bedrohung und des Selbstschutzes, ge­
rade auch im Gesundheitswesen . Die 
Bemühungen der Beauftragten des Bun­
desamtes für Zivilschutz müssen eine zu 
geringe Wirkung haben, wenn sie nicht 
voll von den Gemeinden, den Betrieben 
und den Medien unterstützt werden. 
Die auffallende Neigung, notwendige 
Vorsorgemaßnahmen zu verdrängen, 
auch in den Hilfsorganisationen und 
von anderen Verantwortlichen, die es 
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Versuch 
• eIner 

kritischen 

Bestands­
aufnahme 

Kurt Groeschel 

Der Autor der folgenden Bestandsauf­
nahme, den wir unseren Lesern in der 
ZIVILVERTEIDIGUNG Nr. IV/80 
vorgestellt haben, kann seine Wertungen 
und seine Kritik aus seiner praktischen 
Erfahrung heraus treffen, und deshalb 
haben sie Gewicht. Kurt Groeschel, Ge­
neralarzt a. D., war in der Inspektion 
des Gesundheitswesens bei der Bundes­
w ehr tätig, war Wehrbereichsarzt, Kom­
mandeur der Akademie des Sanitäts­
und Gesundheitswesens, Inspizient des 
territorialen Sanitätsw esens. Er ist u. a. 
Stellvertretender Vorsitzender des Ar­
beitskreises "Ärzte in der Bundeswehr 
und im Zivilschutz ". 

kraft ihrer Erkenntnisse besser wissen 
müßten, nur von Friedenskatastrophen 
zu sprechen, ist verhängnisvoll. Sie be­
läßt die Bevölkerung in falscher Sicher­
heit. 

Unverantwortliche Behauptungen - so­
gar im Bundestag und von sog. Frie­
densfreunden - "Zivilschutz könne als 
Kriegsvorbereitung mißdeutet werden " , 
erschweren die Arbeit der Gutwilligen 
und Besonnenen, gerade derer, die die 
Schrecken eines Krieges kennen und ihn 
und seine Folgen, aber auch die Gefahr 
poli tisch-militärischer Erpreßbarkei t 
verhindern wollen. 
Wenn diese These stimmen würde, 
müßten zwei neutrale Länder wie 
Schweden und die Schweiz, die sich 
vorbildlich um den Zivilschutz bemü­
hen, als kriegslüstern verdächtigt wer­
den, aber auch die Sowjet-Union in An­
betracht ihre rein militärisch geführten 
Zivilschutzes hinzugerechnet werden. 
Wer sich für die Feuerwehr einsetzt, 
braucht deshalb noch kein Brandstifter 
zu sein! Prof. C. F. von Weizsäcker hat 
sich mit klaren Argumenten bemüht, 
diesen Fehl-Argumenten die "humani­
täre Verpflichtung" zur Vorsorge und 
Hilfe gegenüberzustellen. 

Feststellung 2: Unsere Bevölkerung ist 
seit Jahren gewohnt, alle Vorsorge auf 
dem Gebiet des Gesundheitswesens, 
auch des Überlebens, vom Staat zu er­
warten. Das gilt für die friedensmäßige 
Versorgung wie für den Ernstfall. Die 
Bereitschaft, sich selbst zu helfen, über 
vorsorgliche Maßnahmen nachzuden­
ken, wird in unserem Sozial- und Wohl ­
fahrtsstaat kaum gefördert. Das gilt 
trotz der Bemühungen der Hilfsorgani­
sationen und des Selbstschutzes für 
Ausbildung und Fortbildung in Erster 
Hilfe, Selbst- und Nachbarschaftshilfe. 
Das gilt auch für den Schutzraumbau, 
ein Problem, in dem unser Staat versagt 
hat, indem er ein schon erlassenes Ge­
setz (1968) praktisch wieder annullierte, 



seine Bürger unzureichend zu eigener 
Mitwirkung ermunterte mit der ver­
hängnisvollen Folge, daß jetzt nur für 
ca. 3 % der Bevölkerung Schutzräume 
vorhanden sind und in einer Zeit hoher 
Staatsverschuldung an rasche Deckung 
des riesigen Nachholbedarfs kaum zu 
denken ist. 

Notstand des Massenanfalls 
von Verletzten die Regel? 

Für den Gesundheitsdienst wird das in 
einem Ernstfall dazu führen, daß die 
Verluste unverhältnismäßig höher liegen 
werden, der Notstand des "Massenan­
falls" die Regel sein wird, somit zur 
Hilfeleistung sehr viel mehr Personal 
der Heil- und Hilfsberufe benötigt wer­
den, ebenso Krankenhausbetten, Sani­
tätsmaterial, Transportmittel, von dem 
Ausmaß menschlichen Leides ganz zu 
schweigen. Unverständlich, wie ein Ab­
geordneter des Bundestags bei dieser Si­
tuation vor einer "Verbunkerung" der 
Bundesrepublik glaubte warnen zu 
müssen. Unverständlich auch der unrea ­
listische Vorschlag eines Vertreters einer 
Hilfsorganisation, statt Schutzraumbau 
der Kosten wegen Kranke und Verwun­
dete, Frauen und alte Menschen in 
Schutzzonen bzw. Schutzstädten zu 
sammeln, in der Erwartung, der poten­
tielle Gegner würde das respektieren. 
Dann müßte man auch dem Wind be­
fehlen können, Giftgas oder radioaktive 
Wolken um Schutzzonen (ohne Schutz­
räume!) herumzuführen. 

Unverantwortlich und lähmend auf alle 
Vorsorgemaßnahmen auch die Ansicht 
des "Alles oder Nichts", zwischen Per­
fektionismus der Sicherung und dem 
Nihilismus totaler Vernichtung. 

Unverantwortlich aber auch die immer 
noch zu beobachtenden Versuche von 
Wahlmanagern der Parteien, Vorschläge 
einsichtiger Abgeordneter auf dem Ge­
biet der Gesundheitssicherung für den 
Ernstfall als inopportun, da stim­
menschädlich, zurückzustellen. 

Unverantwortlich auch der Versuch, die 
heute noch machbaren und dringend be­
nötigten Gesetze wie z. B. das Gesund­
heits-Sicherstellungsgesetz (GSG) von 
einer Legis laturperiode zur nächsten zu 
verschleppen und die zur Mitarbeit Be­
reiten durch unnötige Verquickung mit 

anderen, sehr viel kostenträchtigeren 
Maßnahmen abzuschrecken. 

Unsere "humanitäre Verpflichtung" er­
laubt uns keinen Verzicht auf "notwen­
dige" Forderungen. Sie gestattet uns 
auch nicht, aus taktischen Gründen die 
Dinge zu verschleiern, etwa nur von 
Friedenskatastrophen zu sprechen, 
wenn wir für die Großkatastrophe 
Krieg vorsorgen müssen. Wir verwi­
schen damit nur die Zuständigkeiten 
zwischen Bund und Ländern mit dem 
Erfolg, daß überhaupt nichts geschieht. 
Jede Forderung zur Vorsorge für das 
Uberleben muß getrennt behandelt und 
im Rahmen der verfügbaren Mittel vom 
verantwortlich Zuständigen zeitgerecht 
erfüllt werden. Mögen dabei die Rela­
tionen der Mittel für die militärische 
Verteidigung wie für Zivilverteidigung, 
aber auch die mehr oder weniger not­
wendigen Ausgaben unseres Wohl­
fahrtsstaates für andere, nicht so lebens­
erhaltende Zwecke berücksichtigt 
werden. 

Vorhandene Gesetze 
mit Leben erfüllen 

Es sollten auch die einschlägigen Geset­
ze, die schon vorhanden sind, mehr be­
achtet und mit Leben erfüllt werden. 
Auf vorhandene Gesetze (u. a. für Zi­
vilschutz und Gesundheitswesen) muß 
eingegangen werden, da sie schon Mög­
lichkeiten und Handhaben zur Vorbe­
reitung der Hilfe enthalten, die man­
chen zu wenig bekannt sind. 

1: Im Grundgesetz, das unsere Volks ­
vertreter zwar nicht unter dem Arm tra­
gen, dafür im Kopf haben sollten, ist 
bemerkenswerterweise überall, wo von 
Verteidigung gesprochen wird, der 
Schutz der Zivilbevölkerung damit ver­
bunden . Schon Artikel 12 a spricht in 
(1) von Dienstverpflichtung der Männer 
in einem Zivilschutzverband neben dem 
Dienst in den Streitkräften und im Bun­
desgrenzschutz. Abs . (4) behandelt den 
Bedarf an zivilen Dienstleistungen im 
zivilen Sanitäts- und Heilwesen sowie in 
der ortsfesten militärischen Lazarettor­
ganisation. Danach können auch Frau­
en, wenn der Bedarf auf freiwilliger Ba­
sis nicht gedeckt werden kann, vom 
18.-55. Lebensjahr durch Gesetz zu 
derartigen Dienstleistungen herangezo­
gen werden. 

Sicherstellung 

Bewertung: Dieser Artikel 12 a, der zu­
nächst bei Frauen auf Freiwilligkeit ab­
stellt, erschwert die frühzeitige Einpla­
nung, stellt insofern einen U nsicher­
heitsfaktor dar, als das heutige Kriegs­
bild mit seinen kurzen Vorwarnzeiten 
nicht berücksichtigt wird. 
Für die Zeit vor dem Verteidigungsfall 
können jedoch Verpflichtungen nach 
Maßgabe des Artikels 80 a (Feststellung 
des Spannungsfalles) verfügt werden. 
Auch die Teilnahme an Ausbildungsver­
anstaltungen kann schon vor Eintritt des 
Verteidigungsfalles zur Pflicht gemacht 
werden. 

Artikel 17 a beinhaltet Einschränkun­
gen einzelner Grundrechte durch Geset­
ze, die der Verteidigung einschI. des 
Schutzes der Zivilbevölkerung dienen, 
so z. B. das Grundrecht der Freizügig­
keit und der Unverletzlichkeit der Woh­
nung. Dies kann zur Erhaltung oder 
Verstärkung der breiten ärztlichen Ver­
sorgung sowie der Einrichtung von 
Hilfsstellen bedeutsam werden. 
Artikel 35 regelt die Unterstützung von 
Landesregierungen bei grenzüberschrei­
tenden Großkatastrophen mit Einheiten 
des Bundesgrenzschutzes und der 
Streitkräfte, also auch der Sanitätstrup­
pen und Einrichtungen. 
Artikel 73 enthält die ausschließliche 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
für die Verteidigung, den Schutz der 
Zivilbevölkerung eingeschlossen. 
Artikel 74 des Grundgesetzes enthält im 
Rahmen der konkurrierenden Gesetzge­
bung des Bundes in Ziff. 19 u. 20 die 
Zuständigkeit in Hygiene-, Zulassungs­
Arzneimittelfragen sowie in Kranken ­
hausfragen wirtschaftlicher Art. Damit 
ist die Kompetenz u. a. auch für die 
wichtige zivil-militärische Zusammen­
arbeit auf diesen Gebieten des Gesund­
heitswesens gegeben. 

Wirksamkeit nur, wenn 
Bundesregierung Zustand 
äußerster Gefahr feststellt 

2: Das Arbeitssicherstellungsgesetz 
vom 9. 7. 68 regelt Fragen des Arbeits­
kräftebedarfs im Verteidigungsfall ein­
schließlich für den Schutz der Zivilbe­
völkerung, schränkt die Freiheit, den 
Arbeitsplatz aufzugeben, ein und er­
laubt neu zu begründende Dienstver­
pflichtungen. Es wird jedoch nur wirk-
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Sicherstellung 

sam, wenn die Bundesregierung den Zu­
stand äußerster Gefahr feststellt. Vor 
dieser Phase können jedoch schon 
Wehrpflichtige zu Ausbildungsveran­
staltungen herangezogen werden. Der 
Anwendungsbereich ist auf die Bundes­
wehr, Bundesgrenzschutz, den öffentli ­
chen Dienst, den Zivilschutz, u. a. auch 
auf Krankenhäuser beschränkt. Das Ge­
setz kann nicht für andere Zwecke, etwa 
bei inneren Notständen oder Naturka­
tastrophen, angewandt werden. 

Bewertung: Mit Ausnahme einer be­
schränkten Anwendung für Ausbil­
dungszwecke, also z. B. für Hilfskran­
kenhausübungen, greift das Gesetz für 
Maßnahmen, die längerfrist ig vorberei­
tet werden müssen, wie z. B. Planung 
und personelle Besetzung der Hilfs­
krankenhäuser, Katastrophenschutzein­
heiten oder Reservelazarette, viel zu 
spät. 

3: Das Gesetz über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes (mit entspre­
chenden Verwaltungsvorschriften) von 
1968-74, in dem außer organisatori­
schen und rechtlichen Fragen die Aufga­
ben des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz bezüglich Aufklärung und 
Ausbildung enthalten sind, bezieht sich 
auf den Verteidigungsfall, geht insofern 
über die Katastrophenschutzgesetze der 
Länder hinaus, stützt sich wie diese auf 
die vorhandenen Hilfsorganisationen 
ab. Eine entscheidende Führungsfun k­
tion kommt dem Hauptverwaltungsbe­
amten (Landrat bzw. Oberbürgermei­
ster) zu. Für den Sanitätsdienst sind Sa­
nitätszüge, Krankentransportzüge, Ver­
bandplatzzüge und Rettungsstellen vor­
gesehen. 

Leider lassen zwischenzeitlich ergange­
ne Änderungen, insbesondere hinsicht­
lich der Gliederung und des zahlenmä­
ßigen Umfangs und Beschränkung der 
Mittel, sowie die oft beklagte Überalte­
rung des Kfz.-Bestandes dieser Einhei­
ten es nicht zu, eine klare Übersicht 
über die Funktionsfähigkeit und kurz­
fristige Einsatzbereitschaft speziell der 
Sanitätseinheiten zu geben. Hinzu 
kommt, daß ein beträchtlicher Teil nur 
als Teilaufstellung oder Kader - bzw. 
Alarmeinheit besteht und die Vielfalt 
unserer Hilfsorganisationen eine über­
sichtliche Zusammenstellung erschwert. 
Gefördert durch die mehr emotional 
denn sachlich geführte Kernkraftwerks­
diskussion, sollen nunmehr weitere 
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ABC-Züge aufgestellt werden, ein Vor­
haben, das nicht im Hinblick auf Strah­
lengefahren, sondern vor allem für die 
noch weit unterschätzte Gefährdung 
durch chemische Mittel nur begrüßt 
werden kann. 

Wie auch in den meisten Katastrophen­
schutzgesetzen der Länder (außer dem 
jetzt vorliegenden Entwurf von Rhein­
land-Pfalz) sind auch in dem Gesetz für 
die Erweiterung des Katastrophenschut­
zes der ambulante und stationäre ärztli ­
che Dienst wie der Öffentliche Gesund­
heitsdienst (Amtsärzte) nicht einbe­
zogen. 

Hoher zusätzlicher Wert 
durch Einsatz im Frieden 

4: Das Zivilschutzgesetz, Neufassung 
von 1976, enthält Maßnahmen zum 
Schutz der Gesundheit unter Ziff. 6 des 
§ 1 und in den §§ 14 u. 15 betr. Sanitäts­
Material und Hilfskrankenhäuser. 
Schon zu Beginn (§ 1, Abs. 2) wird 
ausdrücklich zugestanden, daß Einhei­
ten und Einrichtungen des Zivilschutzes 
mit ihrer Ausstattung schon im Frieden 
eingesetzt werden können, woraus sich 
eindeutig der hohe zusätzliche Wert al­
ler Zivilschutzvorbereitungen auch für 
die Beherrschung von Friedenskatastro­
phen ergibt. 

Der § 14, Sanitätsmaterialbevorratung, 
und § 15, Hilfskrankenhäuser, enthalten 
die grundlegenden Maßnahmen zum 
Schutz der Gesundheit mit Beschaffung 
und Umtausch des Materials durch das 
Bundesamt für den Zivilschutz, Unter­
bringung und Verwaltung durch die 
Länder und Kreise. Entsprechendes gi lt 
für die Bereitstellung der Hilfskranken­
häuser durch die Länder. Ausdri.icklich 
werden die Länder ermächtigt, die für 
den Betrieb der Hilfskrankenhäuser zu­
ständigen Stellen zu bestimmen. Diese 
Bestimmung der Zuständigkeit, die mit 
Verantwortung verbunden ist, scheint 
Schwierigkeiten zu machen. Soweit be­
kannt, konnte sie noch nicht in all en 
Ländern durchgeführt werden. 

Ebenso fehlt noch die gesetz liche Rege­
lung zur Erfassung und Einplanung des 
für den Betrieb der Hilfskrankenh äuser 
erforderlichen Personals der Heil- und 
Pflegeberufe wie sonstiger Kräfte. 

In der Begründung zum Zivilschutzge­
setz hat der BMI (Bundesminister des 
Innern) schon 1975 ausdrücklich auf 
diese Lücke hingewiesen. Bis heute hat 
das für diesen Teil der Bedarfsdeckung 
federführende und damit verantwortli­
che BMJFG (B und esminister für J u­
gend, Familie und Gesundheit) keinen 
für alle Beteiligten akzeptablen Entwurf 
eingebracht. Dies, obwohl der Bundes­
tag auf Vorschlag des Innenausschusses 
zu letzt im Juli 1980 einen nachdrückli­
chen Appell an die Bundesregierung fi.ir 
eine zügige Bearbeitung des sog . Ge­
sundheitssicherstell ungsgesetzes gerich -
tet hat. Derzeit scheint das dringend 
benötigte Gesetz wieder auf Eis gelegt 
zu sei n. Der Bundestag, insbesondere 
die Ausschüsse für Verteidigung und In­
neres, die zusammen für die Gesamtver­
teidigung verantwortlich sind, verzich­
ten weiter auf ihr verbri eftes Recht der 
Legislative, nachdrücklich auf der Er­
füllung solcher Aufträge zu bestehen. 

Säulen des Gesundheitswesens 

5: Als Säulen unseres Gesundheitswe­
sens werden bezeichnet im Ärztlichen 
Bereich: 
a) die ambulante und 
b) die station äre Krankenversorgung 
c) der Öffentliche Gesundheitsdienst 

(Gesu ndheitsfachverwaltung) 
d) das Rettungswesen mit den daran 

beteiligten Hilfsorganisationen wie 
DRK, Johanniter-, Malteser-Hilfs­
dienst, Arbeiter-Samariter-Bund, 
SAR (Seenotd ienst), Rettungsflug­
wacht, Bergwacht, Deutsche Le­
bensrettu n gsgesellscha ft. 

Auf die nicht minder wichtige Mitwir­
kung der Zahnärzte, Apotheker und 
Veterinäre kann hier aus Raumgründen 
nicht weiter eingegangen werden. Für 
den Katastrophenschutz, insbesondere 
in der Großkatastrophe Krieg, kommt 
dem reibungslosen Zusammenwirken all 
dieser Kräfte und Organisationen be­
sonderes Gewicht zu. Dabei erhält der 
Öffentliche Gesundheitsdienst eine 
Koordinierungsfunktion, die bei man­
chen Stellen in Vergessenheit geraten ist, 
für die wir jedoch in Zusammenhang 
mit den Aufgaben des Gesundheitswe­
sens im Zivilschutz dankbar sein so llten. 

Die gesetzliche Regel ung dieser Koordi­
nierun gsaufgabe geht auf das Gesetz 



über die Vereinheitlichung des Gesund­
heitswesens von 1934 und die 1935 dazu 
ergangenen drei Durchführungsvero rd ­
nungen zurück. Dieses Gesetz und seine 
Verordnungen sind nach Artikel 123 
des Grundgesetzes weiterhin gültig; es 
wird nach ihnen verfahren. 
In der III. Durchführungsverordnung 
vom 3. 7. 1935 ist in Abschn. 1, § 1 die 
Führung von Listen und Karteien über 
alle Personen, die im Bereich eines Ge­
sundheitsamtes in Behandlung, Pflege 
oder gesundheitlicher Fürsorge am 
Menschen tätig sind, mit An- und Ab­
meldungen in Zusammenarbeit mit den 
polizeilichen Meldestellen angeordnet. 
Damit ist eine wichtige Voraussetzung 
zur Erfassung des im Gesundheitswesen 
tätigen Personals der Heil- und Pflege­
berufe schon erfüllt. Es bedarf also in 
einem neuen Gesetz nur der Bestätigung 
dieser seit Jahrzehnten im Interesse der 
Patienten bereits geregelten Melde­
pflicht. Für den Fall einer Großkatastro­
phe wird dann lediglich noch die Ergän­
zung zur Erfassung des Personenkreises 
benötigt, der vorübergehend oder stän­
dig seinen Heil- bzw. Pflegeberuf nicht 
aus(;bt, jedoch als fachlich ausgebildete 
Personalreserve zur Verstärkung für den 
Verteidigungsfall unentbehrlich ist. 
Diese Lücke muß der Gesetzgeber bald­
möglichst noch schließen, wobei die be­
rufsständischen Kammern und die Ar­
beits- und Sozialämter beteiligt werden 
können. 

Zeitgemäße Novellierung 
notwendig 

Auch mit dem Rettungs- und Kranken­
befärderungswesen befaßt sich die 1II. 
Durchführungsverordnung in Abschn. 
XVIII, § 67, der eine Mitwirkungs­
pflicht im Benehmen mit den Hilfsorga­
nisationen festlegt. Ebenso wird in § 68 
eine Mitwirkungspflicht bei der Durch­
führung des bürgerlichen Luftschutzes, 
heute Zivilschutz genannt, aufgeführt. 
Danach hat sich an den Koordinierungs­
aufgaben des Öffentlichen Gesundheits­
dienstes wenig geändert, nimmt man 
hierzu noch ihre zentrale Stellung in der 
Präventivmedizin nach dem Bundesseu­
chengesetz, das eine enge Zusammenar­
beit mit Institutionen des Öffentlichen 
Rechts wie mit der Ärzteschaft, den 
Krankenhäusern und Instituten und 

nicht zuletzt mit dem Sanitätsdienst der 
Bundeswehr und des Bundesgrenz­
schutzes zwingend macht. Entsprechen­
des gilt für die Mitwirkung der Gesund­
heitsfachverwaltung bei Ermittlung des 
Bedarfs an Krankenhäusern , Alten- und 
Pflegeheimen, wozu schließlich im Rah ­
men des Katastrophenschutzes auch die 
Hilfskrankenhäuser gehören. 

Facit: Die verantwortlich koordinieren­
de Funktion des Öffentlichen Gesund­
heitsdienstes ist bereits in früheren, heu­
te noch rechtsverbindlichen Gesetzen 
verankert. Soweit nicht jetzt schon 
wirksam danach gehandelt wird, bedarf 
es dazu nur einer zeitgemäßen Novellie­
rung, wozu meines Wissens schon Vor­
arbeiten der Arbeitsgemeinschaft der 
Leitenden Medizinalbeamten der Län­
der vor liegen. Eine weitere, wesentliche 
Voraussetzung, heute schon auf Lan­
desebene und Kreisebene danach zu ver­
fahren, ist die personelle Besetzung der 
Gesundheitsämter. Dazu gehören auch 
die Bereitschaft und Qualifikation auf 
Grund einer spezifischen Ausbildung 
im Katastrophenschutz, diese Aufga­
ben, insbesondere der personellen Er­
fassung und Einplanung für den K. - und 
den V.-Fall, in Zusammenarbeit mit 
dem für den Katastrophenschutz zu­
ständigen Hauptverwaltungsbeamten 
(Landrat od. OB) zu übernehmen. 

6: Ämter und Organisationen, die für 
den Zivilschutz, auch für das Gesund­
heitswesen im K. - und V.-Fall zu sor­
gen haben, sind, wie schon mehrmals 
erwähnt, das Bundesamt für den Zivil­
schutz und die Dienststellen des Bun­
desverbands für den Selbstschutz. 

Zur Information, Ausbildung und Fort­
bildung in Fragen des Katastrophen ­
schutzes auch gesundheitlicher Art ste­
hen diese Dienststellen mit ihren Schrif­
ten, Merkblättern, Lehrgängen allen In­
teressierten zur Verfügung. Leider ist 
ihre Wirksamkeit auch heute noch 
durch Mangel an Personen und Mitteln, 
wie offen zugegeben werden muß, ein ­
geschränkt (vgl. auch Präsident Kolb in 
Zivilverteidigung IV 180: "Amt mit lee­
ren Händen"). 

7: Bestandsaufnahme in Zahlen: 

Schutzraumbau: Stand 31. 12. 1978 In 
der Bundesrepublik Deutschland 
Schutzräume für 3,05 % der Bevölke­
rung, davon jedoch mit Filtern belüftet 
nur für 1,63 % (nach Schlesinger). 

Sicherstellung 

Facit : Völlig unzureichend sowohl ge­
gen konventionelle wie Strahlen- und 
chemische Waffenwirkung. 

Hilfskrankenhäuser: 

Typen: 
A Vollausbau , d. h. Funktions- und 

Bettenräume einschI. autarkem 
Wirtschafts- und Energiebereich, 
unterirdisch geschützt; 

B im Erweiterteten Sofortprogramm, 
d. h. Funktions- und Frischoperier­
tenstation unterirdisch, alles andere 
ungeschützt oberirdisch; 

C im Einfachen Sofortprogramm ohne 
Schutzräume. 

Fertiggestellt 1981 sind 220 Hilfskran­
·kenhäuser mit ca. 80000 Betten. In zwei 
Jahren Ziel 86500 Betten (Präsident 
Kolb Juni 1981). 
Von diesen Hilfskrankenhäusern sind 
19 im Vollausbau, 66 im Erweiterten 
Ausbau, die übrigen im einfachen Pro­
gramm, d. h. ungeschützt. 
Facit: Von 2191 erfaßten bzw. einge­
planten Objekten für Hilfskrankenhäu­
ser mit 660500 Betten insgesaint stehen 
damit ca. 10 % der Hilfskrankenhäuser 
bereit mit rund 12 % der vorgesehenen 
Betten. 
Die Zuständigkeitsfrage für die einzel­
nen Hilfskrankenhäuser, wie z. B. Zu­
weisung eines nahegelegenen bestehen­
den Krankenhauses als quasi Mutter­
haus, ist noch nicht überall gelöst. 

Das Gesundheits­
sicherstellungsgesetz fehlt 

Die wichtige Frage der personellen Be­
setzung mit mobplanmäßig fest einge­
plantem Personal konnte bisher wegen 
Fehlens des Gesundheitssicherstellungs­
gesetzes noch nicht geregelt werden. 
Einsatzübungen in Hilfskrankenhäu­
sern konnten nur in relativ wenigen Fäl­
len durchgeführt werden, und diese nur 
nach monate-, jahrelangen Vorbereitun­
gen. Man muß sich darüber klar sein, 
daß solche Übungen nur Sinn haben, 
wenn das mobmäßig hierfür eingeplante 
Personal, kurzfristig einberufen, aus 
Ausbildungs- und Kontrollgründen voll 
mit dem für das HiKrHs vorgesehenen 
Material üben kann. 

Die für den Betrieb von Hilfskranken­
häusern benötigten Geräte und Ausrü­
stungen werden auf Grundlage eIner 
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Sicherstellung 

Stärke- und Ausrüstungsnachweisung 
vom Bundesamt für Zivilschutz den 
Ländern zugeführt und von diesen nach 
Richtlinien für die Lagerung und War­
tung von San.-Material für den Zivil ­
schutz entweder in den Objekten, oft 
aber auch in abgelegenen San.-Mat.-La­
gern aufbewahrt. Die Auffrischung er­
folgt im Rahmen der Haushaltsmittel. 
Für Spezial- und Großgeräte bestehen 
Wartungsverträge mit den Lieferfirmen. 
Probleme gibt es hinsichtlich des Um­
tausches zeitlich begrenzt haltbarer 
Arzneimittel. 
Arzneimittel einschI. Trockenplasma 
sind z. Z. in kompletten Sätzen in 14 
Arzneimittelgruppen für 240000 
Schwerverletzte in Zivilschutz-Sanitäts­
lagern bevorratet. 
Operationseinheiten für Hilfskranken­
häuser z. Z. 1030, Verbandmittellagern 
für ca. 290000 Patienten . 
Es liegt auf der Hand, daß damit nur der 
Anfangsbedarf für die derzeit fertigge ­
stellten HiKrHs (= ca. 10 %) bereit 
liegt. Die Sicherung des Anschlußbe­
darfs ist das zusätzliche große Problem . 

Gravierender Mißstand: 
Personalmangel 

Personell sind, wie aus aus der ST AN 
ersichtlich, für eine Personaleinheit von 
200 Betten fünf Ärzte, darunter zwei 
Chirurgen, vorgesehen. 
Die Abgrenzung des Bedarfs an Ärzten, 
Zahnärzten, Apothekern und Veterinä­
ren zwischen dem zivilen und dem mili­
tärischen Bereich (einschI. Reserve-La­
zarette) ist in einer Verwaltungsverein­
barung von 1967 und 1980 erfolgt. Da­
nach stehen von den Ärzten 12 %, von 
den übrigen Fachgruppen 11 % dem mi­
litärischen Bereich zur Verfügun g. Eng­
pässe bestehen bei einigen Fachgruppen 
wie Chirurgen, Anästhesisten, Radio­
logen. 
Bewertung: Mit Bereitstellun g von 10% 
der HiKrHsr und des dazu benötigten 
Materials ist wenigstens ein Anfang ge­
macht. Bedenklich ist, daß sie nicht alle, 
wie z. B. in der Schweiz, mit Schutzräu­
men versehen sind, daß A usbildun gs­
übungen noch unzureichend sind . Der 
gravierendste Mißstand bleibt aber, daß 
die HiKrHsr derzeit wegen fehlender 
Möglichkeiten der personellen Einpla­
nung nicht kurzfristi g ei nsatzfähi g si nd . 
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8: Da sich die Reservelazarettorganisa­
tion der Bundeswehr hinsichtlich der 
Deckung des Bedarfs an Zivilpersonal in 
der selben Zwangslage befindet, solange 
das Gesundheitssicherstellungsgesetz 
nicht erlassen ist, stehen in der ersten , 
wohl kritischsten Phase außer den 12 
Bundeswehrkrankenhäusern mit derzeit 
etwa 3500 Betten, mit einer Erweite­
rungskapazität auf ca. 5000 Betten, nur 
die bestehenden Krankenhäuser zur 
Verfügung. Diese müssen sowohl ent­
lassungsfähige Patienten an die prakti­
zierenden Ärzte abgeben als auch ihre 
Kapazität um ca. 30-40 % erweitern. 
Auch dies setzt eine vorbereitende Pla­
nung voraus. 
9: Krankenhaus-Katastrophenpläne: 
Weder in den Katastrophenschutzplä­
nen der Länder noch in den entspre­
chenden Gesetzen des Bundes sind für 
Krankenhäuser, Sanatorien, Pflegehei ­
me u. a. bisher verbindlich die Anlage 
und die laufende Fortschreibung von 
Krankenhaus- Katastrophenschu tzplä­
nen angeordnet, obwohl Brandkatastro­
phen und Erdbeben deren Notwendig­
keit schon für die Friedenszeit immer 
wieder erhärtet haben. Muster für sol­
che Pläne sind vorhanden. So hat schon 
1978 Prof. Contzen einen für die Be­
rufsgen . Unfallkliniken erstellten 
Musterplan veröffentlicht. Angeblich 
sollen juristische Bedenken den Länder­
ministerien die verbindliche Anordnung 
derartiger Katastrophenschutzpläne er­
schweren. Krankenhausträger weigern 
sich wegen angeblicher finanzieller Be­
lastung durch die Erstellung von Kran ­
kenhaus- Katastro,Phenschutzplänen, 
diese anzuordnen. Hauptverwaltungs­
beamte wie Amtsärzte haben anschei­
nend keine Legitimation, das Vorhan­
densein von Katastrophenschutzplänen 
zu kontrollieren. 

Krankenhaus-Katastrophen­
schutzplan ist unverzichtbar 

Dieser Zustand ist für den Normalbür­
ger unverständlich. Frage an die] uri ­
sten: Könnte nicht das Fehlen eines 
Krankenhaus-Katastrophensch u tzpla­
nes, wenn deshalb eines Tages Men­
schen zu Schaden kommen, als grob­
fahrlässiger Verstoß der Krankenhaus­
träger, der Verwaltung und der Chef­
ärzte gegen ihre Fürsorgepflicht gegen-

über Patienten und Personal ausgelegt 
werden? 
Erst im Dezember 1980 hat der BMI 
Empfehlungen zu Vorsorgeplanungen 
im Krankenhaus für einen Katastro­
phenplan erarbeitet; ebenso hat Rhein­
land-Pfalz einen Plan mit einem anlie­
genden Verzeichnis der für die medizi­
nische Behandlung strahlengeschädigter 
Personen derzeit geeigneten Kranken­
anstalten herausgegeben . Wünschen­
wert wäre noch ein Verzeichnis der we­
nigen Verbrennungszentren zur Be­
handlung schwerverbrannter Patienten 
wie der Institute, die zur Schnelldiagno­
se chemischer Vergiftungen mit Angabe 
von Antidots (Gegenmitteln) geeignet 
sind. 

10: Funktionspersonal der Hilfskran­
kenhäuser z. B. Op.-, Rö.-, Labor­
schwestern, MT As . Für diesen sehr 
wichtigen Personenkreis steht eine Ab­
grenzung des zivil-militärischen Bedarfs 
noch aus. Richtlinien für die Vorberei­
tung von Hilfskrankenhäusern, dieses 
Funktionspersonal betreffend, sind in 
interministerieller Überarbeitung. 
11: Schwesternhelferinnen: Mit Mitteln 
des Bundes haben die Hilfsorganisatio­
nen bis 31. 12 . 1979 246844 Schwe­
sternhelferinnen ausgebildet. Für 1980 
wurde ein Zuwachs von nahezu 15000 
gemeldet. 
Hier besteht ein Erlaß des BMI vom 
Februar 1979, der die Zusammenarbeit 
zwischen Bedarfsträgern, Hilfsorganisa­
tionen und den Arbeitsämtern, die die 
verfügbaren Kräfte karteilich erfassen, 
regelt. 
Probleme bestehen in der weiterlaufen­
den Fortbildung und dem in Anbetracht 
der großen Fluktuation notwendigen 
Änderungsdienst. 

12: Rettungswesen, Rettungsleitstellen: 
Für das Rettungswesen sind die Länder 
zuständig. Sie haben z. T . eigene Ret­
tungsgesetze erlassen. Man kann davon 
ausgehen, daß die jetzt schon bestehen­
den 204 Rettungsleitstellen (It. Unfall­
rettungsbericht '79), verbunden mit den 
26 Hubschrauberstationen, auch im 
Ernstfall der Großkatastrophe Krieg zur 
Verfügung stehen, dann jedoch noch 
besser als heute mit regionalen und zen­
tralen Berrennachweisen verbunden 
sind. Träger sind die Hilfsorganisatio­
nen in Verbindung mit den Katastro­
phenschutz-Dienststellen, der Ret­
tungsflugwacht, dem ADAC und der 
Bundeswehr. Leider ist das Berufsbild 



des "Rettungssanitäters" , für das schon 
ein vollständiger Gesetzentwurf vorliegt 
(federführend ist der BMJFG), noch 
nicht gesetzlich festgelegt, obwohl 
schon dafür ausgebildet wird. 

13: Ausbildung und Fortbildung in Er­
ster Hilfe, Selbst- und Nachbar(Kame­
raden)-Hllfe wird schon seit Jahren von 
den Hilfsorganisationen wie auch von 
Bundeswehr und Bundesgrenzschutz 
durchgeführt. 

Eine Ausbildung in Katastrophenmedi­
zin findet an den Universitäten noch 
nicht statt. Die Sichtungsgrundsätze im 
Massenanfall sind nicht nur der jünge­
ren Ärztegeneration weitgehend unbe­
kannt. Dasselbe gilt für die Behand­
lungsgrundsätze der Wehrmedizin, ins­
besondere in der Kriegschirurgie, Be­
handlung von Strahlenkranken, chem. 
Vergiftungen. Trotz entgegenstehender 
psychologischer Hemmnisse hat die 
Ärzteschaft dies seit einigen Jahren er­
kannt und das Thema: "Katastrophen­
medizin" in ihr Fortbildungsprogramm 
aufgenommen. Auch eine Gesellschaft 
für Katastrophenmedizin hat sich gebi l­
det. Die Gesellschaft für Wehrmedizin 
und Wehrpharmazie beschäftigt sich 
schon seit Jahren mit einsch lägigen Pro­
blemen in wissenschaftl ichem Kontakt 
mit den verwandten Gesellschaften der 
NATO-Verbündeten und neutraler 
Nachbarländer. 

Durch Initiative 
Versäumnisse nachholen 

Zusammenfassung und Folgerungen: Es 
wurde versucht, das vielschi chtige Bild 
des Gesundheitswesens im Katastro­
phen- und Verteidigungsfall darzustel­
len, das Vorhandene und das Feh lende 
für di e Hilfe im Ernstfall kritisch zu 
beleuchten. 

Wenn auch bei den gesetzlichen Grund­
lagen zum Teil ausreichende Bestim­
mungen vorhanden sind und in der 
Praxis auf freiwilliger Basis gute Ansät­
ze bestehen, so bleibt doch der Gesamt­
eindruck einer sehr inhomogenen, kei­
neswegs einheitlichen und derzeit nicht 
funktionsfähigen Organisation. 
Die Gründe sind psycho logischer und 
politischer Art. Der Zivilschutz ist ein 
ungeliebtes Kind. Die Bevölkerung ist 
nicht informiert. Regierungen und Par-

teien appellieren zwar an den mündigen 
Bürger, fürchten jedoch, ihn mit sachli­
chen Begründungen und Erinnerung an 
Bürgerpflichten zu verprellen. 
Mit dem folgenschweren Versäumnis, 
den Schutzraumbau in früheren guten 
Jahren an den Anfang zu stellen - wie in 
der Schweiz - ergibt sich jetzt ein um 
vieles höherer Bedarf an helfenden Kräf­
ten, Einrichtungen und Material. Soweit 
gesetzliche Grundlagen, wie z. B. das 
Gesundhei tssicherstell ungsgesetz, noch 
fehlen, li egt es an der Regierung, das 
Fehlende nachzuholen. Wer das Recht 
der Verteidigung bejaht, kann und darf 
den Schutz der Zivilbevölkerung, vor 
allem ihrer Gesundheit, nicht vernach­
lässigen. 

Was kann getan werden? 

Jeder Bürger stelle die offen gebliebenen 
Fragen an seinen Abgeordneten, ohne 
Ansehen der Partei, und erinnere ihn an 
seine Pflicht als Volksvertreter. Fragen 
auch an seinen Landrat als Hauptver­
waltungsbeamten, an Bürgermeister 
und Oberbürgermeister, Amtsärzte und 
Chefärzte. Organisieren wir ein Schnee­
ballsystem von unten. Helfen wir den 
Hilfsorganisationen bei ihrer Arbeit. 
Als Verantwortliche in den Kreisen, Re­
gierun gsbezirken und Ländern prüfen 
wir, was jetzt schon in unserem Zustän­
digkeitsbereich besteht und was noch 
getan werd en muß. Nicht nur auf die 
vorgesetzten Stellen verlassen oder auf 
Improvisation; unablässig die Regelun­
gen und Weisungen, die zur Durchfüh­
run g der Aufgaben gebraucht werden, 
fordern; Kontakt zu den Verbänden 
und Organisationen des Gesundheits­
wesens aufnehmen und deren sach- und 
fachkundige Vorschläge nutzen . Diese 
wiederum könnten die vorbi ldli che In ­
itiative der Ärztekammer Niedersachsen 
nachahmen und ihrerseits auf freiwi lli ­
ger Basis Ärzte benennen, die als sog. 
Katastrophenschutzberater den Behör­
den zur Verfügung stehen. Damit soll 
den verantwortl ichen Regierungen 
nichts von ihrer Zuständigkeit und Ver­
antwortung genommen werden, jedoch 
ist es ein Appell, mehr zu tun. 
Konkrete Vorschläge: Fortbildung die­
ser Katastrophenschutzbeauftragten der 
Ärzteschaft wie der Ärzte des Öffentli­
chen Dienstes (Amtsärzte) an den Kata­
strophenschutzsch ul en der Länder. 

Sicherstellung 

Kein Krankenhaus-Neubau mehr ohne 
zumindest Funktionsräume und Frisch­
operiertenabte"ilung unter Schutz 
(3 bar). 
Bei Behandlung von Krankenhausfragen 
nicht nur an die wirtschaftliche Seite 
(Betteneinsparung), sondern auch an 
Katastrophenfälle, also Sichtungsräume 
und Möglichkeiten zur Kapazitätser­
weiterung, denken. 
Kranke und Verletzte, die hilflosen 
potentiellen Opfer, haben keine Lobby 
in Bonn. Analog dem Wehrbeauftragten 
könnte ein Zivilschutzbeauftragter (San) 
für das Gesundheitswesen, von Parteien 
und Regierung unabhängig, nur dem 
Bundestag allein verantwortlich, durch 
Besichtigungen und Berichte der Volks­
vertretung ein jederzeit ungeschminktes 
Bild über das Gesundheitswesen im 
Katastrophen- und Verteidigungsfall 
geben. 
Schließlich ist es ein altes Recht, wenn 
nicht sogar Verpflichtung für die Oppo­
sition in Bund und Ländern, ihrerseits 
unüberhörbar auf Lücken und Ver­
säumnisse aufmerksam zu machen und 
eigene Initiativen mit Alternativvor­
schlägen zu bringen. Auch die Aus­
schüsse für Inneres und Verteidigung, 
zusammen für die Gesamtverteidigung 
verantwortlich, dürfen sich Verzöge­
rungen und Verschleppungen der Mini­
sterien nicht weiter gefallen lassen, sind 
sie doch im Grunde eine Mißachtung 
der obersten Instanz, des Bundestags als 
Legislative . 
Der Bundesrat als Vertretung der Län­
der hätte ebenfalls genügt "J Grund, 
seinerseits zu intervenieren, damit die 
Organe der Länder, Bezirksregierungen 
und Kreise den in den erwähnten Geset­
zen schon enthaltenen Aufgaben endlich 
nachkommen können. 
Schließlich und endlich könnte von Ver­
fassungsjuristen im Interesse der Bürger 
auch geprüft werden, ob und in welchen 
Punkten eine Klage vor dem Verfas­
sun gsgericht gegen die Bundesregierung 
wegen Vernachlässigung ihrer im 
Grundgesetz verbrieften Pflicht zum 
Schutz der Zivilbevölkerung, der Fami­
lien, der hilflosen Menschen, wozu Kin­
der, Behinderte und Kranke gehören, 
angebracht wäre. 
Dies alles muß sachlich und ernst, ohne 
jede Panikmache, aber konsequent ver­
treten werden, damit nicht in einem 
Ernstfall wegen der Versäumnisse im 
Gesundheitswesen eine wirkliche, nicht 
mehr zu beherrschende Panik entsteht. 
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Plädoyer Wolf Dombrowsky 

für Zivilschutz 
D ie Angst vor einem Atomkrieg war 
in der Bundesrepublik Deutschland von 
Anfang an ein beherrschendes Gefühl; 
die Standortvorteile eines Landes mit 
demonstrativem Schaufenstercharakter 
gen Osten bergen nun einmal entspre­
chend hohe Standortrisiken. Die Deut­
schen (in West und Ost) scheinen sich 
daran gewöhnt zu haben, mit der Bom­
be nicht nur zu leben, sondern sogar 
ständig besser zu leben ; man genoß dar­
über die Vorteile und vergaß die Risi­
ken. Wenn nun gegenwärtig die Angst 
vor einem Atomkrieg auf europäischem 
Boden zunimmt und sich immer massi­
ver zu artikulieren sucht, so muß man 
sich fragen, ob sich die Deutschen 
plötzlich ihrer Standortrisiken erinnern, 
oder ob die Risiken von den Vorteilen 
nicht mehr aufgewogen werden. Ist die 
Angst real? Hat sich unser Vorteil-Risi­
ko-Verhältnis tatsächlich bedrohlich 
verändert? 

Eindringlich klare Antworten ohne di ­
plomatische Schnörkel und politisch­
propagandistische Phrasen gibt darauf 
das Buch von 

Philipp Sonntag 
VERHINDERUNG UND 
LINDERUNG ATOMARER 
KATASTROPHEN 
Mit einem Vorwort von Prof Dr. Klaus 
M. Meyer-Abich und einem Geleitwort 
von Prof Dr. earl Friedrich Freiherr 
von Weizsäcker, Bonn 1981 , Osang Ver­
lag, 284 S., 16 S. Bildteil mit 29 Fotowie­
dergaben. 

Philipp Sonntag, Dr. rer. nat., Diplom­
physiker und Politologe, langjähriger 
Mitarbeiter von Carl Friedrich von 
Weizsäcker, weiß, wovon er spricht: 
Seit gut 15 Jahren beschäftigt er sich mit 
Problemen atomarer Katastrophen so­
wie Fragen der Entstehung von Kriegen 
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und den Möglichkeiten eines verbesser­
ten Zivilschutzes. Von daher ist das un­
geheuer material reiche und erfreulich 
lesbare Buch kein der grimmigen Ak­
tualität des Themas nachge chobener 
Schnellschuß aus verlagspolitischem 
Kalkül. Im Gegenteil, dieses Buch ist 
trotz der tagespolitischen Aktualität ein 
enorm mutiger Schritt, der der täglich 
geübten Gedankenlosigkeit, mit der 
über "Overkill " und "Nachrüstung" ge­
sprochen wird, ein äußerst mahnendes 
und erschütterndes "Halt" entgegen­
stellt. Sonntags intime Kenntnis militär­
strategischer Szenarien, seine intensiven 
Studien über Hiroshima und Nagasaki, 
seine Analysen über Harrisburg, sein 
detailreicher Vergleich von Zivilschutz­
einrichtungen in der Sowjetunion, den 
USA, Schweden, England, China, dem 
Nahen Osten und der Bundesrepublik 
lassen jedem Leser deutlich werden, daß 
auch nur der minimalste Einsatz takti­
scher Atomwaffen für unser Land "das 
Ende als Industrienation" bedeutet. 
Aber gerade weil Sonntag die realen Be­
drohungspotentiale durch strategische 
und taktische Atomwaffen kennt und 
miteinander vergleicht, weiß er, welche 
qualitativ neue Gefahr der Bundesrepu­
blik durch die veränderten Waffensyste­
me "Pershing II " und "cruise missile" 
drohen. Diese Waffen, die es ermögli ­
chen, das Zweitschlagpotential der So­
wjetunion so auszuschalten, daß es die 
USA nicht vernichten kann, muß die 
Sowjetunion geradezu einladen, die 
Bundesrepublik als die vorgeschobene 
Speerspitze der NATO präventiv zu 
vernichten, um die eigene Zweitschlags­
drohung und damit die Chance zur mas­
siven Vergeltung zu bewahren. Diese 
"Einladungsstrategie" ist auch für Sonn­
tag nur politisch zu lösen, doch läßt er 
keinen Zweifel daran, daß ohne eine 

politische Lösung das deutsche Volk der 
Ausrottung preisgegeben ist, weil für 
einen derartigen Krieg die Bundesrepu­
blik absolut keine Schutzvorkehrungen 
getroffen hat. Daß es einen solchen 
Schutz auch gar nicht geben kann, wenn 
ein Gegner das auf deutschem Boden 
gelagerte Atomarsenal, einschließlich 
der zivi len Reaktoren, vernichten will, 
leugnet Sonntag nicht - und dennoch 
plädiert er für einen intensiven Zivil­
schutz: Seine Rechtfertigung leitet er 
aus den Erfahrungen von Hiroshima 
und Nagasaki ab, indem er darauf ver­
weist, daß nach dem Bombenabwurf die 
Qualen und Leiden der Betroffenen er­
heblich gemildert und erträglicher ge­
macht werden konnten, wo die Versor­
gungseinrichtungen des zivilen Bevölke­
rungsschutzes noch funktionierten. Ins­
besondere so ei nfach scheinende Hilfen 
wie die Versorgung mit Trinkwasser, 
Verbandszeug, Medikamenten, Klei ­
dung und Nahrung erhalten in einer 
atomaren Katastrophe einen unvorstell ­
bar großen Stellenwert. Gerade aber am 
Beispiel der dichtbesiedelten und stark 
zentralisierten Bundesrepublik weist 
Sonntag nach, daß für derartige Versor­
gungsleistungen wenig getan worden 
ist, was von der betroffenen Bevölke­
rung selbst und in Eigenhi lfe geregelt 
werden könnte. Sehr scharf geißelt 
Sonntag die Versäumnisse und das nicht 
zu entschu ldigende Schweigen in Sachen 
Zivilverteidigung: "Bei der NATO­
Übung Wintex 77", so vermerkt der 
Autor in diesem Zusammenhang, "zeig­
te sich, daß die Bevölkerung praktisch 
überhaupt nicht auf chwieri ge Situatio­
nen vorbereitet ist." Verteidigung und 
Überlebensfähigkeit hängen aber ganz 
entscheidend davon ab, ob es der ge­
samten Bevölkerung gelingen kann, sich 
glaubwürdig schü tzen und helfen z u 



können ; wo dies gefährdet ist, werden 
bereits die subversiven Aktionen im 
Spannungsfall, noch vor Ausbruch mili ­
tärischer Handlungen, zum Chaos und 
Zusammenbruch des Gemeinwesens 
führen. Dies gilt vor allem auch für 
"zivile" Katastrophen im Ausmaß von 
Seveso oder Minimata . Auch dann ist 
die Bevölkerung unvorbereitet und ah­
nungslos und muß Opfer hinnehmen, 
die vollkommen unnötig sind. Daß dies 
eine verantwortungsbewußte Politik 
noch länger hinzunehmen bereit 1st, 
richtet sie selbst. 

Sonntags kühle, sehr präzise und immer 
sachlich nüchterne Argumentation hat 
mir oftmals den Atem verschlagen. Nie­
mals ist der Autor zynisch, wenn er die 
Kalküle zitiert, nach denen auch mein 
Tod schon Datum strategischer Buch­
führung ist. Sein Abstand zu jeder vor­
dergründigen Wertung, die falsches po­
litisches Kapital schlagen könnte, hat 
für mich erst so recht das ganze Ausmaß 
des Bedrohtseins zu Bewußtsein ge­
bracht - und dafür bin ich Philipp Sonn­
tag dankbar. Er hat es eindrucksvoll 
vermi~den, in ideologische Schubladen 
gesteckt werden zu können, so daß nie­
mand seine Überlegungen vom Tisch 
wischen kann, in dieser billigen und un­
demokratischen Manier, daß nicht nach 
der Aussage, sondern nur noch nach der 
Herkunft gefragt wird . Von daher ist 
dieses Buch ein unbequemer Brocken, 
der in manchem Halse steckenbleiben 
w ird . Meine Hoffnung geht dahin, daß 
dieser Brocken gekaut werden muß, 
weil er sich jedem vorschnellen Ver­
schlucken spreizt. Dies aber wird uns 
eine Diskussion bescheren, die nicht 
länger hinter dem von Sonntag fakten­
reich gesteckten Erkenntnishorizont 
verharren kann. Dieses Buch ist ein 
Maßstab für Qualität und Ehrlichkeit 
einer Debatte, um die sich unsere Bevöl­
kerung nicht drücken darf, wenngleich 
dies so mancher Politiker versucht. 

Philipp Sonntags Buch wünsche ich den 
Platz eines Standardwerks in jedem 
Haushalt, in jeder Amtsstube, auf jedem 
Schreibtisch; es ist nach meinem Emp­
finden das wichtigste Buch für den deut­
sehen Zivilschutz, das nach den leider 
nie diskutierten Erkenntnissen von 
C. F. v. Weizsäcker und H. Afheldt ge­
druckt worden ist. Hoffentlich muß 
nicht Sonntags Werk das gleiche Schick­
sal hinnehmen! 

Die Kehrseite 
des Fortschritts 

sind seine 

Katastrophen 
Wolf Dombrowsky 

Mit jeder weiteren, gründlich unter­
suchten Katas trophe w ird deutlicher, 
daß die Vorstellung vo m unvorherseh­
baren, plötzlichen und unabwendbaren 
Ereignis ein Überbleibsel aus einer Zeit 
ist, in der man die Welt noch von 
Schicksalsmächten, Göttern und Dämo­
nen beseelt und gelenkt glaubte. Inzwi­
schen weiß man jedoch, daß jeder Un­
fall und jede Katastrophe eine sehr spe­
zifische und konkrete Entstehungsge­
schichte besitzen, die, erkennt man sie, 
durchaus zu einer Schadensvorhersage 
und -verhütung befähigen kann . Die 
Einführung des Blitzableiters, der Un ­
fallverhütungsvorschriften oder der Si ­
cherheitsnormen - um nur drei zufällige 
Beispiele zu nennen - belegt, daß wir 
sehr wohl in der Lage sind, Risikopo­
tentiale zu antizipieren, abzuschätzen 
und zu beherrschen. Andererseits aber 
zeigt die Diskussion um die Kernener­
gie, die Chemie, die Schadstoffbela­
stung sowie die Bestimmung von 
Grenzwerten und Risikogrößen, welche 
Brisanz diese Gebiete in technischer, 
medizinischer, sozialer und politischer 
Hinsicht bergen und wie umstritten die 
Möglichkeiten der Antizipation, der Be­
wertun g, der Beherrschung und der Ak­
zeptanz sind. Um geradewegs diese 
Problemkreise geht es den Autoren des 
Buches . 

"DER FISCHER 
ÖKO-ALMANA CH", 
herausgegeben von Gerd Michelsen, 
Fritz Kalberlah und dem Öko-Institut 
Freiburg/ Br., Fischer Taschenbuch 
Nr.4037, Frankfurt/ M. 1980, 464 Sel­
ten, 9,80 DM. 

Sie wollen für "ökologisch interessierte 
Bürgerinnen und Bürger" einen "aktuel­
len Leitfaden " anbieten, der "keine wis­
senschaftliche oder lexikalische Ab­
handlung" darstellt, sondern in leicht 
verständlicher Form auf di e "Gefähr­
dungen und Schäden von Menschen und 
Umwelt" hinweist, "die infolge eines 
unreflektierten, großtechni schen Zivil i­
sationsprozesses entstanden sind und 
wei ter entstehen". 
Nun braucht man trotz dieser Um­
schlags ätze nicht zu fürchten, unw issen­
schaftliches Palaver von Weltunter­
gangsvisionisten serviert zu bekommen; 
die zahlreichen Einzelbeiträge sind , von 
wenigen Ausnahmen abgesehen, durch­
aus ernst zu nehmen. Worum es den 
Autoren vielmehr geht, ist der Versuch, 
eine über die bestehenden Schadensfor­
men hinausweisende Bestimmung von 
möglichen Schäden zu versuchen, und 
gleichzeitig Alternativen aufzuzeigen 
für eine ökologisch fundierte Gesell­
schaft, di e dazu in der Lage ist, schon 
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Rezension 

dann einzuschreiten, bevor der Schaden 
eintritt. Daß dies nicht ohne Spekulatio­
nen, Utopie und einen Schuß grünliches 
Guruturn abgehen kann, sollte jedem, 
der sich schon einmal um eine bessere 
Welt gekümmert hat, nicht fremd sein; 
und wenn an diesen Stellen der Boden 
tradi tioneller Wissenschaftlichkeit ver­
lassen wird, so sollte dies nicht sonder­
lich beunruhigen oder gar ärgern. 

Im ersten von drei mit den Titeln "Ge­
genwart", "Zukunft" und "Alternati­
ven" überschriebenen Hauptteilen wer­
den die "Folgen des Fortschritts auf 
Mensch und Umwelt" sowie die theore­
tischen Grundlagen der für das Buch 
zentralen Ansätze und Überlegungen 
dargestellt. Dabei wird auch klar , war­
um Katastrophen und Unfälle nicht län ­
ger als Einzelphänomene wahrgenom­
men werden sollen, sondern als die fol­
gerichtigen Ergebnisse eines Handeins, 
das sich lediglich um die vordergründige 
Stimmigkeit spezialisierter Detailberei ­
che kümmert, jedoch nie um die Wir­
kungszusammenhänge des ganzen Öko­
systems. Sehr hilfreich zum Verständnis 
dieses komplexen Ansatzes sind die wei­
teren Ausführungen über Probleme und 
Möglichkeiten von Weltmodell-Analy­
sen, von Technikfolgen- und Risikoab ­
schätzung und der Messung und Bewer­
tung von Umweltqualität. Nach einer 
kurzen Einführung in die sozio-ökono­
mischen Daten der Bundesrepublik 
Deutschland werden höchst detailliert 
die "Grundbereiche der Umwelt" (von 
Luft bis Pflanzen) behandelt und nach 
Gefährdungen untersucht. Im Ab­
schnitt "Zivilisation und Umwelt", in 
dem sehr datenreich Fragen der "Ener­
gie" (fossile, nukleare, regenerative, al­
ternative), der "Chemie" , der "Land­
wirtschaft" bis hin zu "Lärm" erörtert 
werden, erfährt man neben den die öf­
fentliche Diskussion oftmals sehr eindi­
mensional beherrschenden Argumenten 
auch eine Vielzahl weniger bekannte 
Sachverhalte, die dazu angetan sein 
könnten, die Diskussion zu entkramp­
fen und mit neuer Sachlichkeit zu füllen. 

Höchst lesenswert sind auch die Ab­
schnitte über "Bilanz der Umweltschä­
den" und "Beschäftigung und Umwelt­
politik", wo vo r allem in der Verant­
wortung stehende Politiker und politi­
sche Planer lernen könnten, welchen 
langfristigen Schaden eine auf kurzfristi ­
ge Wahlerfolge spekulierende Vogel -
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Strauß-Politik bewirkt. Vor allem das 
kurzsichtige Hantieren mit dem Ar­
beitsplatzargument wird in 'seiner gesell­
schaftsschädlichen Wirkung deutlich ge­
macht und eine ökologische Vollbe­
schäftigungspolitik bei wirtschaftlicher 
Vertretbarkeit aufgezeigt. Bis zu wei­
chen Vorstellungen derartige Alternati­
ven inzwischen vorgedrungen sind, be­
legt der dritte Teil des Buches an den 
Bereichen Wirtschaft, Verkehr, Woh­
nen , Energie, Landwirtschaft und Me­
dizin. Auch die sensiblen Bereiche wie 
Gewalt, neue Partnerschaft und Erzie­
hung werden angesprochen, wenngleich 
hier die Argumente und Modelle nicht 
befriedigen können. 

Wer nicht gleich zu den Alternativen 
weiterblättern mag, sondern sich lieber 
erst von realen Schreckensvisionen zum 
Ausdenken eigener Alternativen moti­
vieren lassen möchte, der studiere den 
zweiten Teil sorgfältig. In ihm werden 
die Katastrophen der Zukunft beschrie­
ben, die sich von den traditionellen Ka­
tastrophen dadurch unterscheiden, daß 
sie sich leise und stetig in unsere Zivili­
sation einschleichen und nicht laut und 
spektakulär: Zunehmender Wasserman­
gel, Klimaveränderung, Urwaldvernich­
tung, Artenzerstörung und Hungersnö­
te werden ebenso zu politisch brisanten 
Verteilungskämpfen führen wie die 
wachsende Rohstoffknappheit, die Pro­
bleme der Unterentwicklung und der 
Plutoniumwirtschaft. Aber auch die 
Fragen der Genmanipulation und der 
Daten- und Informationstechniken wer­
den angesprochen . Diesen ebenfalls sehr 
komplexen Bedrohungslagen geht ei n 
weiterer Abschnitt über die Umwelt­
probleme in der Dritten Welt und in 
Osteuropa voraus. 

Nach jedem Einzelabschnitt folgt eine 
weiterführende Bibliographie, die die 
ohnehin reichhaltige Literatur- und 
Quellenlage hervorragend unterstützt . 
Im Anhang des Buches finden sich 
wichtige Adressen von Parteien, Ge­
werkschaften, Organisationen und Ver­
bänden, von Umweltschutz- Initiativen, 
Privatleuten, Alternativprojekten und 
Publikationsquellen . Ebensowenig fehlt 
ein gut sortiertes Register, in dem man 
das jeweils interessierende Stichwort 
nachschlagen kann. 

Insgesamt - vor allem auf den ersten 
Blick - scheint es sich bei diesem "Öko-

Almanach" um eine runde, gelu ngene 
Sache zu handeln, die man vorbehaltlos 
empfehlen kann. Ein genaueres Durch­
sehen jedoch macht einige kritische An­
merkungen erforderlich. Manche der 
Beiträge sind aus einem erschreckend 
engen, ja, beinahe alternativ-verbohrten 
Blickwinkel geschrieben. Dies ist bei 
einer Vielzahl von Autoren (über 65) 
wohl nicht ve rwunderlich, doch scheint 
mir, daß gerade in einem Buch, das 
wachrütteln, überzeugen und aufklären 
will, nicht der leiseste Ideologieverdacht 
aufkommen dürfte. Im Gegenteil, ein 
solches Buch sollte doppelt vorsichtig 
und abgewogen sein, um sich nicht dem 
Vorwurf auszusetzen, hier werde Pro­
paganda mit gezinkten Karten betrie­
ben . Zwei Beispiele für dieses Problem 
seien benannt : Im Abschnitt "Feminis­
mus und Ökologie" (S. 189f) wird be­
hauptet, Frauen seien an der Entwick­
lung der Technik nie beteiligt gewesen 
und dementsprechend fiele es ihnen 
leichter, sich von unheilvollen Entwick­
lungen zu distanzi eren! Und im Kapitel 
über Energie wird sehr forsch behaup­
tet, daß Erdwärme eine unerschöpfliche 
Energiequelle sei, obgleich man wissen 
müßte, daß ein übermäßiger Wärmeent­
zug aus dem Gestein nur sehr langsam 
ausgeglichen wird, ohne daß mit Sicher­
heit über die Folgen der entstehenden 
Temperaturdifferenz etwas gesagt wer­
den könnte. Bedauerlich ist auch, daß 
bei der Frage der Endlagerung atomarer 
Rückstände nur der Geograph Eckhard 
Grimmel zu Wort kommt, der doch so 
umstritten ist, daß er nur noch bei den 
Hundertprozentigen Anerkennung fin­
det. 

Dennoch erscheint mir dieses Buch von 
seiner Gesamtkonzeption, seiner Ver­
ständlichkeit und Benutzerfreundlich­
keit her ein gelungenes Kompendium zu 
sein, mit dessen Hilfe man sehr schnell 
einen Überblick über die Probleme, 
Schäden und riskanten Entwicklungs­
tendenzen unserer Zivilisation erhält. 
Das Buch macht nachdenklich und regt 
zum Nachdenken an; wo es Wider­
spruch herausfordert sollte es als Anre­
gung genommen werden, mit der man 
auf Andersdenkende zugehen und mit 
ihnen diskutieren kann. Ich hielte es für 
einen großen Schritt voran, wenn dieses 
Buch in jeder Amtsstube stünde und 
zum Ausgangspunkt für einen vorur­
teilsfreieren Dialog zwischen allen be­
sorgten Menschen werden könnte . 



Angst 
vor der 

Atomkraft 
Die Entscheidung um das Für oder das Wider der Nutzung der Atomkraft zur Energiegewinnung hat in 
diesen Wochen unerträgliche Formen angenommen und ist zu einem Politikum ersten Ranges gewor­
den. Fest steht, daß schon in den späten achtziger Jahren die fossilen Energiereserven nahezu erschöpft 
sein können, wenn ihrer Ausbeutung nicht Einhalt geboten werden kann, weil der Energieverbrauch 
immer größer wird. Fest steht auch, daß mit Alternativ-Energien, w ie w ir sie in der ZIVI LVERTEIDI­
GUNG vorgestellt haben, der fehlende Bedarf nicht wird gedeckt werden können. 
Was tun? 
Auf die Nutzung der Kernenergie zu verzichten wird für die Zukunft heißen, aufWirtschaftswachstum 
und damit gesicherte Arbeitsplätze zu verzichten und dafür hohe Arbeitslosenzahlen in Kauf zu 
nehmen. Das wird auch heißen, auf das Wohlstandsleben zu verzichten und sogar den Gürtel enger 
schnallen zu müssen. Und das wird heißen, auf dem Weltmarkt zu unterliegen, weil die anderen auf die 
Nutzung der Kernenergie nicht verzichten. 
Dafür - für diesen hohen Preis - wäre aber die Möglichkeit einer Kernreaktorkatastrophe ausgeschlos­
sen, so meinen die Verzichter. Da aber an den Grenzen unseres Landes und ganz in deren Nähe 
Kernkraftwerke anderer Nationen angesiedelt sind und da eine mögliche Kernreaktorkatastrophe an 
unseren Landesgrenzen nicht halt machen würde, gäbe es - auch wenn wir keine eigenen Kernkraft­
werke bauen - keinen Schutz vor den Auswirkungen fremder Katastrophen . 
Dies für die Atomkraftgegner. Den Befürwortern muß entgegengehalten werden, daß in den Jahren des 
Energieüberflusses nicht genug getan wurde, für eine Entsorgung zu sorgen. 
Wohin mit dem Müll? Wohin mit der tödlichen Gefahr? Wo können Zwischenlager rmd Aufbereitungs­
anlagen erstellt werden, die eine Kernenergiegewinnung erst möglich machen? Wenn die Gefahr von 
Katastrophen ausgeschlossen, zumindest so weit herabgesetzt werden kann, daß ein Reaktorunfall mit 
verheerenden Folgen beinahe unmöglich ist, wird eine aufgeschreckte Bevölkerung dem Bau von 
Atomkraftwerken zustimmen. 
Angst verursacht aber auch die Möglichkeit bewaffneter Auseinandersetzungen und gewaltsamer 
Zerstörung von Kernkraftwerken mit unvorstellbaren Katastrophenausmaßen. 
Für die Leser der ZIVIL VERTEIDIGUNG bringen wir zu den Fragen, ob zum Beispiel die 
Kriegswahrscheinlichkeit und damit die Bedrohung mit einer atomaren Katastrophe durch bestimmtes 
Verhalten der Politiker und der Bevölkerung herauf- oder herabgesetzt werden kann , einen Auszug aus 
dem Buch von Philipp Sonntag" Verhinderung und Linderung atomarer Katastrophen ", das im 
OSANG VERLAG soeben erschienen ist. 
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Angst vor der Atomkraft 

Weshalb sind gerade Fragen zur Atom­
kraft so umstritten? Zum einen ist die 
Öffentlichkeit sicher überfordert, wenn 
die Wissenschaftler zu gleichen Themen 
ganz unterschiedliche Meinungen vertre­
ten. So wird für den Unfall in Harris­
burg sowohl geschrieben, daß trotz einer 
Verkettung unglücklicher Umstände de­
monstriert werden konnte, daß der Scha­
den begrenzbar und in den üblichen Ri­
sikoüberlegungen mitenthalten war 
(GRS 1979: 249), wie auch, daß die 
Fachleute in erschreckender Weise die 
Kontrolle über den Reaktor verloren 
hatten und das Risiko einer größeren 
Freisetzung von Radioaktivität an die 
Umgebung hoch gewesen war (Kemeny 
1979: 15). 
Sowohl unter Wissenschaftlern als auch 
unter Politikern und in der übrigen Be­
völkerung ist neben einer klaren Befür­
wortung oder einer klaren Ablehnung 
oft auch eine unsichere Haltung zu be­
obachten. Mit dem Restrisiko ist eine 
politisch wirksame Restunruhe verbun­
den, welche nicht nur jene Ökologen 
erfaßt, die der Meinung sind, Probleme 
der Energieversorgung und Arbeits­
platzerhaltung ließen sich ohne Kern­
technik lösen. Die Unruhe geht quer 
durch alle Parteien. Im Zweifelsfalle lebt 
man lieber in größerer Entfernung von 
kern technischen Anlagen . So berichtete 
die SÜDDEUTSCHE ZEITUNG vom 
26. Oktober 1979: 
Kommunalpolitikern genügt ein Atom­
kraftwerk. 
Der Planungsausschuß der Region 13 
hat auf Antrag des Vorstandsvorsitzen­
den Oberbürgermeister Josef Deimer 
(Landshut) den Bau eines weiteren 
Kraftwerks bei Landshut mit 24 gegen 
eine Stimme abgelehnt. Die Städte, Ge­
meinden und Landkreise zwischen Inn 
und Holledau sind der Auffassung, daß 
der Raum Landshut/ Dingolfing bereits 
seinen Beitrag für die Energieversorgung 
mit den Atomkraftwerken Isar I und 
Niederaichbach geleistet hat. 
In der Begründung, die die Bezirksplan­
ungsstelle der Bezirksregierung von 
Niederbayern ausgearbeitet hat, werden 
besonders die folgenden Argumente ge­
nannt: Verdoppelung aller Risiken bei 
Errichtung eines zweiten Atomkraft­
werksblocks ; Unerträgliche Belastung 
des Vorfluters Isar; Beeinträchtigung der 
Landschaft durch die Errichtung eines 
160 Meter hohen Kühlturms und eines 
220 Meter hohen Kamins; Umweltbela­
stungen aller Art, darunter auch die 

28 

Phosphatbelastung des Flusses und ra­
diologische Mehrbelastungen ; das feh­
lende Entsorgungskonzept und keine 
Möglichkeiten der Abwärmenutzung. 
Außerdem werden grundsätzliche Be­
denken für die Sicherheit geltend ge­
macht, zu denen die Situation im Kriegs­
fall, Terroranschläge und Sabotageakte, 
der Transport abgelagerter Brennstäbe, 
Tiefflugübungen und die Ansammlung 
militärischer Einrichtungen im Raum 
Landshut gezählt werden. 

Möglicherweise spielt bei der Beunruhi­
gung der Bevölkerung auch eine Rolle, 
daß Atomkraft als ungewohnt und ge­
heimnisvoll erscheint. Der Mensch hat 
keine natürlichen Reaktionen in bezug 
auf harte Strahlung ausgebildet. Eine ge­
fährliche Menge von Radioaktivität oder 
harter Strahlung können wir mit unseren 
Sinnesorganen nicht spüren. Wir verste­
hen zwar, daß die technischen Abläufe 
mit hoher Genauigkeit überwacht wer­
den, aber wir haben kein sicheres Ge­
fühl für die Bedeutung der Messungen, 
obwohl dies vielleicht gerade in einer 
atomaren Katastrophe wichtig wäre. 
Die Routineüberwachung eines Arbei­
ters der kerntechnischen Anlage von 
Hanford ergab eine Verstrahlung mit ra­
dioaktivem Zink. Die Meßgeräte zeigten 
an, daß die Strahlungsmenge noch im 
amtl ich erlaubten Bereich lag. Diese 
Verstrahlung des Arbeiters war nicht et­
wa in Hanford geschehen, sondern viel­
mehr durch den Genuß von Austern aus 
dem 250 Meilen enfernten Pazifischen 
Ozean - jedoch verursacht durch Ab­
wässer der Hanford-Anlage, welche 
über den Columbia Fluß in den Pazifik 
gelangt waren (Gaul 1974: 34). Zu die­
sem Vorgang sind zwei völlig entgegen­
gesetzte gefühlsmäßige Reaktionen plau­
sibel und verständlich: 

a) Da sieht man, wie hervorragend ge­
messen und überwacht wird, dies ist An­
laß zur Sicherheit und Vertrauen. Die 
Nebenwirkungen sind unerheblich und 
kontrollierbar. 
b) Es zeigt sich, daß in erschreckender 
Weise offenbar bereits die ganze Land­
schaft flußabwärts verstrahlt ist; die Ne­
benwirkung ist das eigentliche Kritische, 
wir sind alle bedroht. 
Eine solche Kontroverse wird oft durch 
die Festlegung von zul ässigen Schwel­
lenwerten entschieden, die nicht über­
sch ritten werden dürfen. Wie sicht das in 
der Praxis aus? Die in der Gesellschaft 
offiziell als ungefährlich angesehene 

Menge an radioaktiver Strahlung hat sich 
seit der Entdeckung durch Röntgen um 
den Faktor 1 Million verändert (Gau l 
1974: 28): Vor einem Hamburger Kran­
kenhaus steht ein Denkmal für die Ärzte 
und Krankenschwestern, welche die er­
sten Strahlenopfer waren. Man war zu 
Anfang des 20. Jahrhunderts kurz nach 
der Entdeckung der harten Strahlung der 
Meinung, daß eine Dosis von 2 500 rem 
pro Jahr durch nicht gesundheitsschäd­
lich wäre. Diese Dosis mußte mehrfach 
korrigiert werden, 1960 sank sie schon 
unter 1 rem, schließlich weiter auf etwa 
ein Millionstel des ursprünglichen Wer­
tes. Verwaltungsvorschriften für den Bau 
von Kernkraftwerken bewegen sich bei 
einigen mrem für die Belastung der 
Landschaft in der Umgebung des Reak­
tors. Bei dem Unfall in Harrisburg wur­
den diese Werte etwa um den Faktor 100 
überschritten. Wäre die Strahlung noch 
einmal um den Faktor 100 stärker gewe­
sen und hätte sie eine größere Fläche 
verstrahlt, dann wären viele Personen 
erkrankt, soweit eine Evakuierung nicht 
rechtzeitig hätte durchgeführt werden 
können. 
Über die Auswirkung von geringen 
Strahlungsmengen (mrem bis wenige 
rem) ist ein erbitterter und noch andau­
ernder wissenschaftlicher Streit ent­
brannt. In einer amerikanischen Zeit­
schrift der Atomwissenschaftler wurde 
nach einer ganzen Reihe von Artikeln 
pro und kontra endlich von der Redak­
tion erklärt, die Frage sei offenbar unent­
scheidbar und man würde zumindest ei­
ne Zeitlang keine Artikel der einen oder 
anderen Richtung mehr veröffen tli chen 
(Bulletin of the Atomic ScientistS Dec 
1979 : 57). Umgekehrt hat man in Japan 
zwar genau erfaßt, an welchen strahlen­
bedingten Krankheiten die Opfer der 
Atombomben von Hiroshima und Na­
gasaki leiden, aber die insgesamt erhalte­
ne Strahlungsmenge ist gerade bei den 
niedrigen Werten nur grob abschätzbar 
(Miyake 1978). 
Eine erhebliche Gefahr bei niedrigen 
Dosiswerten sehen z. B. Sternglass 
(1977) und Strohm (1976). Geht man 
von diesen Werten aus, dann kann auch 
der Normalbetrieb oder ein kleiner Stör­
fall bei kerntechnischen Anlagen gefäh r­
lich sein. Umgekehrt gehen z. B. Mi­
chailis (1977: 392), Messerschmidt 
(1977: 12) und die Gesellschaft für Re­
aktorsicherheit (GRS 1979: 187) davon 
aus, daß ab ca. 100 rem eine Strahlen­
krankheit auftritt und die übrigen Schä-



den (Krebs, Genschäden, Mißbildungen 
nach einer Bestrahlung von Embryos) 
bei einer niedrigeren Strahlungsmenge 
zwar grundsätzlich möglich, aber selten 
selen. 

Ein Grenzfall wäre die atomare Kata­
strophe, bei der ein größeres Gebiet von 
einer relativ niedrigen Strahlungsmenge 
betroffen wäre; das Ausmaß des Scha­
dens wäre dann schwer abzuschätzen. 
Ansonsten ist das Ausmaß einer atoma­
ren Katastrophe nicht von einer Ent­
scheidung in der genannten Kontroverse 
abhängig: Mit atomaren Katastrophen ist 
im folgenden gemeint, daß Strahlung in 
einer Menge vorhanden ist, welche 
Strahlenkrankheit oder Langzeitschäden 
oder Tod verursacht. 

Es soll im Detail untersucht werden, ob 
unter den Bedingungen einer atomaren 
Katastrophe überhaupt eine merkliche 
Linderung der Folgen möglich wäre. 
Dabei müssen verschiedene organisato­
rische Maßnahmen zur Linderung un­
tersucht werden. 

Ob wirkungsvolle Maßnahmen zur Lin­
derung bei atomaren Katastrophen auch 
sinnvoll und wünschenswert sind, ist in 
der BRD und in den USA politisch viel 
heftiger umstritten als bei den nichtato­
maren Katastrophen. Der Grund hierfür 
ist, daß die Linderungsmaßnahmen in 
sehr unterschiedlicher Weise auf die 
Chance einer Verhinderung atomarer 
Katastrophen einwirken können. Das 
gilt vor allem für die Möglichkeit eines 
Atomkrieges. 

So wird befürchtet, wenn Zivilschutz 
wirkungsvoll durchgeführt wäre, dann 
würde damit zugleich die Abschreckung 
gefährdet: Nur die Gewißheit, daß ein 
Atomkrieg alles zerstören würde, könne 
das Gleichgewicht des Schreckens und 
die Vermeidung des Krieges weiterhin 
ermöglichen. Noch dazu wird befürch­
tet, der Zivilschutz könne ein falsches 
Sicherheitsgefühl in der Bevölkerung 
hervorrufen: Der Krieg erschiene damit 
fälschlicherweise als führbar und mach­
bar. Sobald es zur atomaren Katastrophe 
käme, würde sich dann ohnehin die 
Sinnlosigkeit des Zivilschutzes heraus­
stellen. 

Umgekehrt w ird argumentiert, durch 
Verstärkung von Zivilschutz könnte das 
Bewußtsein der Gefahr in der Bevölke­
rung wachsen und kriegsverhütend 
wirken. 

Wiener (1964: A2 und A3) hat eine sche­
matische Übersicht in der Form eines 
Argumentenbaumes angefertigt. Jeder 
der 8 Zweige stellt eine durch Zivilschutz 
mitbeeinflußte Entwicklung zwischen 
der Sowjetunion und den USA dar. Es 
wird deutlich: Nicht die Tatsache der 
Verstärkung von Zivilschutzvorberei­
tungen wäre entscheidend, sondern die 
Art und Weise, wie sie politisch einge­
führt würde und wie politisch auf mögli ­
che Entwicklungen reagiert würde. So 
hebt Wiener auch hervor, daß ein neun­
ter Zweig möglich wäre: Die Vorberei ­
tungen hätten keinen Einfluß auf die 
Kriegswahrscheinlichkeit, sondern nur 
auf die mehr oder minder große Linde­
rung der atomaren Katastrophe. Vor al ­
lem wird deutlich, daß die durch Zivil­
schutz mitverursachte Erhöhung oder 
Erniedrigung von Ängsten in der Bevöl­
kerung noch keineswegs zwingend zu 
einer Erhöhung oder Erniedrigung des 
Kriegsrisikos führen muß. Das gleiche 
gilt für eine vom Zivilschutz verursachte 
Ausweitung oder Verminderung der 
Entspannung. Wiener unterscheidet acht 
Entwicklungen, von denen vier in Rich­
tung Kriegsverhinderung wirken, wäh­
rend vier die Kriegswahrscheinlichkeit 
erhöhen. 

Insgesamt legt sein Schema den folgen­
den Schluß nahe: Ob Zivilschutz die 
Kriegswahrscheinlichkeit erniedrigt oder 
erhöht, hängt von den Prioritäten ab, 
welche in der Politik gesetzt werden. 

Wird beispielsweise Zivilschutz im Rah­
men einer breiten Aufrüstungskampagne 
verstärkt, mit der erklärten Absicht, den 
Krieg führbar zu machen, und werden 
dabei ersichtlich falsche Hoffnungen 
über einen sehr wirkungsvollen Schutz 
geweckt, dann ist es gut möglich, daß der 
Krieg denkbarer wird. Umgekehrt wäre 
Zivilschutz in der folgenden Situation 
ersichtlich kriegsverhütend : Es wäre 
wissenschaftlich erwiesen und politisch 
unstrittig, daß durch Zivilschutz eine 
merkliche Linderung der erheblichen 
Schäden im Rahmen eines Atomkrieges 
in der Bevölkerung erreicht werden 
könnte, aber die Tatsache der Zerstörung 
als industrielle und militärische Macht 
wäre in einem Atomkrieg dennoch un­
vermeidlich. Dann wäre allgemein ak­
zeptiert, daß die Abschreckung trotz Zi­
vilschutz bestehen bliebe. Würde dar­
über hinaus Zivilschutz zugleich im 
Osten und Westen ohne Vortäuschung 

Angst vor der Atomkraft 

falscher Tatsachen und mit einem grund­
sätzlichen Verständnis für die Zivil­
schutzmaßnahmen des Gegners durch­
geführt, so würde sich in einem derarti­
gen politischen Klima mit Sicherheit ein 
gemeinsames Interesse an der Vermei­
dung des Atomkrieges verstärken. 

Aber auch in einer Verhärtung der Fron­
ten können die Prioritäten der Politik so 
gesetzt werden , daß die Kriegswahr­
scheinlichkeit erniedrigt wird (siehe 
Zweig 2 und 6). 

Nur wenn man davon ausgeht, irgendei­
ner der acht Zweige sei unabänderlich 
vorgegeben, kann man zu einer pau­
schalen Befürwortung oder Ablehnung 
von Zivilschutz kommen. Dabei dürfte 
auch keiner der acht Zweige sehr lange 
fortbestehen können. So wäre zu fragen, 
inwieweit kurzfristig eventuell stabilisie­
rende Maßnahmen (z. B. eine Nachrü­
stung, falls der Gegner tatsächlich "vor­
gerüstet" hat) auf Grund des Rüstungs­
wettlaufes langfristig zu immer weniger 
beherrschbaren Situationen führen. 

In bezug auf atomare Katastrophen sind 
die weitestgehenden Möglichkeiten: 

- Die doppelte optimistische Auffas­
sung wäre: Die Verhinderung atoma­
rer Katastrophen sei praktisch gesi­
chert. Käme es dennoch zu einer ato­
maren Katastrophe, so sei sie weitge­
hend beherrschbar. 

- Die doppelt pessimistische Auffas­
sung wäre: Die Hoffnung auf eine 
Vermeidung atomarer Katastrophen 
ist so gut wie aussichtslos, Hilfsrnaß­
nahmen währen weitgehend wir­
kungslos. 

Vor diesem Hintergrund sollen die tat­
sächlich vorstellbaren Gefahren geprüft 
werden. Atomare Katastrophen können 
grundsätzlich auf sehr verschiedene 
Weise entstehen: ein Atomkrieg, eine 
Folge der Proliferation (Atombomben in 
der Verfügung von weiteren Ländern 
oder Gruppen), Zerstörung kerntechni­
scher Anlagen mit oder ohne gewaltsame 
Einwirkung von außen. 

Wie bei den nichtatomaren Katastrophen 
stellt sich am Ende die Frage: Ein mo­
derner Industriestaat könnte ein Vielfa­
ches der von ihm zur Zeit tatsächlich 
geleisteten Aufwendungen für die Lin­
derungatomarer Katastrophen bereitstel­
len. Wäre dies politisch, wirtschaftlich 
und technisch begründet? 
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und 

Bedeutung 
Proble01e 

des Zivilschutzes 
gestern 

Es geschieht nicht häufig beim Zustand 
unseres Landes und der Verwirrung, in 
die es zu versinken droht, daß man, 
öffentlich zu lesen, folgenden Satz 
findet: 
"Ich baue jetzt in mein Einfamilienhaus 
einen Grundschutzraum mit Fallout­
und Trümmerschutz ein, im we entli­
chen auf eigene Kosten." Dies ist in der 
heutigen Zeit ein sehr mutiges Bekennt­
nis. Und man merkt, daß der, der diesen 
Entschluß gefaßt hat, das auch sehr ge­
nau spürt. Denn zur Begründung seines 
Entschlusses hinterläßt er beim Leser 
eher ebenfalls und abermals Verwir­
rung. Denn er schreibt: "Ich tue das, 
obwohl ich auf vier Fragen die Antwort 
nicht weiß: 

1. Ich weiß nicht, ob es in unserem 
Lande zu einem Krieg kommen wird, In 

dem dieser Raum gebraucht würde. 

2. Ich weiß nicht, ob der Raum im 
Augenblick eines Krieges ausreichen 
würde, um uns zu schützen. 

3. Ich weiß nicht, ob Menschen, die die 
Kriegshand lungen überlebt haben, nicht 
nachträglich durch Hunger, Krankheit , 
Chaos sterben würden. 

4. Ich weiß nicht, ob die Überlebenden 
einer solchen Katastrophe nicht die To­
ten beneiden würden." 

Geschrieben hat das Carl Friedrich von 
Weizsäcker, der deutsche Philosoph 
und Naturwissenschaftler, der als einer 

- heute - morgen 

Rüdiger Moniac 

Was sind die Ursachen dafür, daß die 
Bereitschaft zur Selbstverteidigung zu 
schwinden beginnt und der Selbstbe­
hauptungswille der Deutschen gegen­
über sowjetisch-kommunistischer Ein­
flußnahme erlahmt? In einem Vortrag 
über die Bedeutung des Zivilschutzes als 
Teil der Gesamtverteidigung hat Rüdi­
ger Moniac versucht, auch die Bewußt­
seinslage der Bevölkerung in diesem Zu­
sammenhang zu analysieren. Das Refe­
rat wurde gehalten am 11 . Juni 1981 vor 
den . Zivilschutz-Beauftragten des 
Rhein-Sieg-Kreises Ln Sieg burg bei 
Bann. 

unserer bedeutendsten Zeitgenossen viel 
Zeit damit verbracht hat, über die Be­
dingungen des heutigen Lebens nachzu­
denken. Und so muß man sagen, daß 
sein Entschluß, Vorsorge zu treffen für 
sich und seine Familie gegen den Krieg, 
etwas widerspiegelt, woran es sehr vie­
len Menschen mangelt: die Kraft aufzu­
bringen, in einer mit den Mitteln der 
Vernunft nicht ganz zu erfassenden Si­
tuation dennoch zu handeln und das zu 
tun, was mit dem größten Grad von 
Wahrscheinlichkeit richtig ist. Er gibt 
ein Beispiel, - mehr - er ist ein Vorbild. 

Dies zu erkennen und zu akzeptieren, 
ist bedeutsam in einer Zeit, in der es 
hohe und verantwortliche deutsche Po­
litiker ablehnen, geistige Führung zu 
übernehmen. 
Zivilschutz gehört mit zu den Aufga­
ben, die generell dazu dienen, den Men­
schen Sicherheit zu geben. Zivilschutz 
ist demnach nur eine Facette, nur ein 
Mosaikstein in einem großen Bild, dem 
man den Titel geben könnte: "Unwäg­
barkeiten - auszuschließen sind sie nie. 
Wappnen wir uns also, so gut wir 
können. " 
Über Zivilschutz zuerst und allein zu 
reden wäre demnach verfehlt, wenn 
man den Eindruck haben muß, daß viele 
größere Aufgaben "Des-Sich-Wapp­
nens" in unserem Staat längst nicht 
mehr von allen akzeptiert werden. Dar­
um ist es unvermeidlich, über den gene­
rellen Zustand politischen Bewußtseins 
in unserem Lande nachzudenken und 
sich zu fragen, woher es kommt, daß 
eine offenbar wachsende Zahl von Mit­
menschen sich nicht mehr wappnen will 
gegen Gefahren. Ihr Schlagwort lautet: 
Frieden schaffen ohne Waffen. 
In diesem Zusammenhang heischen 
zwei Fragen Antwort: 
1. Sehen die, die abrüsten wollen, die 
Gefahren nicht? Oder 
2. Wollen sie abrüsten trotz der Gefah­
ren und somit bereit sein, sich einem 
fremden, von ihnen nicht beeinflußten 
politischen Willen zu unterwerfen? 
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Wahrscheinlich gibt es auf beide Fragen 
realitätsferne Antworten. Manche sa­
gen, die Sowjetunion sei nicht minder 
friedliebend als wir. Die Besetzung 
Afghanistans sei kein Gegenbeweis, 
weil es wahrscheinlich auch die USA 
nicht zulassen würden, daß beispiels­
weise in EI Salvador ein ihnen feindli­
ches Regime die Macht übernähme. 

Und da gibt es andere, die meinen, ab­
rüsten sei überhaupt der einzige Weg, 
aus der Spirale des Wettrüstens auszu­
brechen, abrüsten ohne jede Gegenlei­
stung der Sowjetunion. Die solches for­
dern, scheinen zu akzeptieren, daß wir 
uns und unser Staat sich wehrlos ma­
chen und so nicht mehr in der Lage 
wären, die politische und gesellschaftli­
che Ordnung unseres Landes, in dem 
die Freiheit des einzelnen nur dort 
Grenzen hat, wo sie die Freiheit des 
anderen beschränken würde, zu schüt­
zen und zu garantieren. 

Dies ist der Zustand der Verwirrung 
und der politischen Orientierungslosig­
keit, den wir gemeinsam zu beklagen 
haben. Wir müssen uns fragen, wieso es 
dazu kommen konnte, daß eine wach­
sende Zahl von Menschen nicht mehr 
willens und fähig scheint, sich zur 
Selbstverteidigung zu rüsten. 

Daß dieser Zustand eintreten konnte, 
hat gewiß viele Gründe. Und ich bin 
mir nicht sicher, ob ich auch nur die 
Hälfte zu nennen weiß. Heute wächst 
jedenfalls eine junge Generation heran, 
die gar nicht weiß und nicht erfahren 
hat, nicht in Freiheit zu leben. Sie hat 
nie erlebt, wie es sein kann, wenn mor­
gens um vier an der Wohnungstür ge­
klopft wird und jemand mit kalter Stim­
me ruft: Polizei, aufmachen! Und dann 
der Familienvater recht- und hilflos ver­
haftet wird und nicht weiß, ob er Frau 
und Kinder je wiedersehen wird. Sie hat 
nicht erlebt, wie es ist, wenn man nicht 
mehr sagen kann, was man denkt. Und 
diese junge Generation weiß es nicht im 
mindesten zu schätzen, wenn der Staat 
nur einmal zur Pflicht ruft, zur Wehr­
pflicht von fünfzehn Monaten und 
nicht, wie in jüngster deutscher Ge­
schichte oder an einem Tag wie diesem 
zum Dienst beim Jungvolk, bei der Ge­
sellschaft für Sport und Technik oder 
der sogenannten Freien Deutschen J u­
gend. Diese junge Generation kennt das 
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Gefühl nicht, gegängelt zu werden und 
vielleicht Lieder singen zu müssen, die 
in einer Reichskulturkal1lmer kompo­
niert wurden oder heute in einem Berli­
ner Erziehungsministerium. 

Kann man dieser jungen Generation 
vorwerfen, wenn sie diese Erfahrung 
nicht hat machen müssen?: Gewiß 
nicht. Man muß es den Älteren vorhal­
ten, daß sie es versäumt haben zu erklä­
ren, was gut und richtig ist an unserer 
Demokratie und warum sie es wert ist, 
verteidigt zu werden. 

Doch auch das Versäumnis der Älteren 
darf Verständnis erwarten. Sie haben, 
als der Krieg zu Ende war und die 
Trümmer weggeräumt werden mußten, 
in die Hände gespuckt und angefangen. 
Sie haben dann in den ersten Jahren der 
jungen Bonner Republik sich am an­
fangs bescheidenen, dann immer höhe­
ren Wohlstand gefreut. Sie haben Ade­
nauer gewählt, weil sie ihm, jedenfalls 
die Mehrzahl, als einem "Übervater" 
vertrauten. Ihm, dem Alten, folgten sie 
sogar, als er schon bald wieder eine 
bewaffnete Macht für den Staat wollte. 

Sie glaubten ihm, wenn er erklärte, so 
werde es der Bundesrepublik Deutsch­
land sehr viel leichter gemacht, in die 
Gemeinschaft der freien Staaten des We­
stens aufgenommen zu werden. Sie 
dachten nicht so sehr daran, daß diese 
neue Bundeswehr eventuell einen Krieg 
zu verhindern habe. Dies war eine Ge­
danke, der in den fünfziger Jahren nicht 
sehr nahe lag, damals besaßen die Verei­
nigten Staaten von Amerika für viele 
Jahre noch - trotz der sowjetischen Nu­
klearversuche - fast das Atommonopol. 
Unter diesem Schirm fühlten sich die 
Bundesdeutschen sicher. Ernsthaft auf 
die Idee, daß die USA für diesen Schutz 
irgendwann einmal eine Gegenleistung 
in Gestalt militärischer Solidarität ver­
langen könnten, kam wohl kaum je­
mand . 

Die Bundeswehr galt darum als politi­
sches Zahlungsmittel zur Erlangung der 
Souveranität für die neue Republik, be­
sonders auch deshalb, weil nicht wir 
Deutschen, sondern die Franzosen den 
kühnen Plan zur Schaffung einer Euro­
päischen Verteidigungsgemeinschaft 
zerrissen hatten . 

Zwar war den meisten eine selbstver­
ständlich akzeptierte Realität die denk­
bare Bedrohung durch den Kommunis-

mus . 1953 der Krieg in Korea, 1956 die 
Niederschlagung des Freiheitskampfes 
in Ungarn - solche Daten hielten den 
Sinn für politische Gefahren bei den 
Deutschen wach. Doch wußten sie sich 
sicher im Einflußschatten der damals 
unangefochtenen Weltmacht Nummer 
eins Vereinigte Staaten. 

Weiter, um einen zusätzlichen Grund 
dafür zu nennen , daß die schaffende 
Generation der fünfziger und beginnen­
den sechziger Jahre nicht vordringlich 
daran dachte, das eigene Land nachhal­
tig auf Verteidigung einzustellen: Die 
Erinnerung an den gerade verlorenen 
Krieg war noch zu wach. Die meisten 
Menschen wußten oder spürten, daß sie 
"irgendwie" Mitschuld trugen am Aus­
bruch dieses Krieges. Ein gewissenloser 
Diktator hatte sie verführt, oder sie wa­
ren begeistert mitmarschiert. "Ohne 
mich" hieß deshalb bei vielen die Lo­
sung. So schien es ihnen am leichtesten, 
selbst vergessen zu können und nicht 
entscheiden zu müssen, ob das, was der 
junge Staat auf dem Felde der Landes­
verteidigung zu organisieren begann, 
richtig war oder nicht. 

Wer "ohne mich" sagte oder verschämt 
überhaupt schwieg zur Aufstellung der 
Bundeswehr, wirkte begreiflicherweise 
kaum positiv auf den Sohn oder den 
jungen Arbeitskollegen, der von der 
neuen Armee als Wehrpflichtiger z um 
Dienst gerufen wurde. Diesen jungen 
Wehrpflichtigen gegenüber mußte sich 
die Bundeswehr ganz allein legitimie­
ren. Die Lehrer taten es nicht, die Ge­
brannten des Krieges, die Väter nicht 
und nicht die Politiker, die mit der Bun­
deswehr auf internationaler Bühne sich 
Gewicht und Bedeutung erhofften. 

Demzufolge blieb auch in den fünfziger 
und sechziger Jahren das "System" Lan­
desverteidigung ein Torso. Der Staat 
kümmerte sich um die Aufstellung und 
Ausstattung der Bundeswehr und somit 
um die Komponente der militärischen 
Landesverteidigung. Sie allein wurde 
verwirklicht. Die Komponente "zivile 
Verteidigung" fristete ein Schattenda­
sein. Heute, das weiß jeder, ist für sie 
nicht mehr aufzuholen, was damals ver­
säumt wurde. Heute, da dem Staat nach 
Jahren einer, wie sich zunehmend zeigt, 
falsch gewichteten Ausgabenpolitik das 
Geld ausgeht, hat die Zivilverteidigung 
vollends keine Chance. Vorrang ge-



nießt, zum Teil ist das auch verständ­
lich, in der Zeit der Knappheit die Bun­
deswehr. So ist die Lage, so ist sie ent­
standen. Wie geht es weiter, wie sollte 
es weitergehen? 

Bis zum heutigen Tag ist eine Debatte 
nicht ausgestanden, die um die Frage 
kreist, was die Strategie der Abschrek­
kung ist und was sie leistet. Dies ist ein 
weiterer Grund dafür, warum der zivile 
Teil der Landesverteidigung voller 
Schwächen steckt. Kennzeichnend für 
das Mißverständnis der NATO-Strate­
gie ist die Behauptung, sie sei eine 
Kriegsführungs-Strategie. Die Gegner 
eines koordinierten und wirksamen 
Ausbaus der zivilen Verteidigung sagen 
gerade, eben dieser - der Ausbau der 
Zivilverteidigung - wäre der Beweis da­
für, daß die NATO die Führung eines 
Krieges plane. 

Man muß zwei Dinge sehr deutlich un­
terscheiden: Erstens die Bereitschaft 
und Fähigkeit des atlantischen Bündnis­
ses, einen Krieg zu führen, hat zweitens 
nichts zu tun mit dem Willen, ihn zu 
begin:1en. Diese doppelte Sinngebung 
steckt zwar in dem Wort Kriegfüh­
rungs-Strategie. Doch gilt für die NA­
TO-Strategie nur die erste Hälfte dieser 
Sinngebung. Das Bündnis ist fähig und 
wäre bereit, im Falle eines Angriffs , den 
Krieg zu führen, um ihn dann durch den 
Einsatz jeweils angemessener militäri ­
scher Mittel so schnell wie möglich zu 
beenden. Einen Krieg beginnen will die 
NATO nicht. So definiert, wird die po­
litische Zielsetzung der Strategie des 
Bündnisses klar. Sie will mit Hilfe ent­
schlossener Bereitschaft und durchorga­
nisierter Fähigkeit zum Führen eines 
Krieges dem denkbaren Angreifer das 
Risiko, das er einginge, deutlich vor 
Augen führen. 

Diesem Ziel dient es auch, wenn die 
NA TO in ihren Mitgliedstaaten neben 
der m ilitärischen Komponente auch die 
der Zivi lverteidigung im Sinne der Stär­
kung der Glaubwürdigkeit der Abwehr­
bereitschaft ausbaut. Sehr konkret ge­
sprochen heißt das: Nur bei dem erwar­
tet man w irklich den Willen zur energi­
schen militärischen Verteidigung, der 
vorgesorgt hat, daß die Nichtkämpfer, 
so gut es geht, geschützt sind und die 
Periode während und nach dem Waffen­
gang überleben können. 

Zum 
Verständnis 
sowjetischer 

Politik 

"Es mag so sein, daß die Sowjet­
union nur ihre eigene Sicherheit 
sucht. Wir wissen es nicht und 
werden darüber nie Gewißheit 
haben, solange die Sowjetunio n 
bleibt, was sie ist. Was wir hinge­
gen wissen können, ist, daß Si ­
cherheit für die Sowjetunion et­
was anderes bedeutet als für den 
Westen; es gibt keine Symmetrie 
der Sicherheitsbedürfnisse zwi­
schen Ost und West. Die Sowjet­
union sieht sich bedroht nicht 
nur durch die Waffen des We­
stens, sie sieht sich und ihr Impe­
rium bedroht durch die Existenz 
freier Gesellschaften als solcher. 
Solange es praktizierte politische 
Freiheit, praktizierte Rechts­
staatlichkeit, leistungsfähigere 
Wirtschaftsordnungen jenseits 
der Grenzen des Sowjetimpe­
riums gibt, werden sich dessen 
Herren samt ih rer Gefolgschaft 
nie wirklich sicher fühlen. Aus 
ihrer Sicht resultiert Sicherheit 
nicht schon daraus, daß der 
Nachbar schwächer ist, sondern 
daraus, daß man Herr der Lage 
vor Ort ist. Das nimmt der Un­
terscheidung zwischen defensi­
ven und offensiven Zielsetzungen 
einen guten Tei l ihrer Bedeutung. 
Schwäche des Nachbarn wirkt 
gegenüber einer solchen Disposi ­
tion notwendig als Versuch ung, 
sich jene Sicherheit zu schaffen, 
die nur direkte oder indirekte 
Herrschaft zu geben vermag." 

Peter Graf Kielmannsegg 
Professor für Politische Wissenschaften 
an der Universität Köln 

Bedeutung und Probleme 

Wolf Graf Baudissin gehö rt zu denen, 
die diesen Standpunkt nicht teilen. Er 
sagt, ein massiver Ausbau des Zivil­
schutzes passe schlecht in die entspan­
nungspolitische Landschaft. Jeder wei­
tergehende Ausbau des Zivilschutzes 
hat nur dann Sinn, meint er weiter, 
wenn eine entsprechende Bürokratie 
eingerichtet und die Bevölkerung in die 
reibungslose Nutzung der Einrichtun­
gen eingeübt wird. Probealarme bleiben 
dann nicht nur unverbindliche akusti­
sche Signale, sondern lösen Übungen 
aus und greifen damit empfindlich in 
den Alltag der Menschen ein. Derartige 
Belastungen beleben das Feindbild und 
begünstigen militaristische Tendenzen. 

In letzter Zuspitzung, so steigert sich 
Baudissin schließlich in seine Antipathie 
gegen einen planvollen Ausbau der zivi­
len Verteidigung hinein, würde die Bun­
desrepublik zu einer unterirdischen 
Bunkerwelt mit Kasernenklima. Das 
Argument, daß neutrale Länder doch 
auch ihre Schutzeinrichtungen stark 
ausgebaut haben, läßt er nicht gelten, im 
übrigen mit einem Hinweis, der klar 
zeigt, daß Baudissin den Zusammen­
hang zwischen der Glaubwürdigkeit der 
Abschreckung und der Bereitschaft, den 
Krieg auch energisch zu führen, nicht 
akzeptiert. Er sagt nämlich, diese neu­
tralen Länder sind "nach wie vor auf 
Verteidigung angewiesen." Man muß 
sich fragen, worauf denn die NATO 
dann angwiesen ist, um den Krieg zu 
verhindern? Mir scheint, hier zeigt sich 
deutlich eine gewisse Argumentations­
schwäche. 

Im übrigen ist auch earl Friedrich von 
Weizsäcker nach meiner Einsicht an die­
sem Punkt nicht völlig stimmig in der 
Logik seiner Argumente. Er sagt, es gibt 
nur einen ernst zu nehmenden politi ­
schen Einwand gegen Zivilschutzvorbe­
reitungen : die Besorgnis, eben diese 
Vorbereitungen erhöhten die Kriegsge­
fahr. Man kann, fährt er fort, dreierlei 
Gründe dafür anführen: 

- sie würden vom Gegner als Kriegs­
vorbereitung empfunden; 

- sie entzögen der zur Abschreckung 
erforderlichen Rüstung finanzielle 
Mittel; 

- sie erregten die Bevölkerung und rie­
fen dadurch entweder chauvinisti­
sche oder kapitulationswillige Strö­
mungen wach. 
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Bedeutung und Probleme 

Von diesen drei Gründen erscheint ihm 
der erste schwach. Jedermann, ganz ge­
wiß die sowjetische Führung, weiß, was 
für eine Katastrophe selbst bei größt­
möglichem Zivilschutz ein Krieg für un­
ser grenznahes, dichtgebautes Land wä­
re. Eben darum habe er niemals mit 
militärischen , sondern nur mit humani ­
tären Argumenten für den Zivilschutz 
gesprochen. 

Hier ist nun zu fragen, was es für einen 
Unterschied macht, ob Schutzräume ge­
baut worden sind, weil die Erbauer 
meinten, Leben schützen zu wollen, 
oder die Tatsache, daß Schutzräume, 
aus welchen Beweggründen heraus ent­
standen, da sind und damit dem Gegner 
klarmachen, die Abwehr seines Angrif­
fes würde mit großer Entschiedenheit 
geführt? Desgleichen mag nicht ein ­
leuchten, warum Weizsäcker den drit­
ten Grund für seine Vermutung, Zivil­
schutzvorbereitungen erhöhten die 
Kriegsgefahr, als den "stärksten" be­
zeichnet, und gleichfalls nicht seine 
Gründe dafür nennt. 

Er sagt, deshalb sei das der stärkste 
Grund für eine Erhöhung der Kriegsge­
fahr, wei l man jetzt schon sieht, da die 
Menschen an die Kriegsgefahr wieder zu 
glauben beginnen, wie die Angst zu ex­
stremen Verhaltensweisen treibt. Er 
glaubt, Chauvinismus und offene Kapi­
tulationswilligkeit erhöhen die Kriegs­
gefahr. Er meint, Chauvinismus wie of­
fene Kapitulationswilligkeit bringen ein 
jahrzehntelang durch maßvolle, aber 
entschiedene Drohung stabilisiertes au­
ßenpolitisches System ins Wanken, und 
dieses Wanken bringe erhöhte Kriegsge­
fahr. Schon aus diesem Grunde, sagte 
Weizsäcker, habe ich t obwohl ich seit 
zwanzig Jahren öffentlich für Zivil­
schutz eintrete, nie versucht, eine 
Volksbewegung dafür zu mobilisieren; 
ich habe mich stets an die Expertenmei­
nung und an die Regierung gewandt. 

Aber heute wird die Kriegsgefahr zu 
sichtbar, die Menschen sind zu sehr 
schon ohnehin beunruhigt, als daß man 
auf sinnvolle Zivilschutzmaßnahmen 
verzichten dürfte, "um schlafende Hun­
de nicht zu wecken". Sie wachen schon, 
man muß ihnen Vernüftiges zu tun 
geben . 

Ist es nicht merkwürdig, fragt man sich, 
daß es jetzt sinnvoll sein soll, gegen 
Chauvinismus und offene Kapitula­
tionswilligkeit dadurch vorzugehen, 
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daß man diesen "Hunden" etwas Ver­
nüftiges zu tun gibt? Wäre es nicht sehr 
viel sinnvoller, diese "Hunde" über­
haupt erst gar nicht zu wecken? Und 
wie hätte man sie schlafen lassen kön ­
nen? Nun, am besten damit, daß man 
rechtzeitig genug mit sinnvollen Vorbe­
reitungen für den Zivilschutz begonnen 
hätte . Dann brauchten wir heute wahr­
scheinlich nicht die Angst und Irratio­
nalität zu beklagen, die viele Menschen 
bewegt und nicht mehr ansprechbar 
macht für die Logik der Friedenserhal­
tung im Atomzeitalter. Um es nochmals 
zu sagen: Dieser Friede ist - entgegen 
aller Beteuerungen sowjetischer Frie­
densliebe - letztlich ein Produkt sowje­
tischer Risikoberechnung. So lange die 
Sowjetunion erkennt, daß militärische 
Mittel weder direkt noch indirekt ange­
setzt werden dürfen, um Westeuropa 
oder andere Weltregime ihrem Einfluß­
gebiet einzuverleiben, es sei denn für 
den Preis der eigenen Zerstörung, so 
lange hält der Frieden. Dieser Zusam­
menhang gilt im globalen Kontext. Die 
sowjetische Risikoberechnung hat ge­
zeigt, daß - um nur zwei Beispiele zu 
nennen - der Griff nach Angola eben 
möglich war, desgleichen der nach 
Afghanistan. Wir wissen heute alle, daß 
die sowjetische Rechnung stimmte. Es 
gilt nun, neue sowjetische Risikobe­
rechnungen zwar nicht zu verhindern. 

Risikoberechnung ist ein Wesensele­
ment sowjetischer Außenpolitik. Sie 
müssen jeweils immer nur so ausgehen, 
daß der sowjetische machtpolitische Zu­
griff unterbleibt. Eben wei l in der Rech­
nung das Risiko zu groß ist. Und das 
Risiko - es ist allein in der Hand des 
freien Westens, es groß zu halten. 

Zwingend ist in diesem Zusammenhang 
eine Bemerkung zur sogenannten Nach­
rüstung. Denn sie gehört mit zur westli­
chen Anstrengung, der Sowjetunion ge­
genüber Westeuropa eine für sie günsti ­
ge Risikoberechnung zu vereiteln. 

Wie weit muß indessen das Unverständ­
nis über die Logik der Friedenserhal­
tung im Atomzeitalter in der Bevölke­
rung verbreitet sein, daß die Politiker, 
die in Bonn nach ihr handeln, der eige­
nen Anhängerschaft mit Rücktritt dro­
hen müssen, um sie überhaupt noch in 
Politik umsetzen zu können? Hier zei ­
gen sich schicksalhafte Versäumnisse 
deutscher Politik. Keine Regierung bis-

her hat es gewagt, den Bürgern unge­
schminkt die Wahrheit über die Bedin­
gungen für den Frieden in Freiheit zu 
sagen. Die Gründe dafür, warum es zu 
Adenauers, Erhards und Kiesingers Zei­
ten unterblieb, sind in Umrissen schon 
erwähnt worden . Für Brandt und 
Schmidt gibt es andere Erklärungen. 

Die Ostpolitik zwang in dieser Hinsicht 
die Regierungen zur Verschwommen­
heit. Man glaubte, es sich nicht erlauben 
zu können, einerseits wohl den politi ­
schen Ausgleich mit der Sowjetunion 
vollziehen zu wollen, andererseits aber 
deutlich zu sagen, daß Friedenssiche­
rung die Fähigkeit und Bereitschaft zur 
Kriegführung voraussetzt, wie ich das 
bereits erläutert habe . Dies hätte, so 
fürchtete man, die politische Anhänger­
schaft verwirrt, die Entspannungspoli ­
tik diskreditiert und die Sowjetunion 
Reserviertheit zeigen lassen. Das Resul­
tat solcher Verschwommenheit zeigt 
sich heute. Die Sowjetunion hat die 
Entspannungspolitik konsequent ge­
nützt und in den letzten fünfzehn J ah­
ren die größte Militärmacht aufgebaut, 
die je ein Staat hatte . Den Westen hinge­
gen schwächen moralische Skrupel. Er 
ist nicht mehr geschlossen bei der Suche 
nach einer auf Macht basierenden Ant­
wort. Die USA, die das jetzt unter Rea­
gen zu tun beginnen, werden in Westeu­
ropa verdächtigt, sie würden letztlich 
sogar den Krieg mit der Sowjetunion in 
Kauf nehmen. Daß dies ein qualifizier­
ter Vorwurf ist, wissen Kenner der ame­
rikanischen Politik. 

Dieser Streit im atlantischen Bündnis 
gefährdet seine Geschlossenheit und 
letztlich sogar die Glaubwürdigkeit sei­
ner Strategie. 

In der Bundesrepublik geht der Riß mit­
ten durch die Koalition . Übrigens, wer 
behaupten wollte, die Unionsparteien 
seien frei von solcher gefährlichen 
Orientierungslosigkeit und nicht infi­
ziert von pazifistischen Tendenzen, wä­
re vermessen . Angesichts solcher Ver­
wirrtheit über die Grundlagen der Si­
cherheitspolitik wäre es gewiß verfehlt, 
nur zu fragen, was getan werden könn ­
te, um die Lage der Zivilverteidigung 
und speziell des Zivilschutzes zu verbes­
sern. Dies zu erörtern ist erst in zweiter 
Linie richtig. In erster Linie muß die 
Frage stehen, was nötig ist, um in der 



Bevölkerung die Bereitschaft zu wek­
ken, eine realistische Sicherheitspolitik 
mitzutragen. Davon sind wir wei t ent­
fernt. 

In diesem Lichte möchte ich mit Ihnen 
ein paar Anregungen erörtern, was zu 
tun sein könnte, um die geistige Lage 
unserer Bevölkerung und ihre psycholo­
gische wie politische Bereitschaft zur 
zivilen Krisen- wie Kriegsvorsorge zu 
beeinflussen. 

Ich darf das in Form einiger Thesen tun: 

1. Sicherheitspolitik ist, da eines der 
kompliziertesten Felder der Politik 
überhaupt, nur sehr schwer der Allge­
meinheit darzustellen. Trotzdem müs­
sen sich die verantwortlichen Politiker 
dieser Aufgabe viel stärker als bisher 
unterziehen. Vereinfachung ist dabei 
nötig. So lange sie verantwortungsbe­
wußt betrieben wird, schadet sie nicht. 

2. Da die Grundlagen dieser Sicherheits­
politik heute von einer zunehmenden 
Zahl von Menschen nicht akzeptiert 
werden, ist es staatliche Aufgabe, einen 
Überzeugungsprozeß tatkräftig und 
mutig in Gang zu setzen. 

3. Ebenso ist es nötig, die zu verteidi­
genden Werte für den Verstand und das 
Gefühl der Bürger erfaßbar zu machen . 

4. Parallel zu dieser geistig-psychologi­
schen Zielsetzung muß die praktisch­
politische treten . Deshalb muß die Poli­
tik "von ganz oben herunter" beginnen , 
die Bedeutung von Zivilverteidigung, 
Zivilschutz, Gesamtverteidigung und 
Ähnlichem für die Sicherheitsvorsorge 
darzustellen. Wenn schon nicht der 
Staat im Lichte der Finanzknappheit ge­
genwärtig viel zur praktischen Verwirk­
lichung der Zivilverteidigung tun kann, 
so soll er doch die Bürger durch Über­
zeugungsarbeit dazu anhalten, daß es 
jeder für sich nach eigenen Kräften tut. 

5. Erst in einem so geschaffenen "Kli­
ma" können die örtlichen Behörden 
darangehen, in ihrem Zuständigkeitsbe­
reich praktische Maßnahmen der zivilen 
Verteidigung zu realisieren . Dann ge­
winnen sie auch Gehör bei den Medien 
und können so auch in ihrer Region 
Interesse für die Krisenvorsorge wecken 
oder verstärken . 

Die Frau - eine 
Katastrophenhelferin 

Eva Osang 

Zu allen Zeiten haben F rauen sich ein­
gesetzt und bewährt, wenn es galt , Ka­
tastrophen zu bewältigen, Samariter­
dienste am Nächsten zu leisten, soga r 
Männer am Arbeitsplatz zu ersetzen. 
Frauen sind zur Samariterin geboren 
und veranlagt; Dienst am Nächsten, an 
der Famili e, am Hilflosen ist der Frau 
nicht Opfer, sondern Selbstverständ­
lichkeit . Was Wunder, wen n die Frau in 
die Rolle der Dienenden gedrängt wur­
de, aus der sie sich - weltweit - allmäh­
lich zu befreien vers ucht. Aber trotz 
aller Emanzipation und trotz des Roll­
entausches in Haushalt und Familie ist 
die Veranlagung zum H elfen gebli eben. 

Zur Bewältigung vo n Katastrophen -
oder Notständen -, bei denen Veräng­
stigte, Verletzte, Hilfesuchende in gro­
ßer Zahl anfa ll en, wird es ein Heer von 
Hilfeleistenden geben müssen; sie wer­
den nicht allein in den Hilfsorganisatio­
nen zu find en sein und auch nicht bei 
den berufsmäß igen Pflegern und Hel­
fern; sie werden unter den Frauen vor­
nehmlich gefunden werden müssen, die 
ni cht in den Arbeitsprozeß eingespannt 
sind . Das heißt, dort, wo der Acht ­
stundentag ni cht an einem festen Ar­
beitsplatz außerhalb des Heimes abge­
dient wird: bei den Nur-Hausfrauen 
und Müttern. Sie all ein haben die Frei­
heit, den Arbeitstag so einzurichten, 
daß die zu leistende Arbeit nicht inner­
halb ei nes starren Stundenschemas getan 
werden muß. Sie könnten also bei viel 
gutem Willen zum H elfen - da sie ja 
ausgelastet sind - doch Stunden zum 
Dienst am hilflosen Nächsten finden. 
Was wäre nun zu tun, um diese Frauen 
für den Katastropheneinsatz und für 
den Dienst am Nächsten zu gewinnen ? 
Kind er können nicht unbeaufsichtigt al­
lein gelassen werden . Wenn Frauen zu 
Hilfsdiensten herangezogen w ürden, 
müßte für die Betreuung der Kinder 
gesorgt sei n. Da eine einz ige F rau min-

destens für zwanzig bis dreißig Kinder 
sorgen könnte, wäre eine Menge Frauen 
entlastet und frei. Dieses Betreuen ließe 
sich unter den Frauen organisieren, es 
brauchte sicher nicht einer eigens dafür 
geschaffenen Institution. 
Natürlich müßte dieses Unternehmen in 
ruhigen Zeiten geübt werden, damit es 
im Katastropheneinsatz dann reibungs­
los funktionieren kann . 
Die moderne Frau bringt allerhand 
Können schon mit für ihren Einsatz im 
Notfall: Sie hat zumeist einen Führer­
schein , kann also vielseiti g sogar Trans­
portdienste übernehmen. Sie hat beim 
Erwerb des Führerscheins eine Erste­
Hilfe-Ausbildung erhalten und eine 
Prüfung abgelegt und kann wirksame 
Erste Hilfe leisten. Sie ist in der Betreu­
ung von Kindern und alten Menschen 
erfahren und sie ist als Hausfrau und 
Mutter auch eine geübte, gute Psycho­
login . Krankenpflege beherrscht sie; sie 
kann im Notfall eine ganze Mannschaft 
Hungernder bekochen. Zu allen diesen 
Vorzügen kommt hinzu, daß die Haus­
frau an Management gewöhnt ist, daß 
sie umsichtig organisieren kann, auch 
delegieren, und daß sie Geduld mit­
bringt und Verständnis für Kummer 
und Nöte . 
Gibt es eine idealere Katastrophenhel­
ferin? 
In der Bundesrepublik Deutschland 
steht ei n hoher Prozentsatz verheirate­
ter Frauen und Mütter im Arbeitspro­
zeß und scheidet damit für den Einsatz 
im Katastrophenhilfsdienst aus. Der Ar­
beitgeber hat ein Recht auf die bezahlten 
Arbeitsstunden. Zudem kommt ei ne 
volle Beanspruchung der Frau, weil 
nach einem beruflichen Achtstundentag 
und Hin- und Rückweg zur Arbeitsstel­
le noch die Hausarbeit und der Dienst 
als Frau und Mutter warten. 
Hierzu ein ige vergleichende Zahlen aus 
europäischen Ländern . Gemessen an 
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Katastrophenhelferin Frau 

der Zahl der Erwerbstäti gen (1974) steI­
len die Frauen in: 

- Dänemark 39 Prozent 
- Großbritanni en 33 Prozent 
- Bundesrepublik Deutschland 

30 Prozent 
- Frankreich 30 Prozent 
- Belgien 27 Prozent 
- Itali en 19 Prozent. 
(Wir entnehmen diese Zahlen der Bro­
schüre "Frauen und Arbeitsmarkt" aus 
der Schriftenreihe "Quintessenzen aus 
der Arbeitsmarkt- und Berufsfor­
schung" , Heft 4, 1. Auflg. 1976, Bun­
desanstalt für Arbeit, Nürnberg). 
Nach Angaben, die wir "om Eidgenös­
sischen J ustiz- und Polizeidepartment, 
Bundesamt für Zivilschutz, erhielten, 
stell en di e Schweizer Frauen im Arbeits­
prozeß zu r Zeit 1,0 Millionen bei drei 
Millionen Erwerbs täti gen insgesamt al­
so wie in Großbritannien etwa 33 Pro­
zent. 
Natürlich wi rd jede Frau im Notfall 
Samariterdienste leisten, sicher aber nur 
in ihrer Familie und der nächsten Nach­
barschaft. Sie geplan t einz usetzen oder 
sogar sie an ei nen Katastrophenort z u 
verbringen, für den sie vo rgesehen ist, 
wird nicht möglich sein. Kalkulierter 
Einsatz braucht die Vorplanun g und die 
Vorübung. 
Es kommt also seh r darauf an, die nicht 
im Berufsleben stehende Frau und Mut­
ter zu interessieren und z u gewinnen für 
den freiwill igen Dienst am Nächsten in 
der Not. Und hier si nd Hilfestellungen 
zu leisten und Anreize zu geben. Die 
"Nur-Hausfrau" fühlt sich den berufs­
tätigen Frauen oft unterlegen, leidet un­
ter Minderwertigkeitskomplexen und 
sucht nach Anerkennung, nach Bestäti ­
gung. In Übungsveranstaltungen mit si­
mulierten katas trophenähnlichen Bedin­
gungen müßte Gelegenheit geboten 
werden, das mitgebrachte Kö nn en an­
zuwenden und z u testen und neue Fä­
higkeiten hin z uzul ernen. D as Gefüh l 
des Unentbehrlichseins so llte entwickelt 
und gefestigt werden und das verküm­
merte Selbstvertrauen ges tärkt werden. 
Es ließen sich die Möglichkeiten belie­
big ausweiten, einen z uverlässigen H el­
fe rkreis z u finden und z u halten, um im 
Falle der Gefahr genügend H elfe rinnen 
einsetzen zu können. 
Aus einem Beitrag in der Schweizeri­
schen Zeitschrift ZIVILSCHUTZ ist z u 
erfahren, daß in der Schweiz die Mitar­
beit der Frau im Zivilschutz im Rahmen 
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der Gesamtverteidigung ein geplan t ist. 
Die Stadt Winterthur hat in dem Mittei­
lun gsblatt 21 der Zivilschutzorganisa­
tion die ve rschiedenen Dienste au fge­
führt und beleuchtet, die für die Frau in 
Frage kommen. Hier allerd ings sind be­
rufstäti ge Frauen einbezogen, die ihre 
beso nderen beruflichen Fachkenntnisse 
e inbringen: Kanzlei mit Sekretär und 
Kanzleipersonal, Nachrichtendienst, 
Übermittl un gsdi enst, A C-Sch utzdienst, 
Pio nier- und Brandschutzdienst, Siche­
run gsd ienst, Überwachungsdienst, Sa­
nitätsdien st, Betreuungsdi enst, Mehr­
zweckdienst und einige andere mehr. 
Wichti g für un s sind zwei Fragen: 

1. ) Welche Vorteile gewinnt die Frau im 
Zivilschutz? Hier die Antwort aus dem 
Bericht der Stadt Winterthur: 
- Sie lernt neue Leute und neu e Dinge 

kennen und weiß nachh er viel mehr 
als zuvor. 

- Sie wird fü r ihre Aufgabe gut ausge­
bildet und kann einen großen Teil 
ihres neuen Wissens auch zu Hause 
brauchen. 

- Sie darf stolz darauf sein, etwas 
Handgreifliches für die so häufi g an­
gefü hrte Gleichberechtigung der 
Frau getan zu haben; 
und mehr . 

2.) Welche Nachtei le erwachsen der 
Frau im Zivil schutz? 
- Sie wird für ein ige Tage vom gelieb­

ten Alltag ferngehalten und darf 
nicht kochen und abwaschen. 

- Sie muß vielleicht ih ren Mann und 
die größeren Kinder für einige Tage 
s ich selbst überlassen. 

- Sie wird nicht darum herumkom­
men, altes Wissen aufzufri schen und 
neues daz uzul ernen. 

Nun , dies ist für die Frauen in der 
Schweiz gedacht und für alle Fra uen, 
nicht nur für die "Berufshausfrauen ", 
wie es uns vo rschwebt. Übrigens hat der 
Schweizer Zivilschutz den jungen Müt­
tern "einiges zu bieten" , wie wi r aus 
crem Bericht erfahren: "Wir laden unse­
re jungen Mütter daher freundlich ein: 
Kommen Sie z u uns und brin gen Sie 
Ihre Mädchen und Buben mit. Unser 
Betreuungsdienst freut sich, daß cl' ei n 
paar Tage auf die munteren Knirpse auf­
passen darf. - Und wenn der Peter zur 
Schule muß ? Kein Problem, w ir haben 
einen Transportdienst. Und wenn es mit 
den Kindern trotz allen guten Willens 
nicht klappen sollte? - Ebenfall s kein 
Problem . In di esem schlimmsten Falle 

werden wir Ihren Dienst eben auf eine 
günstigere Zeit verschieben. Sie sehen, 
verehrte Damen, die Sorge um die Ob­
hut Ihrer Kind er ist jetzt kein Hinder­
ni sgrund mehr. Sie könn en un sere Kur­
se und Übungen genauso unbeschwert 
besuchen w ie ihre Freundinnen und Be­
kannten und all e weiteren Frauen, deren 
Kinder bereits selbstän di g oder sogar 
ausgeflogen sind. " 
An einem so gut o rga nisierten Kinder­
betreuun gsd ienst, aber auch an so viel­
fältige Kurse, denken w ir nicht beim 
Vorsch lag, die Fäh igkeiten und Eigen­
schaften der Frauen im Katas tro phen­
schutzdienst einzusetzen . Was Geld ko­
stet , das hat von vornherein wenig Aus­
sichten auf Verwirkli chun g bei der an­
gespannten Wirtschaftslage un seres 
Staates. Wie sonst wären Anstrengun­
gen für den Zivilschutz immer wieder 
ins Abseits gedrängt worden. Wir den ­
ken an einen Hilfsdien st auf Freiwilli ­
genbasis, der sich selbst trägt. Utopi e 
werden viele sagen. Sie muß es nicht 
bl eiben. Und sie darf es nicht bleiben; 
denn ohne Helfer auch keine Hilfe in 
d er Not. 
Aus einer Schweizer Studie, ebenfalls 
der Zeitschrift ZIVILSCHUTZ des 
Sch weizerischen Zi vilsch utzverbandes 
entnommen, geht hervor, wievie le 
Frauen im G es undh eitswesen tätig sind 
oder im Zivilschutzdienst oder im Rot­
kreuzdienst und wievie le noch fehlen: 
"H eute sind 60000 Fra uen im Ges und ­
heitswesen täti g oder im Zivilschu tz­
dienst oder im Rotkreu zdienst einge­
teilt: es fehlen also im Koordinierten 
Sanitätsd ienst rund 70000 Frauen; diese 
gilt es zu fi nden und z u werben." 

Gemessen an der Einwohn erzahl der 
Schweiz wäre bei un s die Feh lquo te um 
ein Zehnfaches höher. 

Hier handelt es sich nur um Fachkräfte 
für d en Krankenhausdienst. 
Wi e viel mehr Samariter aber feh len, 
wenn in Katastrophen oder bei Waffen ­
wirkungen in Kriegen - abgesehen von 
den Massenverletzun gen - durch Mas­
senschock und M assenpsychose Massen 
von Hilfosen Hilfe brauchen , ohne 
krank oder verletzt zu sein im augenfä l­
li gen Sinne ! 
Wir kommen nicht danliTI herum: Wir 
müssen versuchen, die Frau - jede ver­
fü gbare Fra u - zu gewinnen, sich frei ­
willig und ohne Entgelt für aufgewende­
te Arbeitsstunden in den Dienst der Ka­
tastrophenschutzhilfe zu ste llen . 
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Krisen- und KriegsfaU 

Beim Betrieb von Kernkraftwerken 
fallen große Mengen von radioaktiven 
Stoffen an, die sich vorwiegend in den 
Brennelementen speichern . Diese radio­
aktiven Substanzen werden durch aktive 
und passive Sicherheitseinrichtungen 
unter Kontrolle gehalten . Angesichts 
der schwindenden Vorräte an fossilen 
Energieträgern und des wachsenden 
Druckes der Erdöl exportierenden Län­
der auf die Industri estaaten steigt die 
Anzahl der Kernkraftwerke in den 
USA, in West- und Mitteleuropa und 
auch in den Ländern des Ostblocks 
trotz aller Anfeindungen und Wider­
stände weiter an. In der Diskussion um 
die friedliche Nutzun g der Kern energie 
wird häufig darauf hingewiesen, daß das 
radioaktive Inventar eines Kernkraft­
werkes die bei einer Kernwaffendetona­
tion frei werdende Radioaktivität um 
ein Mehrfaches übersteigt, woraus die 
Befürchtung abgeleitet wird, daß Kern­
kraftwerke bei kriegerischen Auseinan­
dersetzungen lohnende Angri ffszie le 
darstellen oder sogar zu einer weiteren 
Eskalierung eines Nuklearkrieges füh­
ren könnten . 

Gerald Kamelander 

Aufbauend auf die technischen Eigen­
schaften von Kernkraftwerken soll im 
vorliegenden Beitrag unters ucht wer­
den, welche Bedeutung diesen Anlagen 
im Krisen- und Kriegsfall zukommt. 

Der Ablauf 
von Kühlmittelverlustunfällen 

Das technische Prinzip eines Kernkraft­
werkes mit Siedewasserreaktor ist in 
Abbildung 1 dargestellt. Die Leistungs-, 

Stellen Kernkraftwerke 
bei kriegerischen 

Auseinandersetzungen 
lohnende AngrifJsziele dar? , 

erzeugung findet im Reaktorkern statt, 
der aus den Brennelementen aufgebaut 
ist. Dieser befindet sich im Druckgefäß, 
einem riesigen Stahlkessel. Der im Re­
aktorkern erzeugte Dampf wird über 
die Dampfleitungen der Turbine zuge­
führt, im Kondensator in Wasser rück­
verwandelt und über die Speisewasser­
leitungen dem Druckgefäß neuerlich zu­
geführt. Druckgefäß, Turbine, Konden­
sator sowie Dampf- und Speisewasser­
leitungen bilden zusammen den Primär­
kreis. Das Wasser dient gleichzei ti g als 
Moderator und Kühlmittel. 

Eine stählerne Hohlkugel, Sicherheits­
behälter oder Containment genannt, 
umschließt das Druckgefäß. Das Con­
tainment befindet sich im Reaktorge­
bäude, das zum Schutz gegen Erdbeben 
und andere äußere Einwirkungen aus 
meterdickem, eisenbewehrten Beton be­
steht. Innerhalb des Reaktorgebäudes 
sind auch die Lager für abgebrannte 
Brennelemente untergebracht. Ebenfalls 
sehr massiv ausgelegt ist das Maschinen­
haus, wo die Energie in elektrische 
Energie konverti ert wird . 
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Abbildung 1: Schematischer Schnitt durch das Reaktorgebäude 
1. Reaktoren 5. Sicherheitsbehälter 
2. Druckgefäß 6. Frischdampfleitungen 
3. biologischer Schild 7. Brennel ementlagerbecken 
4. Kondensationskammer 8. Wand des Reaktorgebäudes 

Die metallischen Hüllen der Brenn­
elemente, die Wände des Primärkreises, 
der Sicherheitsbehälter und das Reak­
torgebäude stellen ein System von Bar­
rieren dar, die die Außenwelt vor dem 
radioaktiven Inventar, das ca. 5000 Me­
gacurie beträgt, schützen. 
Auf Grund der Isotopenzusammenset­
zung des Uranbrennstoffes sind nuklea­
re Detonationen, wie sie bei Kernwaffen 
entstehen, physikalisch unmöglich. Un­
kontrollierte Freisetzungen von Radio­
aktivität sind lediglich als Folge unzu­
reichender Kühlung des Reaktorkerns 
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denkbar. Dies könnte durch Brüche im 
Primärkreis oder durch Blockaden des 
Kühlmittels, etwa durch unbeabsichtig­
tes Schließen von Ventilen, entstehen. 
In diesem Fall kommt es zu einer 
Schnellabschaltung des Reaktors . Sollte 
diese versagen, so endet die Kettenreak­
tion infolge des Fehlens des Moderators 
einige Sekunden später von selbst. 
Bereits eine Sekunde nach Beendigung 
der Kettenreaktion fällt die Leistung auf 
etwa 5 Prozent der Ausgangsleistung 
zurück. Diese Wärme ist durch den Zer­
fall der radioaktiven Spaltprodukte und 

Transurane bedingt und wird daher als 
Nachzerfallswärme bezeichnet. Sie 
klingt gemäß den radioaktiven Zerfalls­
gesetzen der beteiligten Isotope weiter­
hin ab . Bliebe der Reaktorkern ohne 
jede Kühlung, so würde die Nachzer­
fallswärme ausreichen, um die Brenn­
elemente nach einer Zeitspanne von ei­
ner bis mehreren Stunden zum Schmel­
zen zu bringen. Unter sehr ungünstigen 
Umständen könnte die Kernschmelze 
die weiteren Sicherheitsbarrieren durch ­
dringen und zur Freisetzung eines Teils 
des radioaktiven Inventars führen . 
Um eine derartige Radioaktivitätsfrei­
setzung zu verhindern, ist jedes Kern ­
kraftwerk mit mehreren von einander 
unabhängigen Notkühlsystemen ausge­
stattet, die den Reaktorkern bei Störun­
gen im Primärkreis mit Kühlmittel ver­
sorgen. 
Auch die im Lagerbecken befindlichen 
abgebrannten Brennelemente müssen 
wegen ihrer Radioaktivität gekühlt wer­
den. Auf Grund der längeren Lagerzeit 
ist das radioaktive Inventar der hier un­
tergebrachten Brennelemente wesent­
lich geringer, als dies bei den Brenn­
elementen im Kern der Fall ist, so daß 
bei Ausfall der Lagerbeckenkühlung 
erst nach Tagen mit nennenswerten 
Freisetzungen zu rechnen ist. Auch das 
Lagerbecken ist mit mehreren von ein­
ander unabhängigen Kühlsystemen aus­
gestattet. 
Auf Grund der außerordentlichen Qua­
lität der Komponenten eines Kernkraft­
werkes und mehrfacher Auslegung der 
Sicherheitseinrichtungen, insbesondere 
der Notkühlsysteme, könnten schwere 
Unfälle nur dann eintreten, wenn meh­
rere an und für sich seltene Ereignisse 
unabhängig voneinander gleichzeitig 
auftreten. Da dies praktisch unvorstell ­
bar ist, spricht man von hypothetischen 
Unfällen . 
Nichtsdestoweniger arbeitete ein ameri­
kanisches Forscherteam eine Studie über 
die Konsequenzen der gravierendsten 
hypothetischen Unfälle, unbeschadet 
ihrer extrem niedrigen Eintrittswahr­
scheinlichkeit, aus. Als oberste Grenze, 
also bei fast vollständiger Freisetzung 
des Inventars an leicht- und mitteIflüch­
tigen Stoffen, ergaben sich als Verlust­
ziffern 2000 bis 3000 Tote durch Strah­
lensyndrom sowie 10000 bis 15000 vor­
übergehende Strahlenerkrankungen. In­
nerhalb der darauffolgenden 20 Jahre 
wäre außerdem mit einigen tausend 
Krebsfällen zu rechnen. 



Diesen Zahlen liegt die Annahme zu­
grunde, daß sich das Kernkraftwerk in 
einer dich tbesiedelten, agrarisch genutz­
ten Gegend befindet und daß zur Zeit 
des Unfalls eine neutrale Wetterlage 
herrscht. 

Die Folgen eines Angriffes 
auf ein Kernkraftwerk 

Wird ein Kernkraftwerk mit Bomben, 
Raketen oder schwerer Artillerie ange­
griffen, so bilden die Betonmauern des 
Reaktorgebäudes sowie die Stah lwände 
des Sicherheitsbehälters und des Druck­
gefäßes einen weitgehenden Schutz des 
Reaktorkerns, so daß eine direkte Be­
schädigung des Reaktorkerns durch 
konventionelle Waffen außer Betracht 
b leiben kann. 
Anders verhält es sich mit der Kühlung 
des Reaktorkerns bzw. des Brenn­
elementlagerbeckens. Bei gewaltsamen 
äußeren Einwirkungen verliert die Si­
cherheitsphi losophie, die auf der An­
nahme beruht, daß mehrere seltene Er­
eignisse nicht unabhängig voneinander 
zu gleicher Zeit auftreten, ihren Anwen­
dungsbereich. In diesem Falle sind sehr 
wohl Ereigniskombinationen denkbar, 
die zum totalen Ausfall der Kühlung 
fü hren können. Dies wären beispiels-

weise Volltreffer an den Eigenbedarfs­
transformatoren im Schaltanlagenge­
bäude oder schwere Schäden im Pum­
penhaus. Derartige Beschädigungen 
könnten zum Schmelzen des Reaktor­
kerns und in Folge zu einer massiven 
Freisetzung von Radioaktivität in die 
Umwelt führen. Die freigesetzte Radio­
aktivität würde sich als zigarrenförmige 
Wolke in Windrichtung ausbreiten und 
radiologische Schäden hervorrufen. Die 
für hypothetische Kühlmittelverlustun­
fä lle erhaltenen Untersuchungsergebnis­
se über die Konsequenzen im ungün­
stigsten Fall gelten selbstverständlich 
auch für Reaktorunfälle, die durch äu­
ßere Gewalt induziert wurden. Deshalb 
können auch die im vorhergehenden 
Abschnitt genannten Verlustziffern 
nicht überschritten werden. Daraus er­
gibt sich auch, daß die Verluste, mit 
denen bei Einsatz von Kernwaffen ge­
rechnet werden muß, selbst dann höher 
anzusetzen sind, wenn deren Kaliber 
nur in der Größenordnung der Hiroshi­
ma-Bombe liegt. Dies erklärt sich da­
durch, daß die Wirkung von Kernwaf­
fen nicht nur durch die Radioaktivität, 
sondern auch durch die Druckwelle und 
die thermische Strahlung - manchmal 
sogar überwiegend - bestimmt wird. 
Dies fällt beim verunfallten Kernkraft­
werk weg. Ebenso tritt hier keine Neu­
tronenstrahlung auf. 
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Abbi ldung 2: 
Die Ganzkärperdosis (Immersion + Inhalation + sechzehnstündi ge Strahlung aus den Ablagerungen ) 
nach einem schweren hypothetischen Kühlmittelverlustunfall in Abhängigkeit von der Entfernung. 
Wette rl age schwach stabil, Windstärke 4m/ sec - 1 

KKW 1m Krieg 

Über die radiologischen Folgen eines 
schweren hypothetischen Kühlmittel­
verlustunfalls gibt Abbildung 2 Auf­
sch luß. In dieser Abbildung ist die 
Ortsdosis in Windrichtung in Abhän­
gigkeit von der Endernung vom Un­
fallsort aufgetragen. Die Dosis setzt sich 
hier auch der direkten Strahlung aus der 
Wolke und der Inhalationsdosis zusam­
men. Hinzu kommt noch die Strahlung 
aus den Ablagerungen, wobei eine sech­
zehnstündige Expositionsdauer ange­
nommen wurde. 

Militärische Schlußfolgerungen 

In den Abbildungen 3 und 4 sind für 
zwei verschiedene Zeitpunkte nach ei­
nem schweren hypothetischen Kern­
kraftwerksunfall, der in seinen Konse­
quenzen einem erfolgreichen Angriff 
auf ein Kernkraftwerk gleichgesetzt 
werden kann, die Ortsdosisleistungen 
eingetragen. Man erkennt daraus, daß 
die Ortsdosen zwar beträchtlich sein 
können, daß aber die auf diese Weise 
kontaminierten Gebiete von mit ABC­
Schutzmasken ausgerüsteten motori­
si\!rten Verbänden, insbesondere von 
gepanzerten Fahrzeugen, für deren In­
sassen infolge der Abschirmwirkung 
nur ein Bruchteil der Dosis wirksam 
würde, praktisch jederzeit durchstoßen 
werden könnten. Durch die Zerstörung 
von Kernkraftwerken könnten, so 
schwerwiegend die ökologischen und 
medizinischen Folgen für die Zivilbe­
völkerung auch wären, weder radiologi ­
sche Sperrgürtel angelegt noch militäri­
sche Operationen auf längere Zeit un­
terbunden werden. Während die Pro­
gnostizierung der Wetterlage bereits 
beim Einsatz chemischer Kampfstoffe 
ein Problem sein kann, gilt das umso­
mehr für den Fall der Kernkraftwerke, 
da ja der Zeitraum zwischen Zerstörung 
und Beginn der Freisetzung von Radio­
aktivität nicht gen au bekannt ist, in allen 
Fällen aber in der Größenordnung von 
Stunden liegt. Dies setzt den Wert eines 
Kernkraftwerks als radiologische Waffe 
weiter herab. Alle diese Aussagen gelten 
umsomehr für Lager von abgebrannten 
Brennelementen, gleichgültig, ob sich 
diese Lager im Reaktorgebäude oder in 
eigens dafür errichteten Bauten befin­
den. Nach der Ausschaltung der Küh­
lung würden Tage vergehen, bis es zu 
nennenswerten Freisetzungen käme. 
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Windrichtung 
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Abbildung 3: 
Die Kurven gleicher Dosisleistung für drei bis fünf Stunden nach dem Kühlmittelverluslunfall. 
Wetterlage wie in Abbildung 2. 

---... Windrichtung 
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Abbildung 4: 
Die Kurven gleicher Dosisleistung für sieben bis neun Stunden nach dem Kühlmittelverlustunfall. 
Wetterlage wie in Abbildung 2. 

Auch zur Störung der Energieversor­
gung eines Landes wäre ein Angriff auf 
ein Kernkraftwerk sinnlos, da man den­
selben Effekt, jedoch ohne unkalkulier­
bare Nebenwirkungen, durch Zerstö­
rung von Umspannwerken oder kon­
ventionellen Kraftwerken erreichen 
könnte. 
Als einziger ersichtlicher Grund zur 
Zerstörung von Kernkraftwerken wäre 
ein Terrorangriff mit dem Ziel, die Be­
völkerung des betreffenden Landes zu 
demoralisieren. Wie bereits erwähnt, 
hätte ein solcher Angriff verheerende 
Langzeitfolgen, sowohl in medizini­
scher als auch in wirtschaftlicher Sicht. 
Jedem Aggressor muß deshalb klar sein, 
daß der Mißbrauch von Kernkraftwer­
ken als radiologische Waffe - trotz ihres 
verhältnismäßig bescheidenen militäri­
schen Nutzens - als Anwendung einer 
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strategischen Nuklearwaffe anzusehen 
wäre. Sollte sich jemand, aus welchem 
Grund auch immer, über die zu erwar­
tenden Konsequenzen eines solches 
Vorgehens hinwegsetzen, so würde er 
sich aber höchstwahrscheinlich der prä­
zisen und kalkulierbaren Wirkung von 
Kernwaffen bedienen. Bei letzteren kä­
men neben den radiologischen Effekten 
auch die Druckwelle und die thermische 
Strahlung zur Wirkung. Dies fällt bei 
Kernkraftwerken weg, da hier nukleare 
Explosionen nicht möglich sind. 
Für den Fall, daß Angriffe auf Kern ­
kraftwerke aus irgendeinem Grund den­
noch befürchtet werden, können diese 
jederzeit abgeschaltet werden. Bereits 
einige Stunden nach der Abschaltung 
geht die Radioaktivität in den Brenn­
elementen soweit zurück, daß die ärgste 
Gefahr gebannt ist. Will man absolut 

sichergehen, daß die entladenen Brenn­
elemente nicht durch Zerstörung aller 
Kühlschleifen dennoch allmählich zu 
schmelzen beginnen, so wäre die Schaf­
fung eines bombensicheren Zwischenla­
gers, in das die Brennelemente bei Ge­
fahr evakuiert werden können, tech­
nisch ohne Schwierigkeiten realisierbar. 

Kernkraftwerke im Krisenfall 

Aus der bisherigen Argumentation ist 
die Schlußfolgerung zu ziehen, daß 
Kernkraftwerke im Kriegsfall keine at­
traktiven Angriffsziele darstellen. Wäh­
rend also der Besitz von Kernkraftwer­
ken im Kriegsfall kaum als Nachteil an­
zusehen ist, außer daß sie eventuell ab­
geschaltet werden müssen, erweist sich 
der Vorteil dieser Anlagen besonders im 
Krisenfall. 
Der Vorteil liegt vor allem im enormen 
Energieinhalt des Urans und der damit 
verbundenen günstigen Bevorratung. 
Die ca. 500 Brennelemente, die zum 
Beladen eines Leichtwasserreaktors mo­
derner Bauweise nötig sind, verfügen 
über dasselbe Energiepotential wie 7 
Millionen Tonnen Steinkohle oder 5 
Millionen Tonnen Erdöl oder 25 Millio­
nen Tonnen Braunkohle. Diese Brenn­
elemente können in einem Volumen von 
wenigen Kubikmetern gelagert werden. 
Dies bedeutet, daß ein Staat, der die 
Kernenergie nutzt, im Krisenfall weni­
ger auslandsabhängig und besser in der 
Lage ist, derartige Situationen politisch 
und volkswirtschaftlich zu verkraften. 

Resümee 

Zusammenfassend kann festgestellt wer­
den, daß im Kriegsfall das durch Kern­
kraftwerke gegebene Risiko im Ver­
gleich zum Risiko direkter Waffenwir­
kungen klein ist. Der militärische Nut­
zen eines Angriffs auf ei ne solche Anla­
ge ist relativ gering und unkalkulierbar. 
Besteht dennoch eine derartige Befürch­
tung, so können Kernkraftwerke jeder­
zeit abgeschaltet und die Brennelemente 
gegebenenfalls evakuiert werden. Im 
Krisenfall tragen Kernkraftwerke zu ei­
ner kontinuierlichen Energieversorgun g 
bei und helfen mit, die politische und 
wirtschaftliche Unabhängigkeit des 
Staates in weltpolitisch schwieri gen Si­
tuationen zu sichern. 
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GEFAHR AUS DEM WELTRAUM ist gegeben, sie ist längst keine Utopie mehr, und 
was Science-fiction-Filme fantastisch aufzeigen, wird in naher Zukunft möglich sein. 
Das im OSANG VERLAG erschienene Werk GEFAHR AUS DEM WELTRAUM 
informiert gründlich und für jedermann verständlich über politische, militärische, 
technische und rechtliche Aspekte der Weltraumnutzung und zeigt die Zukunftsgefah­
ren ganz neuer Art auf. Wir bringen für die Leser der ZIVIL VERTEIDIGUNG in 

dieser Ausgabe und in den folgenden Heften Auszüge aus diesem Werk. 

Besorgnis und Furcht vor einer Katastro­
phe größten Ausmaßes hatte zahlreiche Län­
der der Erde vor dem 11. Juli 1979 erfaßt. 
Das gefürchtete Ereignis war der Absturz des 
künstli chen Himmelslaboratoriums "Sky­
lab", mit 85 Tonnen Gewicht der bisher 
schwerste in die Erdumlaufbahn geschossene 
Raumflugkö rper. 
Die von Skylab überflogenen Staaten, darun­
ter die Bundesrepublik Deutschland, hatten 
den Katastrophenalarm geprobt . 1m Bundes­
ministerium des 1nnern ,war ad hoc ein Kri ­
senstab eingesetzt. Er sollte, würde er auch 
das Schlimmmste nicht verhindern können, 
so doch wenigstens für unverzügliche und 
wirksame Katastrophenhilfe Sorge tragen. 
Diese "technische" und noch keinesfalls mili ­
tärische Gefahr aus dem Weltraum ging vor­
über, ohne daß nennenswerter Schaden ent­
stand. Skylab trat am 11. Juli 1979 gegen 
17.37 Uhr MEZ über dem Südwesten 

Austra liens in die dichtere Atmosphäre ein. 
Das zerberstende Himmelslabor zog wie ein 
Schwarm leuchtender Meteoriten über das 
Land hin und sch lug mit seinen nicht ver­
glühten Teilen auch auf dem Fünften Konti­
nent auf. 
Der schadensfreie Verlauf des Absturzes war 
ein G lücksfall. Das Absturzgebiet war ein e 
der entlegensten Gegenden der Welt. Der 
Satellit hätte ebensogut über dicht besiedel­
tem Gebiet, etwa der Bundesrepublik 
Deutschland, niedergehen können, die er 
noch wenige Stunden zuvor überquert hatte. 
Welch unabsehbare Folgen aber hätte es ge­
habt, wenn die te ilweise tonnenschweren 
Stücke mit - durch den Luftwiderstand kaum 
gebremster - Weltraumgeschwindigkeit das 
Zentrum einer Großstadt oder einen in Be­
trieb befindlichen Kernreaktor getroffen hät­
ten? Die Katastrophe hätte die Raumfahrt für 
immer belastet, ihr den Makel des Unheils, 

des Scheiterns, des letalen Verhängnisses auf­
geprägt. 
Bekanntlich standen Romantik und Reali ­
tätssinn gleichermaßen am Anfang der Welt ­
raumfahrt. Sie haben das bisher kühnste 
menschliche Abenteuer ermöglicht. Es be­
gann verheißungsvoll mit der Entsendung 
des ers ten künstlichen Satelliten Sputnik am 
4. Oktober 1957. Weitere Vorstöße in den 
Raum folgten. Hoffnungen und Segenswün ­
sche begleiteten den Aufbruch. Die Bevölke­
rungen aller Staaten erhofften sich eupho­
risch zugle ich einen tiefgreifenden Wandel 
der internationalen Beziehungen. 

20 Jahre Raumfahrt 

Heute, mehr als 20 Jahre nach dem Auf­
bruch, gehö ren Weltraumforschung und 
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Weltraum 

Weltraumnutzung gleichsam zu den techni­
schen Handfertigkeiten unserer Zeit. Bis ein­
schließlich 1977 wurden nachweislich 1847 
erfolgreiche Starts in den Weltraum durchge­
führt. Davon entfallen 1075 auf die Sowjet­
union, 699 auf die Vereinigten Staaten, 41 auf 
das Vereinigte Königreich, je zehn auf 
Frankreich und Japan, sieben auf China, vier 
auf Italien und einer auf Australien. Dabei 
wurden insgesamt 2307 Nutzlasten in die 
Erdumlaufbahn gesandt, von denen 1383 auf 
die Sowjetunion, 889 auf die Vereinigten 
Staaten, 12 auf Frankreich, 10 auf Japan, 7 
auf Rotchina, 4 auf Italien und je 1 auf das 
Vereinigte Königreich und A ustralien entfal­
len. 132 Nutzlasten wurden über die Erdum­
laufbahn hinaus zum Mond, zu Planeten, in 
den interplanetaren Raum gestartet, davon 72 
von den Vereinigten Staaten und 60 von der 
Sowjetunion. Im gleichen Zeitraum waren 
insgesamt 272 Fehlstarts zu verzeichnen, von 
denen 157 auf die Sowjetunion, 102 auf die 
Vereinigten Staaten, sechs auf Japan, vier auf 
die europäische Raumfahrtorganisation EL­
DO, zwei auf Frankreich und einer auf das 
Vereinigte Königreich entfallen I. Da ange­
sichts der notorischen Abneigung vor allem 
der Sowjetunion gegen Publizität bei militä­
rischen Weltraumunternehmungen nicht an­
zunehmen ist, daß alle gelungenen Flüge der 
Weltöffentlichkeit bekanntgegeben werden, 
dürfte die Zahl der tatsächlich durchgeführ­
ten Missionen in Wirklichkeit noch um eini­
ges höher liegen . Mit bisher über 50 bemann­
ten Exkursionen in den Weltraum hat auch 
der bemannte Raumflug bereits weitgehend 
semen spektakulären Charakter verloren. 

Raumfahrt 
und technisches Zeitalter 

Der wissenschaftliche, aber noch mehr der 
praktische Gewinn der Weltraumaktivitäten 
ist beträchtlich. Weltraumforschung und 
Weltraumfahrt haben wie kaum ein anderer 
Bereich der zeitgenössischen Technologie das 
Erscheinungsbild und die Lebensbedingun­
gen unseres Zeitalters geprägt, das als Welt­
raumzeitalter (space age) in die Geschichte 
eingehen dürfte. Das Gesagte gilt besonders 
in dem Maße, in dem sich das Schwergewicht 
der Weltraumtätigkeiten in den letzten Jah­
ren entscheidend verlagert hat: während es 
anfänglich bei der rein wissenschaftlichen 
Weltraumforschung lag, nimmt heute die an­
gewandte Weltraumtechnik den beherr­
schenden Platz ein. Auch der erste Schritt 
zur wirtschaftlich-kommerziellen Nutzung, 
etwa in Form von Kommunikationssatelli ­
ten, ist bereits getan. Damit ist das Unter­
nehmen Raumfahrt von der epochemachen­
den Pionierleistung zum wirtschaftlichen 
Großprojekt gereift. 
Anwendungssatelliten dienen heute der 
astronomischen, atmosphärologischen und 
geophysikalischen Forschung, der Meteoro­
logie und dem Katastrophenschutz, der Luft­
und Seenavigation, der Nachrichtenübertra­
gung und der Erderkundung. Sie haben den 
internationalen Fernmeldeverkehr revolutio­
niert; satellitenübertragene Fernsehsendun­
gen sind zum Alltag geworden. Erdsatelliten 
erkunden die Oberfläche unseres Planeten, 
forschen nach Erdöl und anderen Rohstoffla-
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gern, orten Fischgrunde und analysieren 
landwirtschaftliche Nutzungsmöglichkeiten . 
Unverkennbar sind aber auch die Bedrohun­
gen, die der ungezügelte Fortschritt der 
Raumfahrt mit sich bringt und die der Ab­
sturz des sowjetischen Atomsatelliten Kos­
mos 954 am 24. Januar 1978 über kanadi­
schem Gebiet erneut verdeutlicht hat. Wenn 
auch hier - wie bei Skylab - kein nachweisli­
cher Schaden entstand, so wurde doch erst­
mals die Gefahr einer nicht wiedergutzuma­
chenden Verseuchung des erdumgebenden 
Raumes durch nukleares Fallout aus dem 
Weltraum heraufbeschworen. Dieser Ge­
sichtspunkt, der eine unübersehbare Störung 
des natürlichen Umweltgleichgewichts zur 
Folge haben könnte, hat die Weltöffentlich­
keit bestürzt und verunsichert. 
Der Vorstoß in den außerirdischen Raum hat 
nicht nur neue wissenschaftliche und wirt­
schaftliche Perspektiven eröffnet, sondern 
auch den internationalen Beziehungen neue 
Dimensionen erschlossen. In erster Linie 
verdienen die Auswirkungen der Raumfahrt 
auf den Sicherheitsbereich Beachtung. Die 
Fortschritte auf dem Gebiet der Nachrich­
tentechnik und Erderkundung haben die po­
litische Einflußsphäre der raumfahrenden 
Nationen um ein beträchtliches geweitet und 
unmittelbare Eingriffe in die territoriale Inte­
grität und politische Unabhängigkeit von 
Drittstaaten .machbarer" und damit wahr­
scheinlicher werden lassen. Für die Staaten­
gemeinschaft und die Menschheit erschließen 
sich damit einerseits weitreichende Koope ra­
tions- und Entfaltungsmöglichkeiten, ande­
rerseits jedoch sind die Gefahren noch greif­
barer geworden, die sich daraus ergeben, daß 
der Weltraum zu einer Quelle gefährlicher 
internationaler Konflikte und zu einem 
Schauplatz weltumspannender Großmachtri­
valitäten werden kann. 

Militärische Raumfahrtnutzung 

Raumfahrtspezialisten, Staatsmänner und 
Publizisten haben in der Aufbruchphase der 
Raumfahrtära den Wunsch geäußert, die 
Raumfahrt möge der Einsicht zum Durch­
bruch verhelfen, daß jeder Ausweitung poli­
tisch-militärischer Konflikte in den Welt­
raum von den Anfängen an zu wehren ist. 
Dazu sollte der Weltraum von jeder Art der 
militärischen Betätigung freigehalten wer­
den. Diese Hoffnungen haben sich nicht ver­
wirk licht. Entgegen anfänglichen Versiche­
rungen der Verantwortlichen bildet der Kos­
mos inzwischen auch militärisch einen Ge­
genstand unmittelbarer Machtentfaltung. Er 
ist zu einer wirtschaftlich, politisch und mili­
tärisch-strategisch gleichermaßen umstritte­
nen Interessensphäre der Großmächte ge­
worden. 
Drastische Gefahren für die internationale 
Sicherheit liegen auf der Hand, denn es ist 
nur zu offensichtlich, daß durch das stete 
Anwachsen des militärischen Weltrauman­
teils die große Chance, die sich der Mensch­
heit bei der Erschließung des Kosmos eröff­
net hat, nämlich zu fruchtbarer internationa­
ler Zusammenarbeit zu gelangen, entschei­
dend geschmälert, wenn nicht überhaupt zu­
nichte gemacht wird. Die "Gefahr aus dem 
Weltraum" ist offensichtlich vorhanden. 

United States and Soviet Progress in Space: Sum­
mary Data through 1977 and a Forward Look 
(Hrsg. Congressional Research Service. Library 
of Congress). 1978, S. 10f. 

2 Manfred A. Dausesl Dieter O . A. Wolf, Welt­
raum und Sicherheit, in : Aus Politik und Zeitge­
schichte. Beilage zur Wochenzeitung Parlament, 
8. April 1978, S. 4. 
Gerd Schmückle, Gegen einen Frieden des Fried­
hofs - Wie die NATO die forcierte sowjetische 
Rüstung einschätzt und beantwortet, in: Frank­
furter Allgemeine Zeitung, 21. November 1978, 
S.9. 

4 United States and Soviet Progress in Space, aaO., 
S. 35. 

Raumfahrt heute 
friedliche oder 
militärs ehe Nutzung? 

Der Stand der Raumfahrt­
technik - eine Übersicht 

Von Sputnik 1 zum Space Shuttle 

Die neue Ära der Weltraumfahrt wurde am 
4. Oktober 1957 eingeleitet, drei Monate 
nach Beginn des vom Internationalen Rat der 
Wissenschaftlichen Unionen organisierten 
Internationalen Geophysikalischen Jahres. 
An diesem Tag entsandte die Sowjetunion 
den ersten künstlichen Erdsatelliten Sput­
nik 1 (Alpha 1957) in die Erdumlaufbahn. Er 
wog 83,6 Kilogramm und hatte einen Durch­
messer von 58 cm. Seine Bahn war elliptisch; 
sein Apogäum (erdfernster Punkt) betrug 960 
km, sein Perigäum (erdnächster Punkt) 240 
km. Die Umlaufperiode betrug 96 Minuten. 
Das Ereignis hat die Weltöffentlichkeit und 
auch zahlreiche Spezialisten überrascht, hat­
ten doch nur wenige damit gerechnet, daß die 
technologisch rückständige Sowjetunion die 
w issenschaftlich fortgeschritteneren USA im 
Wettlauf in den Weltraum schlagen könnte . 
Der Start des zweiten sowjetischen Erdsatel­
liten Sputnik 2 am 3. November 1957 hat die 
Betroffenheit der westlichen Welt noch ver­
stärkt, zumal sich herausstellte, daß er über 
500 Kilogramm wog und eine lebende Hün­
din, Laika, an Bord trug. Der Vorsprung der 
Sowjetunion vergrößerte sich weiter, als der 
von der westlichen Presse programmierte er­
ste Startversuch der Vereinigten Staaten mit 
der zwei Kilogramm schweren Vanguard am 
6. Dezember 1957 infolge einer Explosion 
fehlschlug. 
Erst am 31. Januar 1958 gelang der Start eines 
amerikanischen Erdsatelliten, des Explo­
rer I. Sein Gewicht betrug 14 Kilogramm; 
seine Trägerrakete stammte aus der Jupiter­
Serie Oupiter C), einer Weiterentwicklung 
den gegen Ende des Zweiten Weltkrieges ent­
wickelten Raketenwaffe V-2. Das Explorer­
Programm des amerikanischen Heeres hatte 
damit die Vanguard-Serie der Marine über­
holt, deren erster Start in die Erdumlaufbahn 
am 17. März 1958 glückte. 
Nachdem die Sowjets am 15. Mai 1958 einen 
weiteren Erfolg verzeichnen konnten - sie 



brachten mit dem 1327 Kilogramm schweren 
Sputnik 3 ein Weltraumlaboratorium in die 
Umlaufbahn -, versuchten die USA in dem­
selben Jahr eine doppelte Serie von Pionier­
flügen, die einerseits die Photographie der 
rückwärtigen Mondseite, andererseits den 
Vorbeiflug am Mond zum Ziele hatten. Alle 
vier Startversuche schlugen jedoch fehl. 
Die Sowjets vergrößerten ihren Vorsprung 
weiter. Im Januar 1959 starteten sie die 361 
Kilogramm schwere Mondsonde Luna 1, die 
am Mond vorbei in eine Sonnenumlaufbahn 
eintrat, nachdem sie offensichtlich den Mond 
verfehlt hatte . Im März 1959 zogen die USA 
mit dem 6 Kilogramm schweren NASA-Pro­
jekt Pioneer 4, der gleichfalls am Mond vor­
bei in eine Sonnen umlaufbahn flog, nach. 
Damit war die Etappe der interplanetaren 
Flüge eingeleitet. Jedoch schlugen die weite­
ren amerikanischen Pläne 1959 und 1960, mit 
Satelliten der Pioneer-Serie Mondumrundun­
gen vorzunehmen, bereits beim Start fehl. Im 
September 1959 zerschellte die sowjetische 
Mondsonde Luna 2 auf der Mondoberfläche. 
Luna 3 flog im Oktober 1959 am Mond vor­
bei und übermittelte dabei Aufnahmen von 
der erdabgewandten Mondseite. Am 12. Fe­
bruar 1961 gelang den Sowjets der Start der 
Raumsonde Venus 1 zum erdnächsten Plane­
ten. Dabei wurde erstmals eine sogenannte 
Park bahn eingeschaltet. Die erste Sonde zum 
roten Planeten (Mars 1) wurde am I. No­
vember 1962 von der Sowjetunion abge­
schossen . 

Wie bei den unbemannten Raumflügen ge­
lang auch im Bereich der bemannten Raum­
fahrt den Sowjets der erste Durchbruch. 
Während sich das bemannte amerikanische 
Raumfahrtprogramm Mercury noch in der 
Versuchsphase befand, startete die UdSSR im 
Mai 1960 Versuchsflüge mit einem 4700 Ki ­
logramm schweren Raumschiff, in deren 
Verlauf auch zwei Hunde aus der Umlauf­
bahn geborgen wurden. Die Versuche trugen 
entscheidend zum Gelingen des bemannten 
Raumfluges, eines weiteren Höhepunktes in 
der fortschreitenden Erschließung des Welt­
raums, bei. Der Sowjetrusse J uri Gagarin 
führte mit Wostok 1 am 12. April 1961 die 
erste Erdumkreisung mit einer Gesamtflug­
zeit von 108 Minuten aus. Die Vereinigten 
Staaten zogen rasch nach: Der amerikanische 
Astronaut Alan B. Shepard verbrachte am 
5. Mai 1961 in einer Mercury Redstone 
(Freedom 7) rund 15 Minuten im Teilorbit. 
Der Astronaut Virgil Grissom wiederholte 
den Flug im Teilorbit mit Liberty Bell 7 am 
21. Juli 1961. Aber erst nachdem der sowjeti­
sche Kosmonaut German Titow im August 
1961 die Erde 17mal umkreist hatte, gelang es 
dem amerikanischen Raumfahrer John Glenn 
am 20 . Februar 1962, drei Erdumrundungen 
erfolgreich durchzuführen. 

Die bemannte Raumfahrt entwickelte sich 
weiterhin wie folgt: Die Sowjets starteten im 
Oktober 1964 mit Woschod 1 eine dreiköp­
fige Besatzung in das All. Im März 1965 
unternahm der sowjetische Kosmonaut Leo­
now den ersten "Spaziergang" im Weltraum, 
indem er sein Raumfahrzeug in der Umlauf­
bahn für etwa zehn Minuten verließ. Im Juni 
1965 glückte auch den USA ein solches Un­
ternehmen, als der Astronaut White sein 
Raumschiff Gemini 4 zu einem 20minütigen 
Freiflug verließ. Zehn amerikanische be-

Weltraum 

Start der Apollo-Kapsel <an Bord die amerikanischen Astronauten Stafford , Brand und Slayto n) vom 
Raumfahrtgelände Cape Canave ral in die Erclumlaufbahn zum gemeinsamen Raumflug mit den 
sowjetischen Sojus-Kosmonauten am 15 .7. 1975. 

mannte Raumflüge der Gemini-Serie folgten 
in den Jahren 1965 und 1966. Diese Raum­
fahrzeuge, die jeweils etwa 3600 Kilogramm 
wogen, waren mit je zwei Mann besetzt und 
in der Lage, bestimmte Manöver, wie Verän­
derung der Umlaufbahn, Rendez-vous- und 
Docking-Manöver, durchzuführen. Das Or­
bitalflugprogramm der Gemini-Serie diente 
der Vorbereitung des bemannten Mondflug­
projektes Apollo. 
Zwei unheilvolle Unfälle warfen in der Fol­
gezeit die amerikanischen wie die sowjeti ­
schen Raumfahrtbemühungen gleichermaßen 
zurück. Am 27. Februar 1967 kamen die 
amerikanischen Astronauten Grissom, White 
und Chaffee bei einem Brand in der Kom­
mandokapsel ihres Apollo- Fahrzeuges ums 
Leben. Knapp drei Monate später wurde das 
sowjetische Raumfahrtprogramm von einer 
ähnlichen Tragödie heimgesucht. Der Kos­
monaut Kamarow verlor am 24 . April 1967 
beim Rückführmanöver seines Sojus-Fahr-

zeugs das Leben, als sich in der Abschluß­
phase die Fallschirmleinen verfingen. Beide 
Ereignisse schockierten die Weltöffentlich­
keit und lähmten die anfängliche Raumfahrt­
euphorie. Die bemannten Raumflugversuche 
der Sowjets und der Amerikaner wurden für 
die Dauer von zwei Jahren unterbrochen. 
Bereits im Oktober 1967 hatten zwei unbe­
mannte sowjetische Satelliten, Kosmos 186 
und Kosmos 188, ein automatisches Kopp­
lungsmanöver vollführt. Es diente der Vor­
bereitung des Kopplungsmanövers bemann­
ter Erdsatelliten, das erstmals am 16. Januar 
1969 mit den sowjetischen Projekten Sojus 4 
und Sojus 5 glückte. Bei diesem Unterneh­
men wechselten zwei Mitglieder der Besat­
zung von einem Raumfahrzeug zum andern. 
Das technische Problem der weichen Mond ­
landung wurde von den Sowjets am 3. Fe­
bruar 1966 mit Luna 9 gelöst, der sich vier 
Monate später die weiche Landung der ame­
rikanischen Surveyor 1 anschloß. 
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Weltraum 

In den folgenden Jahren vermochten die Ver­
einigten Staaten, die sich nunmehr auf den 
bemannten Mondflug konzentrierten, den 
Sowjets die Vorherrschaft im Weltraum strei­
tig zu machen . Am 21. Dezember 1968 un­
ternahm die NASA einen entscheidenden 
Vorwärtsschritt mit der Mondrakete Apol­
lo 8, an deren Bord die Astronauten Bor­
man, Lovell und Anders den Erdtrabanten 
zehnmal umkreisten. Nur sieben Monate 
später wurden dann die amerikanischen 
Raumfahrtbestrebungen von dem bis heute 
wohl spektakulärsten Ereignis der Welt­
raumfahrt, dem Mondlandeunternehmen 
Apollo 11, gekrönt. Bekanntlich hat dieses 
Projekt in der Weltöffentlichkeit die stärkste 
Aufmerksamkeit erregt und eine Art welt­
weiter Raumfahrteuphorie hervorgerufen. Es 
verlief folgendermaßen: Am 19. Juli 1969 
trat das mit den Astronauten Neil A. Arm­
strong (Kommandant), Edwin E. Aldrin (Pi­
lot der Mondfähre) und Michael Collins (Pi­
lot der Kommandoeinheit) besetzte Fahrzeug 
in eine Mondumlaufbahn ein. Armstrong 
und Aldrin stiegen 24 Stunden später in das 
Landegerät, die Mondfähre Eagle, um, die 
am 20. Juli 1969 um 21 Uhr 47 MEZ weich 
auf der Mondoberfläche aufsetzte. Am 21. 
Juli 1969 um 3 Uhr 36 MEZ betrat Arm­
strong als erster Mensch den Mondboden. 
Zwanzig Minuten später folgte ihm Aldrin. 
Die beiden Mondfahrer installierten neben 
ihrem Landegerät eine Spezialfolie als Son­
nenwindanalysator, ein Seismometer und ei ­
nen Laserreflektor für Präzisionsentfer­
nungsmessungen. Sie sammelten auch Ge­
steins- und Bodenproben, bevor sie um 
18 Uhr 52 zum Kopplungsmanöver mit der 
Kommandokapsel zurückstarteten, in der 
Collins in der Mondumlaufbahn zurückge­
blieben war. 

In den Jahren bis 1972 glückten den Ver­
einigten Staaten mehrere Wiederholungen 
der bemannten Mondlandung. Apollo 12 
war im November 1969 erfolgreich. Zwar 
schlug das Projekt Apollo 13 im April 1970 
fehl, und die Besatzung entging nur knapp 
der Katastrophe, doch wurde das Unterneh­
men im Februar 1971 mit Apollo 14, im J uli/ 
August 1971 mit Apollo 15, im April 1972 
mit Apollo 16 und im Dezember 1972 mit 
Apollo 17 fortgesetzt. Bei den drei letzten 
Flügen wurde auch ein elektrisch getriebenes 
Mondoberflächenfahrzeug (Lunar Roving 
Vehicle) mitgeführt. Das Apolloprogramm 
wurde in der Folgezeit eingestellt, doch hat­
ten die USA den Sowjets im Bewußtsein der 
Weltöffentlichkeit den Rang abgelaufen. 
Noch Mitte der 60er Jahre war allgemein 
erwartet worden, daß die Sowjets ihren bis­
herigen Vorsprung in der Raumfahrt zu nut­
zen verstehen würden, um auch als erste die 
bemannte Mondumrundung und Mondlan­
dung zu vollführen. Das sowjetische Pro­
gramm hielt jedoch diesen Erwartungen 
nicht stand, sondern blieb auf unbemannte 
Mondflüge mit anschließender Bergung der 
Raumfahrzeuge beschränkt. 

Auch im Bereich der interplanetaren Flüge 
erzielten die Vereinigten Staaten nunmehr 
wichtige Ersterfolge. Der amerikanische Sa­
tellit Mariner 9 erreichte am 14. November 
1971 die Umlaufbahn um den roten Planeten 
Mars, gefolgt von den sowjetischen Sonden 
Mars 2 und 3 am 27. November bzw. 2. De-

44 

zember 1971. Die amerikanischen Planeten­
sonden Pioneer 10 und 11 erreichten den 
Jupiter im Dezember 1973 bzw. Dezember 
1974. Sie machten im Vorbeiflug Aufnahmen 
von der Planetenoberfläche und nahmen 
Messungen seiner Atmosphäre und seines 
Strahlengürtels vor. Im März 1974 erreichte 
die amerikanische Sonde Mariner 10 nach 
einem Vorbeiflug an der Venus die Flugbahn 
zum sonnennächsten Planeten Merkur. 
Der 20. Juli 1976, der 7. Jahrestag der ersten 
bemannten Mondlandung, kennzeichnet 
einen weiteren Höhepunkt des Vorstoßes in 
den Weltraum und zugleich einen weiteren 
Prestigeerfolg der USA. An diesem Tag ging 
die amerikanische Planetensonde Vi king 1 
weich auf dem Mars nieder und funkte aus­
wertbare Bilder von hervorragender Qualität 
vom roten Planeten zur Erde. 
Die heutigen Weltraumbemühungen der bei­
den Supermächte konzentrieren sich unter 
anderem auf den Einsatz verbesserter opera­
tiver Raumstationen. Einen Anfang dieser 
Entwicklung hat die Sowjetunion mit dem 
Projekt Saljut-Sojus gemacht. Es besteht dar­
in, daß seit Sommer 1971 unbemannte 
Raumstationen des Typs Saljut mit bemann­
ten Sojusfahrzeugen gekoppelt werden. 
Hohe politische Signalwirkung ging von dem 
spektakulären sowjetisch-amerikanischen 
Kooperationsunternehmen Apollo Sojus 
Test Project (ASTP) aus. Es bestand in der 
Ankopplung der bemannten amerikanischen 
Apollokapsel (Stafford, Brand und SlaytOn) 
an die sowjetische Sojus 19 (Leonow und 
Kubasow) am 17 Juli 1975. Die beiden Besat­
zungen führten mehrere gemeinsame Experi ­
mente durch, in deren Verlauf sich die ameri­
kanischen Astronauten Stafford und SlaytOn 
auch in die sowjetische Raumkapsel begaben . 
Das bisher bedeutendste operative Unterneh­
men der bemannten Raumfahrt war die ame­
rikanische experimentelle Raumstation Sky­
lab, die am 14. Mai 1973 im Rahmen des 
Apollo Applications Program gestartet wur­
de und mit einer Länge von 37 Metern und 
einem Gewicht von 85 Tonnen das bisher 
größte erdumkreisende Raumfahrzeug war. 
Seine Energieversorgung wurde u. a. durch 
zwei Solarzellenausleger mit 130 qm Sam­
melfläche und einer maximalen Leistungsab­
gabe von 10,5 kW sichergestellt. Skylab war 
zunächst unbemannt in eine fast kreisförmige 
Umlaufbahn mit einer Höhe zwischen 437 
und 441 km gebracht worden. Am 25. Mai 
1973 ging die erste dreiköpfige Besatzung an 
Bord. Sie blieb programmgemäß 28 Tage in 
der Umlaufbahn, konnte allerdings wegen 
anfänglicher technischer Schwierigkeiten ihre 
wissenschaftlichen Aufgaben nur teilweise 
erfüllen. Die zweite Besatzung bestieg das 
Raumschiff am 28. Juli 1973, verweilte 59 
Tage in der Station und führte verschiedene 
wissenschaftliche Arbeiten auf den Gebieten 
der Erderkundung (Land- und Forstwirt­
schaft, Ozeanographie, Hydrologie, Geolo­
gie und Geographie), der Sonnen forschung, 
der Raumfahrtmedizin und der Biologie 
durch. Die dritte Skylab-Besatzung schließ­
lich blieb sogar 84 Tage in der Umlaufbahn. 
Skylab stürzte am 11. Juli 1979 über dem 
menschenleeren Südwesten Australiens ab, 
ohne Schaden anzurichten. Die Station hatte 
entgegen allen Vorausberechnungen seit 1974 
ständig an Flughöhe verloren. Zwar konnte 
sie durch Zündung der Steuerdüsen im Juni 

1978 kurzfristig wieder auf eine höhere Um ­
laufbahn angehoben werden. Jedoch konnte 
ihre Lebensdauer dadurch nur noch um we­
nige Monate verlängert werden. 

Ein weiterer entscheidender Schritt auf dem 
Weg zur Eroberung des Alls soll 1980 mit der 
wiederverwendbaren amerikanischen Welt ­
raumfähre Space Shuttle eingeleitet werden. 
Es handelt sich bei diesem Unternehmen, das 
die Bezeichnung Enterprise trägt, um den 
ersten amphibischen Luft-Raumtransporter. 
Er wird wie eine Rakete senkrecht gestartet, 
landet jedoch nach seinem Aufenthalt im 
Weltraum im Gleitflug wie ein Luftfahrzeug. 
Seine Oberstufe, der eigentliche Raumgleiter 
(Orbiter), ist aerodynamisch flug- und lande­
fähig und dadurch wiederverwendbar. Er 
verfügt bei einer Länge von 37 Metern und 
einer Spannweite von 23,7 Metern über drei 
Haupttriebwerke sowie über zwei konven ­
tionelle Feststoffzusatztriebwerke. Beim 
Start werden die Zusatztriebwerke nach 
Brennschluß abgetrennt und an einem Fall­
schirm zur Erde zurückgeführt, so daß sie 
für weitere Einsätze wiederaufrüstbar sind. 
Das bis zu 100 Mal wiederverwendbare 
Shuttle soll bis zu 7 Personen Platz bieten. 
Seine Lebensdauer soll bei 10 Jahren liegen. 
Bei den bisherigen Erprobungsflügen wurde 
der Raumgleiter von einer Boeing 747 als 
Trägerfahrzeug auf eine Höhe von rund 
7500 m angehoben und kehrte sodann im 
freien aerodynamischen Gleitflug zur Erd­
oberfläche zurück. Die amerikanische Luft­
und Raumfahrtbehörde NASA plant für das 
Jahrzehnt von 1980 bis 1990 etwa 500 be­
mannte Einsätze, was einem Durchschnitt 
von einem Flug pro Woche entspricht. 

Die Hauptanwendungsbereiche 
der zivilen Raumfahrt 

Wie bereits die vorangestellte Übersicht über 
die historische Entwicklung der Raumfahrt 
deutlich gemacht hat, haben die Raumfahrt ­
programme der Großmächte einen bedeuten­
den Umfang angenommen. Einige zusätzli ­
che Angaben mögen dies unterstreichen: die 
Vereinigten Staaten haben von den Anfängen 
bis Ende 1978 rund 100 Milliarden Dollar für 
ihre zivilen und militärischen Weltraumakti­
vitäten ausgegeben; rund eine halbe Million 
Arbeitskräfte sind unmittelbar im amerikani­
schen Raumfahrtsektor beschäftigt. Für die 
Sowjetunion fehlen zwar infolge der sowjeti­
schen Geheimhaltungspolitik entsprechende 
Daten, jedoch kann von in etwa vergleichba­
ren Zahlen ausgegangen werden. 
Während anfänglich das hauptsächliche Ziel 
nicht-militärischer Weltraumaktivitäten der 
wissenschaftlichen Erkundung der Erdumge­
bung und des Weltraums galt, insbesondere 
der Forschung auf den Gebieten der Geo­
physik, Aeronomie, Astronomie und Astro­
physik, wird heute in zunehmendem Maße 
der Entwicklung von Anwendungsprogram­
men Gewicht beigemessen. Nutzorientierte 
Projekte übertreffen gegenwärtig die reinen 
Forschungsrnissionen bereits deutlich an fi ­
nanziellem Umfang und raumfahrtpolitischer 
Bedeutung. 



Im folgenden wird ein Überblick über die 
bevorzugten Anwendungsbereiche der heuti­
gen zivilen Raumfahrttechnik in den bei den 
Weltraumgroßmächten USA und UdSSR ge­
geben. Anzunehmen ist, daß zwar die Zahl 
der von der Sowjetunion in den Weltraum 
gestarteten Nutzlasten insgesamt die der Ver­
einigten Staaten übertrifft, daß jedoch die 
Vereinigten Staaten der Sowjetunion auf dem 
Gebiet der angewandten Programme info lge 
ihrer fortschrittlicheren technischen Systeme 
von Anfang an überlegen waren. 

Kommunikationssatelliten 

Weltraumkommunikationssysteme sind die 
heute wirtschaftlich meistversprechende 
Nutzanwendung der Weltraumtechnologie. 
Sie umfassen satelliten übertragene Telefon-, 
Rundfunk- und Fernsehsendungen sowie die 
verschiedenen Formen der Datentransmis­
sion über Funk. 

Die Vereinigten Staaten haben auf diesem 
Gebiet sowohl zivile als auch militärische 
Versuche durchgeführt. Sie haben dabei mit 
Aufnahmen, Bandaufze ichnungen und Wie­
dergabesystemen aus geringen Höhen sowie 
passiven Reflektoren des Ballontyps begon­
nen, sind jedoch inzwischen überwiegend 
zum Einsatz von Synchronsatelliten überge­
gangen. Es handelt sich bei den letzteren um 
geostationäre Satelliten, deren Umlaufbahn 
in der Aquatorebene liegt und die die Erde in 
einer Höhe von rund 35800 Kilometern im 
Sinne der Erdrotation umkreisen. Da unter 
diesen himmelsmechanischen Voraussetzun­
gen die Winkelgeschwindigkeit des Satelli­
tenumlaufes gleich der Winkelgeschwindig­
keit der Erdrotation ist, stehen die Satelliten 
scheinbar stationär stets über demselben 
Punkt der Erdoberfläche. Sie eignen sich da­
her besonders gut zur kommunikationstech­
nischen Erfassung weiter Gebiete der Erd­
oberfläche. Mit Hilfe von drei jeweils in 
einem Winkelabstand von 1200 zueinander 
angebrachten Synchronsatelliten können et­
wa 80-90 % der Erdoberfläche, d. h. prak­
tisch die gesamte Erdoberfläche mit Aus­
nahme der pol nahen Gebiete, ausgeleuchtet 
werden. Die geostationäre ist also eine be­
sonders wichtige Umlaufbahn. Sie eignet sich 
jedoch nicht für die Stationierung einer unbe­
schränkt hohen Anzahl von Satelliten, denn 
nach den Gesetzen der Funkinterferenz kön­
nen zwei auf derselben Wellenlänge funken­
de Satelliten nicht interferenzfrei senden, 
wenn sie sich in einem kleineren Winkelab­
stand zueinander als 20 befinden . Dies be­
grenzt die Höchstzahl der auf der gleichen 
Wellenlänge im geostationären Orbit operie­
renden Satelliten auf 180. 

Mit Hilfe geostationärer Satelliten ist es heute 
möglich, Radio- und Fernsehsendungen über 
Ozeane und Kontinente hinweg zu übertra­
gen . Auch die interkontinentale Telefonka­
pazität ist - bei gleichzeitiger Abnahme der 
Betriebskosten - in stetigem Wachstum be­
griffen. Zu den amerikanischen Synchron ­
satelliten gehören die Satelliten der Syncom-
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Apollo-IS-Unternehmen grüßt die auf dem Mondboden aufgepfl.n?te US-F.hne während der 
3. Exkursion außerhalb der Mondlandefähre 3m 2. August 1971. 

Landung der amerikanischen Astronauten am 24.7. 1975 im Pazifik nach der erfolgrei chen ersten 
internationalen Begegnung im Weltall mit den Kosmonauten des sowietischen Raumschiffs "Soius" . 
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Serie (eng!. Kurzwort für "synchronous 
communications"), bei denen es sich um ak­
tive Nachrichtensatelliten zur Durchführung 
von Telefon- und Fernsehverbindungen aus 
Synchronbahnen handelt. Mit Hilfe von Syn­
com-Satelliten, deren erster am 14. Februar 
1963 gestartet wurde, wurden unter anderem 
die Olympischen Spiele in Tokio in die USA 
übertragen. 

Aktive geostationäre Nachrichtensatelliten 
sind auch die Satelliten der amerikanischen 
Intelsat-Serie, die die Grundlage des gleich­
namigen weltumspannenden Fernmeldesatel­
litensystems des International Telecommuni­
cation Satellite Consortium bilden. Der Auf­
bau dieses Systems begann mit dem Start von 
Early Bird am 6. April 1965, der Nachrich ­
tenübertragungen über den Atlantik vor­
nahm. Die heute eingesetzten Intelsat-Satelli­
ten arbeiten mit Primär- und Sekundärsatelli­
ten in jeweils benachbarten Positionen . Wäh­
rend der Primärsatellit die globale Ausleuch­
tung des maximal möglichen Gesamtberei­
ches übernimmt, verbindet der Sekundärsa­
tellit Stationen mit besonders starkem Auf­
kommen miteinander. Die Übertragungska­
pa~ität der heutigen Intelsat-Satelliten liegt 
bel 20 Fernsehkanälen oder etwa 12000 
Fernsprechkanälen. 

Zu Kommunikationszwecken werden auch 
die ATS-Satelliten (Applications Technology 
Satellites) eingesetzt. Es handelt sich hierbei 
um kombinierte Wetter-, Nachrichten- und 
Meßsateiliten. 

Die traditionelle Weltraumfunkverbindung 
ist die der sogenannten Punkt-zu-Punkt­
Übertragung (point-to-point transmission), 
d. h. die satellitenübertragene Sendung wird 
von einer zentralen Bodenstation (Relais) 
aufgenommen und von dieser an den indivi­
duellen Empfänger weitergeleitet. Diese 
Übertragungstechnik ermöglicht den Emp­
fangsstaaten die technische Kontrolle über 
die Bodenstationen und damit zugleich die 
politische Kontrolle über die Sendungen 
(z. B. unerwünschte Auslandssendungen). 
Die Kontrollmöglichkeit entfällt dagegen bei 
der deshalb erheblich problematischeren 
Neutechnologie des sogenannten satellitären 
Direktfernsehens (direct television broad­
casting), bei der die von den Fernsehsatelliten 
übermittelten Sendungen unmittelbar, d. h. 
ohne Zwischenschaltung einer zentralen Bo­
denstation, vom individuellen Empfänger 
aufgenommen werden können. Direktfern­
sehsendungen befinden sich derzeitig im Ve­
suchsstadium. Sie dürften voraussichtlich 
Mitte der 80er Jahre operativ ~erden und 
sollen dann vornehmlich für die Ubertragung 
von Bildungs- und Aufklärungssendungen in 
Großgebiete mit schwächer entwickelter In­
frastruktur sorgen. 

Im Gegensatz zu den Vereinigten Staaten hat 
die Sowjetunion erst verhältnismäßig spät, 
nämlich 1974, Versuche mit 24-Stunden­
Synchronsatelliten begonnen. Der erste so­
wjetische Synchronsatellit, Kosmos 637, 
wurde 1974 gestartet. Ihm folgte im gleichen 
Jahr ein Synchronsatellit der Molnija-Serie 
und 1975 Station ar 1. 1976 wurden Raduga 2 
(russ. Regenbogen) und Ekran 1, 1977 Radu­
ga 3 und Ekran 2 gestartet. Bis Ende 1980 
sollen weitere zehn sowjetische Kommunika-
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tionssatelliten in die geostationäre Umlauf­
bahn gebracht werden. 

Die wichtigsten sowjetischen Kommunika­
tionssatelliten sind die Satelliten der 1965 
begonnenen Molnija-Serie. Sie sind schwerer 
als die amerikanischen Gegenparts und be­
wegen sich auf Umlaufbahnen mit im allge­
meinen hohen Inklinationswinkeln zur 
Äquatorebene und einem in der nördlichen 
Hemisphäre gelegenen Apogäum (erdfern­
ster Punkt). Dies bringt für die Sowjets den 
Vorteil mit sich, daß die Satelliten jeweils 
etwa acht Stunden mit sowjetischen Boden­
stationen, und zwar auch in den von Syn­
chronsatelliten nicht erfaßbaren polnahen 
Regionen, in Verbindung stehen. Die Satelli­
ten sind mit hohen Energiequellen ausgestat­
tet, was es den Sowjets ermöglich t, sich mit 
r~lativ preisgünstigen Bodenstationen zur 
Ubertragung von Fernsehprogrammen, Tele­
fonverbindungen und Computerdaten zu be­
gnügen. Werden vier solche Satelliten jeweils 
in zwölfstündige halbsynchrone Umlaufbah­
nen, die zueinander in einem Winkel von 
90° stehen, gebracht, ist es möglich, ein 
bestimmtes Gebiet ganztägig auszuleuchten . 

W ettersa telliten 

Das amerikanische Wettersatellitensystem 
umfaßt an erster Stelle die Satell iten der Se­
rien TIROS (Television and Infrared Obser­
vation Satellites), ESSA (Environmental Sur­
vey Satellites), NOAA (National Oceanic 
and Atmospheric Administration) und 
Nimbus. 

Die heute im Einsatz befindlichen TIROS­
Satelliten (Serie TIROS-N) haben Umlauf­
höhen zwischen 600 und 900 Kilometern. 
Ihre Bahnneigung ist so ausgewählt, daß sie 
sich auf sonnensynchronen Bahnen bewegen 
und dadurch besonders gute Beobachtungs­
möglichkeiten eröffnen. Sie sind mit je zwei 
verhältnismäßig langsam abtastenden Vidi­
kon-Kamerasystemen ausgerüstet und füh­
ren außerdem Strahlenmeßgeräte für fünf 
verschiedene Spektralbereiche mit sich, die 
nach dem Bolometerprinzip arbeiten und 
eine Auflösung von etwa 50 Kilometern ha­
ben. Die Größe des von den Kamerasyste­
men ausgeleuchteten Gebietsausschnittes auf 
der Erdoberfläche liegt zwischen 120 x 120 
Kilometern und 1200 x 1200 Kilometern. 

Die ESSA-Satelliten stellen eine Fortent­
wicklung der TIROS.-Serie dar. Ihre Aufgabe 
ist vornehmlich die Uberwachung der Atmo­
sphäre und der Erdoberfläche im sichtbaren 
Bereich des Spektrums. Sie verwenden dabei 
ein verbessertes Vidikon-Kamerasystem, das 
sich durch hohe Zuverlässigkei t auszeichnet. 
Die ESSA-Satelliten wurden inzwischen von 
der NOAA-Serie, der dritten Generation der 
amerikanischen Wettersatelliten, abgelöst. 
NOAA 2 und die weiteren Satelliten der Se­
rie setzen abtastende Strahlungsmesser ein, 
die die bisherigen Kamerasysteme ablösen 
und an Stelle von Einzelbildern (Momentauf­
nahmen) Bildstreifen entlang der Flugbahn 
aufnehmen. Die Bildinformationen werden 

tagsüber je zur Hälfte im sichtbaren Spektral­
bereich und im Infrarotbereich, nachts nur 
im Infrarotbereich gewonnen . 

Auch die mit fortgeschrittenen Sensoren aus­
gestattete Nimbus-Serie dient unter anderem 
der Wetterforschung. Die neueren Satelliten 
dieser Serie sind mit verfeinerten Instrumen­
ten zur Datengewinnung über Wasserdampf­
und vertikale Temperaturverteilung sowie 
zur Erforschung der Partikularstrahlung und 
der Ionisation der Atmosphäre ausgestattet. 
Sie führen auch Experimente für geodätische 
Zwecke und über die Windverhältnisse und 
den Energieaustausch in der Atmosphäre 
durch. Zur Wetterforschung werden außer­
dem die Mehrzwecksatelliten der ATS-Serie 
(Applications Technology Satellites) und der 
SMS/ GOES-Serie (Synchronous Meterologi­
cal Satellites bzw. Geostationary Operational 
Environmental Satellites) eingesetzt. Bei den 
letzteren handelt es sich um die ersten opera­
tiven Wettersatelliten auf geostationären 
Umlaufbahnen . Wettersatelliten sind in er­
ster Linie zur Ausleuchtung großer Flächen 
bestimmt und verfügen daher über kein be­
sonders gutes Auflösungsvermögen. 

Die Sowjetunion ist in der operativen Wet­
tersatellitentechnik gegenübe~ . den Vereinig­
ten Staaten im Rückstand. Uber satellitäre 
Wetteraufnahmen verfügen die Sowjets erst 
seit 1965. Ihre Satelliten (insbesondere der 
Meteor-Serie), deren Ausstattung in etwa der 
der fortgeschrittenen Satelliten der Nimbus­
Serie entsprechen dürfte, haben den Nachteil 
einer kürzeren Nutzungsdauer. Zwar sind 
das Auflösungsvermögen und damit die De­
tailwiedergabe der sowjetischen Instrumente 
höher als die der amerikanischen Pendants; 
jedoch wird dieser Vorteil durch ein dement­
sprechend geringeres ausgeleuchtetes Ge­
sichtsfeld aufgehoben . 

Im Jahre 1977 wurde erstmals ein sowjeti­
scher Wettersatellit in eine rückläufige son­
nensynchrone Umlaufbahn nach dem ameri­
kanischen Vorbild gebracht. Sowjetischer­
seits dienen vor allem die operativen Wetter­
satelliten Meteor, aber auch einige Satelliten 
der universellen Kosmos-Serie meteorologi­
schen Zwecken. Auch einige der höher flie ­
genden Molnija-Satelliten sind mit meteoro­
logischen Kameras ausgerüstet . 

Navigations- und 
VerkehrskontrolIsa telliten 

Die Vereinigten Staaten verfügen über ein 
operatives, von der US-Marine betriebenes 
Navigationssatellitensystem. Es trug ur­
sprünglich die Bezeichnung "Transit" und 
wurde später in NNSS umbenannt. Es han­
delt sich dabei um unbemannte passive Erd­
satelliten, die als Ortungsmarken für die See­
und Luftnavigation dienen. Die Ortung er­
folgt durch Schiff oder Flugzeug über Funk­
peilsignale, die von dem Satelliten ausge­
strahlt und an Bord des Schiffes oder Flug­
zeuges von Computern ausgewertet werden. 
Navigationssatelliten werden heute auch von 



der kommerziellen See- und Luftfahrt be­
nützt . Ihr zukünftiger ziviler Anwendungs­
bereich dürfte wahrscheinlich darin liegen, 
daß die zum Satelliten gefunkten Signale von 
diesem an einen Bodencomputer weitergelei­
tet werden, der dann die jeweilige Position 
bestimmt. Dieses System kann unter Um­
ständen auch für ein späteres satellitäres Ver­
kehrskontrollsystem Verwendung finden. 
Derzeit werden die Bedingungen eines sol­
chen Systems von A TS-Satelliten getestet. 
Ebenso wie die Vereinigten Staaten verfügt 
auch die Sowjetunion über operative Naviga­
tionssatellitensysteme. Gewisse Anhalts­
punkte deuten darauf hin, daß verschiedene 
Satelliten der Kosmos-Serie Navigationsauf­
gaben erfüllen . Das sowjetische System dürf­
te in etwa dem der amerikanischen Transit­
Serie entsprechen. Angaben über die Qualität 
der sowjetischen Navigationssatelliten liegen 
noch nicht vor. 

Geodätische und 
kartographische Satelliten 

Sowohl die Vereinigten Staaten als auch die 
Sowjetunion haben ein starkes Interesse an 
geodätischen und kartographischen Satelli­
tensystemen. Die USA haben verschiedene 
Missionen mit dem Ziel einer geodätischen 
und kartographischen Erfassung der Erd­
oberf1Jche durchgeführt. Die Arbeiten sollen 
vor allem genauere Kenntnisse über die Ge­
stalt der Erde vermitteln. Die Ergebnisse kar­
tographischer Flüge werden im allgemeinen 
nicht veröffentlicht. 
Sowjetischerseits deuten gewisse Anzeichen 
darauf hin, daß geodätische und kartographi­
sche Aufgaben von Satelliten der Kosmos­
Serie wahrgenommen werden. Die Sowjet­
union hat dazu bisher keine Angaben ge­
macht. 

Erderkundungssatelliten 

Die Einsatzmöglichkeiten moderner Erder­
kundungssatelliten sind vielfältig. Erderkun­
dungstätigkeiten sind wegen ihrer vielseitigen 
Auswertbarkeit und ihrer Nähe zu militäri­
schen Aufklärungsaktivitäten politisch heftig 
umstritten. Sie dürften in den kommenden 
Jahren zu einem Hauptanwendungsbereich 
der Weltraumtechnologie reifen und neue 
Perspektiven der Umweltbedingungen der 
Erde im globalen Rahmen eröffnen. Sie wer­
den jedoch auch zunehmend Detailwissen 
über politisch, wirtSchaftlich und militärisch 
wichtige Einzelvorgänge vermitteln. Zur Zeit 
befinden sich die Verfahren zur Erdferner­
kundung noch im Versuchsstadium, jedoch 
werden bereits verschiedene nutzbringende 
Anwendungsbereiche der neuen Technik mit 
Erfolg erprobt. Die bisherigen Haupteinsatz­
gebiete sind die Erkundung von Bodenschät­
zen und anderen natürlichen Ressourcen 
(z. B. Ortung von Fischgründen), die Be­
stimmung von Vegetations- und landwirt-

schaftlichen Nutzungsarten, die Beobach­
tung geologischer Formationen u. a. m. 

Die Vereinigten Staaten haben erste Erder­
kundungsaktivitäten 1972 und 1975 mit den 
Satelliten Landsat 1 bzw. Landsat 2 ent­
wickelt . Diese Satelliten, die ursprünglich die 
Bezeichnung ERTS (Earth Resources Tech­
nology Satellites) führten, sind mit zwei oder 
drei Fernsehkameras, einem Multispektral­
Scanner sowie verschiedenen Strahlungssen­
soren ausgerüstet und befliegen Umlaufbah­
nen in Höhen von etwa 900 Kilometern. Das 
von den Multispekral-Scannern ausgeleuch­
tete Gebiet hat eine Ausdehnung von etwa 
180 x 180 Kilometern; das Auflösungsvermö­
gen der Scanner beträgt etwa 90 Meter auf 
der Erdoberfläche. Die Satelliten führen in 
erster Linie geologische, ozeanographische 
und hydrologische Beobachtungen, aber 
auch Untersuchungen von Vegetationsent­
wicklungen und Umwelteinflüssen durch . 
Obwohl die Techniken noch nicht das opera­
tive Stadium erreicht haben erregten ihre 
möglichen weitreichenden Auswirkungen 
doch bereits erhebliches Aufsehen in der 
Weltöffentlichkeit, insbesondere in den roh­
stofferzeugenden Ländern der Dritten Welt. 
Die Sowjetunion hat ählich wie die Vereinig­
ten Staaten ein starkes Interesse an den neuen 
Techniken bekundet. Wie man jetzt weiß, 
wurde mit jüngeren Flügen der Saljut- und 
Sojus-Serie, aber auch der Kosmos-Serie Da­
tensammlung zum Zwecke der Bodenschatz­
erkundung betrieben. 

Lunare und planetare Missionen 

Die lunaren und planetaren Missionen der 
beiden Weltraumgroßmächte befinden sich 
noch im Pionierstadium. Ihre Aufgaben sind 
zur Zeit ausschließlich wissenschaftlicher 
Natur; ein operativer Einsatz ist noch nicht 
in Sicht. 
Bis Ende 1978 haben die Vereinigten Staaten 
und die Sowjetunion insgesamt 67 lunare und 
36 planetare Missionen erfolgreich oder teil­
weise erfolgreich abgeschlossen. Die Anzahl 
der beiderseits durchgeführten Flüge hält 
sich in etwa die Waage. Wenn auch einem 
Ergebnisvergleich stets gewisse Schwierigkei­
ten begegnen, so kann doch - ungeachtet der 
zahlenmäßigen Gleichgewichtigkeit der ame­
rikanischen und der sowjetischen Flüge -
festgestellt werden, daß die Vereinigten Staa­
ten die besseren wissenschaftlichen For­
schungsergebnisse erzielt haben. 

Den Sowjets gelang es erstmals im Januar 
1966, mit ihrer Sonde Luna 9 Bilder der 
Mondumgebung zur Erde zu funken. Auch 
die sowjetische Mondsonde Luna 10 erreich­
te im März 1966 noch vor dem ersten ameri­
kanischen Lunar Orbiter (August 1966) die 
Mondumlaufbahn und übermittelte Informa­
tionen über Anomalien der Mondgravitation 
und die Zusammensetzung der Mondoberflä­
che. Luna 12 funkte im Oktober 1966 Bilder 
guter Qualität von der erdabgewandten 
Mondseite zur Erde. Luna 13 landete weich 
auf dem Mond und nahm mit Hilfe eines 
ausstreckbaren Armes Bodenanalysen vor. 
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Die Vereinigten Staaten wurden gleichfalls 
seit 1966 auf dem Mond erfolgreich. Sie er­
zielten seit 1966 mit der Mondflugserie Sur­
veyor hervorragende wissenschaftliche Er­
gebnisse. Die Surveyor-Sonden, die weich 
auf dem Mond aufsetzten, funkten etwa 
100000 Bilder ihrer unmittelbaren Mondum­
gebung zur Erde und analysierten die chemi­
sche Zusammensetzung der Mondoberflä­
che. Ab August 1966 wurde auch die Lunar­
Orbiter-Serie eingesetzt. Ihre Aufnahmen 
von der Mondoberfläche übertrafen die ent­
sprechenden sowjetischen Aufnahmen bei 
weitem an Klarheit und Detailfülle. Jedes der 
Raumfahrzeuge der Lunar-Orbiter-Serie 
sandte etwa 200 Doppelrahmenbilder, d. h. 
gleichzeitige Aufnahmen mit Weitwinkel 
und Teleobjektiv, zur Erde. 
Die Entnahme von Mondgesteinsproben ge­
lang erstmals der sowjetischen Sonde Luna 
16 im September 1970. Luna 16 gewann mit 
einer ferngesteuerten Bohrvorrichtung etwa 
101 Gramm Mondboden, die in einem Behäl­
ter versiegelt zur Auswertung in die Sowjet­
union zurückgeschossen wurden. Die Ana­
lyse in den Bodenlaboratorien erbrachte 
nützliche wissenschaftliche Ergebnisse. Luna 
20 wiederholte 1972 den Ersterfolg. Luna 24 
(1976) trug Bohrgeräte an Bord, die bis in 
eine Tiefe von zwei Metern in den Mondun­
tergrund eindrangen. 
Ein sowjetisches Mondoberflächenfahrzeug 
(Lunochod) wurde im November 1970 mit 
Luna 17 eingesetzt. Es legte bis Oktober 
1971 etwas über zehn Kilometer auf der 
Mondoberfläche zurück und nahm etwa 500 
Bodenuntersuchungen, davon 25 chemische 
Analysen, sowie astronomische Beobachtun­
gen vor. Im Gegensatz zu den Vereinigten 
Staaten haben die Sowjets bisher keine be­
mannten Mondlandungen durchgeführt. So­
weit bekannt ist, planen sie solche auch nicht 
in absehbarer Zeit. 
Amerikanischerseits sind die wissenschaftlich 
sehr erfolgreichen bemannten Apolloflüge 
15-17 hervorzuheben, bei denen auch das 
Mondoberflächenfahrzeug Lunar Roving 
Vehicle verwendet wurde. Die Besatzung 
von Apollo 15 führte während eines dreitägi ­
gen Mondaufenthaltes fast 24 Stunden lang 
Außenbordtätigkeiten aus. Sie erkundete bei 
ihren Fahrten mit einer Gesamtfahrstrecke 
von etwa 30 Kilometern ein Gebiet von sie­
ben Kilometern Radius und sammelte etwa 
100 Kilogramm Mondgestein, das sie mit 
einem elektrischen Bohrgerät aus Tiefen bis 
zu anderthalb Metern zutage gefördert hatte. 
Arbeiten außerhalb des Landefahrzeuges 
wurden mit einer Fernsehkamera zur Erde 
übertragen . Die wissenschaftliche Mission 
von Apollo 16 entsprach der von Apollo 15: 
die Besatzung sammelte auf einer Gesamt­
fahrstrecke von 27 Kilometern auf der 
Mondoberfläche rund 100 Kilogramm 
Mondgestein. Das letzte Unternehmen dieser 
Serie, Apollo 17, wurde zum wissenschaft­
lich ergiebigsten der amerikanischen Mond­
flüge . Die Mondfahrer legten mit ihrem 
Oberflächenfahrzeug eine Strecke von 36 
Kilometern zurück, nahmen Bohrungen bis 
in 2,4 Meter Tiefe vor und sammelten 112 
Kilogramm Gesteinsproben. Aufgrund von 
Kooperationsabsprachen haben die USA und 
die Sowjetunion seit 1971 mehrfach Mondge­
steinsproben aus ihren Luna- bzw. Apollo­
missionen gegeneinander ausgetauscht. 
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Planetare Missionen haben bisher zu den erd­
näheren Planeten des Sonnensystems Venus, 
Merkur, Mars und Jupiter geführt. Amerika­
nischerseits sind besonders die Erfolge der 
Venus-Sonden Mariner 2 und 5 und der 
Mars-Sonden Mariner 4, 6, 7 und 9 hervor­
zuheben. Mariner 9 sandte gute Aufnahmen 
von der Marsoberfläche zur Erde. Mariner 10 
machte bei drei Vorbeiflügen am Merkur 
Aufnahmen vom sonnennächsten Planeten. 
Pioneer 10 und 11 erzielten klare Farbbilder 
vom Jupiter; Pioneer 11 hat seinen Flug zum 
Saturn fortgesetzt und wird 1979 an diesem 
vorbeifliegen. Zwei weitere amerika nische 
Planetensonden, Voyager I und 2, wurden 
1977 zum J upiter und den anderen sonnen­
fernen Planeten des Solarsystems entsandt; 
sie befinden sich noch auf dem Wege. 

Den Höhepunkt der amerikanischen und 
planetaren Missionen bildeten die Mars­
landesonden Viking 1 und 2, die im August 
bzw. September 1975 gestartet wurden. Sie 
funkten bestechend klare Farbbilder von der 
Marsoberfläche zur Erde und führten mit 
Hilfe von Bordlaborarorien Untersuchungen 
auf dem roten Planeten durch. Spuren von 
Leben auf dem Mars wurden nicht entdeckt. 
Sowjetische Versuche, den Mars zu errei ­
chen, schlugen 1960 fehl; die Sonden erreich­
ten nicht einmal die Erdumlaufbahn. 1961 
gelangte erstmals eine sowjetische Sonde in 
Venusnähe. 1962 erreichte eine weitere so­
wjetische Sonde Marsnähe. Die ersten 
brauchSaren wissenschaftlichen Ergebnisse 
erzielten die Sowjets mit den operativen Son­
den Venera 4 bis 8 ( 1967, 1969 und 1970), 
die Daten über die Venusatmosphäre über­
mittelten . Vene ra 8 landete weich auf dem 
erdnächsten Planeten und nahm dort Boden ­
analysen vor. Die sowjetischen Folgesonden 
Venera 9 und 10 führten Landefahrzeuge an 
Bord. Während die Umlauffahrzeuge (Orbi­
ters) über Monate hinweg Bilder und andere 
Daten aus der Umlaufbahn um die Venus 
funkten, gingen die Landefahrzeuge weich 
auf der Venusoberfläche nieder und vermit­
telten jeweils etwa eine Stunde lang gute Auf­
nahmen von der erdabgewandten Venusseite. 
Von den sowjetischen Marssonden erreichte 
Mars 5 im Juli 1973 die Marsumlaufbahn . 
Mars 6 landete im August 1973 auf dem ro ­
ten Planeten und funkte während des Anflu­
ges Daten über die Marsoberfläche zur Erde, 
verstummte jedoch unmittelbar nach der 
Landung. 

Zusammenfassung und Übersicht 

Im folgenden wird eine tabellarische Gegen­
überstellung der verschiedenen Einsatzberei­
che der Satellitentechnik in den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion (Stand: Jahres­
anfang 1978) gegeben. Es ist darauf hinzu­
weisen, daß jeder Systemvergleich nach 
Funktionsbereichen naturgemäß bis zu ei ­
nem gewissen Grad willkürlich ist, da die 
verschiedenen Systeme trotz erheblicher 
funktioneller Ähnlichkeiten nicht in allen 
Punkten miteinander vergleichbar sind. So 
verfügen die beiden Weltraumgroßmächte 
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Übersicht über die 
Raumfahrttätigkeiten der 

USA und der UdSSR 

Stand: 
Jahresanfang \9 78 

USA UdSSR 

Erdumlaufbahn (Wissen-
schaft) \6 7 \ 33 

Erdumlaufbahn (Techni-
sche Wissenschaften) 2\ 2 

Kommunikation \28 238 
Wetter 70 45 
Navigation 34 5\ 
Geodäsie \9 \2 
Erdbodenschätze 2 2 
Militärische Beobachtung 

niedrige Umlaufbahnen 
(rückführbar) 227 393 
niedrige Umlaufbahnen 
(nicht rückführbar) 75 56 
kleinere militärische 
Missionen 46 \09 
Frühwamung 37 \\ 

Angriffswaffen aus 
Teilorbit \8 

Ozeanüberwachung 9 \9 
Intercer,tors und Ziele 29 
Erdum aufbahn (mit Bezug 

zur bemannten 
Raumfahrt) \\ 39 

Erdumlaufbahn (bemann te 
Raumfahrt) 20 37 

Lunare Missionen (mit Be-
zug zur bemannten 
Raumfahrt) \6 

Lunare Missionen (be-
mannte Raumfahrt) 20 

Merkur \ 
Venus 2 23 
Mars 9 \6 
Andere Planeten 4 
Interp lanetarer Raum 7 
Raumflugkörpertests 13 7 
Abschußrampen in 

Umlaufbahn \6\ 

Gesamt 96\ \ 443 

Quelle: United States and Soviet Progress in Space, 
aaO., S. 48 . 

z. B. über Kategorien von Missionen, die 
mangels hinreichender I nformationen nicht 
nach dem spezifischen Missionszweck klassi­
fizierbar sind und daher unabhängig von 
ihrem jeweiligen Zweck nach objektiven Kri­
terien, wie Bahneigenheiten, unterschieden 
werden (insbesondere militärische Aktivi­
täten). 

Hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung 
der Raumfahrt ist jede Art von Prognosen ein 
schwieriges Unterfangen, da die weitere Ent­
wicklung nicht nur von den jeweiligen tech­
nischen Voraussetzungen und Sachzwängen, 
sondern auch in hohem Maße von politischen 
Grundsatzentscheidungen, wie Mittelzuwei-

sungen durch die politisch verantwortlichen 
Organe, abhängt. 

Für die amerikanischen Raumfahrtprogram­
me wurden bisher keine längerfristigen poli ­
tischen Absichtserklärungen abgegeben. 
Deshalb dürfte die weitere Entwicklung 
maßgeblich von den jeweiligen MitteIzuwei­
sungen des Kongresses abhängen . Gleich­
wohl wird allgemein erwartet, daß die zu­
künftigen Schwerpunkte der amerikanischen 
Satelliten-Anwendungstechnik in den Berei­
chen der Wetter-, Kommunikations- und 
Erderkundungssatelliten liegen werden. Im 
Bereich der Wettersatelliten wird eine ver­
besserte Qualität der Wetterbeobachtung 
und -vorhersagen anzustreben sein. Bei den 
Nachrichtensatelliten werden die USA auch 
weiterhin im Rahmen des internationalen 
Kommunikationssatellitensystems Intelsat 
im Hinblick auf die Verbesserung der inter­
nationalen Telefon- , Rundfunk- und Fern­
sehübertragungen sowie der Computerver­
bindungen arbeiten. Beim satellitären Di­
rektfernsehen, das sich derzeitig noch in der 
experimentellen Phase befindet, wird die 
Entwicklung operativer Systeme anzustreben 
sem. 

In der Sowjetunion haben führende Politiker 
mittel - und längerfristige Absichtserklärun­
gen abgegeben, die deutlich machen, daß das 
sowjetische Ziel eine umfassende Nutzung 
der gesamten Raumfahrttechnologie ist. Sie 
umfaßt die Erforschung der Planeten, die 
Detailforschung des Mondes und den ver­
stärkten Einsatz von Erdumlaufstationen für 
versch iedene praktische Zwecke. Ähnlich 
wie die USA dürfte die UdSSR bestrebt sein, 
die Qualität ihrer Wetternachrichten- und 
Kommunikationssatelliten zu verbessern. 
Ein weiterer Schwerpunkt der sowjetischen 
Weltraumaktivitäten dürfte im Bereich der 
Erdfernerkundung, insbesondere der Boden­
schatzerkundung durch Satell iten, liegen. 

Quelle: 

WolflHoose/ Dauses 
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Leben zu verbessern ist richtig - Leben 
zu retten aber zwingend! 
Auch der Notfall kann für den Betroffe­
nen und seine Angehörigen einer Kata­
strophe gleichkommen. Dabei ist es zu­
nächst völlig gleichgültig, ob es sich um 
eine schweren Unfall im Betrieb, eine 
Massenkarambolage im Straßenverkehr, 
um einen Gas- oder Explosionsunfall 
handelt, aber auch für den einzelnen bei 
einem schweren Herzinfarkt oder einem 
anaphylaktischen Schock . 
Die Erhaltung der Atmung und des 
Kreislaufes bzw. deren Wiederherstel­
lung bleibt immer die vordringlichste 
Maßnahme zur Vermeidung des biologi­
schen Todes, im Einzelfall ebenso wie 
bei einer Katastrophe. 
Die absolute Zeitnot bei jedem Notfall 
macht es daher notwendig, eine Breiten­
ausbildung bei den Laien im Betrieb 
durchzuführen, vor allem hinsichtlich 
der lebenserhaltenden Sofortmaßnah­
men. Selbst bei vorhandenen betriebs­
ärztlichen Einrichtungen, geschulten Sa­
nitätskräften und eigenen Rettungsfahr­
zeugen ist diese Breitenausbildung un­
bedingt notwendig, um die kritische Zeit 
bis zum Eintreffen von geschulten Hel­
fern zu überbrücken. 

Neben den theoretischen und prakti­
schen Schulungen in den lebenserhalten­
den Sofortmaßnahmen muß vor allem 
auch gelehrt werden, das Bergetrauma 
(z. B. beim Auf- und Abseilen eines 
Mehrfachverl etzten) w ie auch das Um­
lade- und Transporttrauma zu vermei­
den und dadurch Schmerzen, Schock 
und Fettembolie hintanzuhalten. 

Bei der Katastrophe in der Industrie, 
aber auch in Mittel- und Kleinbetrieben, 
sind d ie Sanitätskräfte und der Arzt oft 
nicht mehr in der Lage, mit lokalen 
M itteln einem Massenanfall von Versor­
gungsbedürftigen, noch dazu vielleicht 
neben zerstörten Betriebsanlagen, ent­
gegenzutreten. Durch moderne Nach­
richtenübermittlung, vorhandene Sani­
tätseinrichtungen, dezentralisierte Me­
di kamenten- und Katastrophendepots 
bestehen aber von vornherein weitaus 
günstigere Hilfssituationen als bei einer 
Naturkatastrophe. 

Da aktuelle Ereignisse in der Industrie 
fast immer eine außergewöhnliche Re­
aktion in den Massenmed ien und damit 
in der All gemeinheit auslösen, ist es eine 
unabwendbare Forderung, zumindest 
den betrieblichen Katastrophenschutz 

Der Notfall und 
die Katastrophe 
in der Industrie 

F. Wechselberger 

fortlaufend zu aktualisieren. Verkehrs­
unfälle und -katastrophen dagegen 
nimmt die Allgemeinheit überraschend 
als Gegebenheit unserer Zeit hin. 

Es ist eine Illusion, zu glauben, daß alle 
Ärzte in der Lage sind, im Katastro­
phenfalle situationsgerecht zu handeln, 
wenn sie nicht noch aus der Kriegs­
chirurgie kommen, aus intensivmedizi­
nischen Anästhesieabteilungen oder aus 
der Unfallchirurgie. 
Im Studium wie auch in der Allgemein­
praxis werden wir fast ausschließlich mit 
einer Individualmedizin nach Maß kon­
frontiert. Massenmedizin und Katastro­
phenmedizin verlangen aber von uns al­
len eine vollkommene Umstellung im 
althergebrachten Denken. Die Sichtung 
nach Dringlichkeit der Notversorgung 
und die Reihung des Abtransportes ge­
hören zu den schwierigsten Entschei­
dungen des anwesenden Arztes über­
haupt. Für mich persönlich zählte diese 
Aufgabe auf Hauptverbandsplätzen im 
Kriege, der ich auch damals ausbil­
dungsmäßig noch nicht gewachsen war, 
zu meinen tiefstwirkenden Erlebnissen. 
Der betriebliche Katastrophenplan muß 
mit den örtlichen Rettungsorganisatio­
nen, Spitälern, Spezialkliniken und Be­
hörden koordiniert sein, um zu verhin­
dern, daß nicht die Katastrophe auch zu 
einer Katastrophe der medizinischen 
Versorgung wird; allein schon dadurch, 
daß das nächstgelegene Krankenhaus 
durch einen Massenantransport in seiner 
Funktion zum Erliegen kommt. 

Nur so können wir erreichen, den Ver­
lust an Menschenleben auf ein Mini­
mum herabzubringen, das Überleben 
der Geretteten sicherzustellen und im 
weiteren auch Sachwerte zu erhalten. 

Die Priorität der Hilfeleistung und des 
Abtransportes gehört aber absolut in 
den Verantwortungsbereich des heran­
geholten Arztes, dem aber die Fähigkeit 
zur dringlichkeitsgerechten Notfallver­
sorgung abverlangt werden muß, 
ebenso neben der Lagerbeurteilung die 
zielorientierte Abtransportleitung. 

Dem eigentlichen Betriebsarzt kommt 
aber zugute, daß er den Katastrophen­
ort zumeist kennt, daß Verletzte und 
Helfer ihm nicht fremd sind, was ihm 
erleichtert, der Katastrophe gefaßter zu 
begegnen. Dadurch wird ihm nämlich 
die Panik als Ausdruck der ersten psy­
chischen Reaktion erlassen, die ihm im 
Chaos entgegentritt. 
Die Katastrophenmedizin gehört in die 
moderne ärtzliche Fortbildung einge­
baut, wie es in dankenswerter Weise die 
Verantwortlichen dieses Kongresses ge­
macht haben. Man muß die Menschen 
aus dem Glauben herausreißen, daß der 
Tribut, den wir bei Katastrophen oft zu 
leisten haben, nicht allein der techni­
schen Entwicklung zuzuschreiben ist, 
sondern auch anderen Komponenten, 
die wir so weit bessern können, daß 
unsere Hilfsmittel nicht zum Erlöschen 
gebracht werden. 

Die Aussage des schwäbischen Theolo­
gen Friedrich Getinger (1702-1782) hat 
hier eine ernste Gü ltigkeit: 

"Gott gebe mir die Gelassenheit, Dinge 
hinzunehmen, die ich nicht ändern 
kann . Er gebe mir aber auch den Mut, 
Dinge zu ändern, die ich ändern kann. 
Vor allem aber gebe er mir die Weisheit, 
das eine von dem anderen zu unter­
scheiden. " 
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Selbstschutz 
in der 

Landwirtschaft 
Beim Eintreten von Unfällen oder gar 
Katastrophen wird keine noch so gut 
organisierte Hilfe von außen so schnell 
wirksam und -damit lebens rettend wer­
den können wie die Selbsthilfe, die So­
forthilfe am Platz des Geschehens. 
Deshalb ruft der Bundesverband für den 
Selbstschutz immer wieder zur Selbst­
hilfe auf: in Betrieben und im häuslichen 
Bereich, aber auch - und davon ist nur 
wenig bekannt in der Öffentlichkeit - in 
der Landwirtschaft. 
Vorangestellt sei, was Prof. Dr. earl 
Friedrich von Weizsäcker gesagt hat: 
". .. Die Meinung, jeder mögliche 
Krieg sei so übergroß, daß es keinen 
Schutz gegen ihn gibt, ist ebenfalls irrig. 
Es macht einen Unterschied, ob wir für 
den Schutz etwas tun oder nicht." 
Da der Krieg als die ungeheuerlichste 
Katastrophe gilt und weil er - was heute 
nicht mehr verheimlicht wird - für die 
Zukunft nicht ausgeschlossen werden 
kann, wird er für die Begründung der 
Notwendigkeit von Selbstschutzmaß­
nahmen herangezogen. Gerade im Ver­
teidigungsfall wird eine organisierte 
Hilfeleistung durch den Katastrophen­
schutz oft nur an Schadensschwerpunk­
ten möglich sein. Daher sind Maßnah­
men für den Selbstschutz der Bevölke­
rung, Behörden und Betriebe unerläß­
lich. 
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Der Selbstschutz in landwirtschaftlichen 
Betrieben ist gemäß § 17 der Allgemei ­
nen Verwaltungsvorschrift für Aufbau, 
Förderung und Leitung des Selbstschut­
zes vom 11. 5. 1971 ein Teil des Selbst­
schutzes in Arbeitsstätten. 

Er hat die Aufgabe, im Verteidigungsfall 
Leben und Gesundheit der Menschen 
und Nutztiere zu schützen sowie Schä­
den an Gebäuden, wichtigen betriebli­
chen Anlagen zu verhindern, zu mildern 
oder zu beseitigen. 

Die Selbstversorgung kann nicht 
hoch genug eingeschätzt werden 

Wenn die Landwirtschaft durch den 
Selbstschutz geschützt werden kann , 
wenn durch Katastrophen- oder Kriegs­
einwirkungen eingetretene Schäden 
schnell gelindert und das Ausmaß ihrer 
Verwüstungen und Zerstörungen redu­
ziert werden können, so dient der sofort 
einsetzende Selbstschutz nicht nur dem 
Bauern, sondern vor allem der Versor­
gung der Bevölkerung mit lebensnot­
wendigen Gütern. Diese Selbstversor­
gung kann nicht hoch genug einge­
schätzt werden. 
Der Selbstversorgungsgrad der Bundes­
republik Deutschland ist gar nicht so 

schlecht, wie allgemein hin angenommen 
wird; er ist bei einigen landwirtschaftli­
chen Erzeugnissen sogar bedarfsdek­
kendo 
Aber die Unterschiedlichkeit des Selbst­
versorgungsgrades in den einzelnen 
Bundesländern tritt in einem Krisenfall 
erschwerend für die Versorgung der Be­
völkerung auf. Denn es muß ja mit der 
Möglichkeit jeden Transportausfalles 
gerechnet werden innerhalb eines Kata­
strophen- oder Kampfgebietes. So 
könnten also bei kriegerischen Hand­
lungen zum Beispiel keine Getreide-, 
Fleisch-, Milch-, Eier-, Zuckerlieferun­
gen aus den landwirtschaftlichen Über­
schußgebieten in die Bedarfsgebiete er­
folgen . Es könnte auch kein Ausgleich 
stattfinden im Verteilen der Güter, und 
so muß - im Rahmen des Selbstschut­
zes, aber auch mit dem Ernährungssi­
ehersteIlungsgesetz vom 4.10. 1968 -
die Versorgung der Bevölkerung mit Er­
zeugnissen der Land- und Ernährungs­
wirtschaft sichergestellt werden . 

Nach barschaftshilfe 

Die Selbstschutzmaßnahmen in der 
Landwirtschaft sind Sache der Gemein­
den und sollen von diesen gefördert 
werden. 



Da kleine landwirtschaftliche Betriebe 
keine eigene Selbstschutzmannschaft 
aufstellen können, wird ihnen gar nichts 
anderes übrig bleiben, als sich im Kata­
strophen- oder Verteidigungsfall auf die 
in normalen Zeiten schon gut funktio­
nierende Nachbarschaftshilfe zu verlas­
sen. Sie sollte ausgebaut und gepflegt 
werden. 

Aber was hilft die Versicherung und 
sogar die Erprobung auf Bewährung der 
besten Nachbarschaftshilfe, wenn gar 
nicht auszumachen ist, woher die mög­
lichen Gefahren kommen, wie sie sich 
zeigen, wie gegen sie anzukämpfen ist 
im starken Nachbarschaftsverbund . Es 
ist wichtig, ja, sogar lebensrettend, ge­
nau zu wissen, was an Unheil kommen 
kann. Nicht die Augen verschließen und 
den Kopf in den Sand stecken kann 
helfen; um zu überleben und den Be­
trieb funktionstüchtig zu erhalten, be­
darf es der genauen Kenntnis der Bedro­
hung und auch der möglichen rettenden 
Maßnahmen. 

Die Bedrohung kennen 

Bei kriegerischen Auseinandersetzun­
gen im Lande sind die Gefahren durch 
Waffenwirkungen gegeben: durch kon­
ventionelle Kampfmittel wie konventio­
nelle Exp losivstoffe, brandstiftende 
Kampfmittel von weit höherer Vernich­
tungskraft als im Zweiten Weltkrieg, 
aber auch durch Atomsprengkörper. 
Jahrelang wurde die Möglichkeit, daß 
jemals Atomsprengkörper - nach Hi­
roshima und Nagasaki - wieder einge­
setzt werden könnten, von beinahe je­
dermann weit weggeschoben. Im Zeital­
ter der "Nuklearen Abschreckung" 
schien das ganz einfach ausgeschlossen . 
Dieses Zeitalter ist vorbei. 

Durch Proliferation ist es heute jedem 
Staate möglich, sich atomar aufzurü­
sten, indem er beispielsweise Atom­
kraftwerke im Auftrag erstellen läßt und 
damit die Möglichkeit miterwirbt, auch 
Atomwaffen herzustelleA. Wer aufgerü­
stet ist bis an die Zähne, der wird eines 
Tages von seiner Macht Gebrauch ma­
chen können. Das steht zu befürchten; 
und so können Kampfhandlungen mit 
Einsatz von Atomsprengkörpern nicht 
mehr ausgeschlossen werden . 

Daß es gegen die Wirkungen der Atom­
waffen keinen Schutz gibt und deshalb 
alle Anstrengungen, solchen zu ermög­
lichen, sinnlos seien, ist längst zum 
Märchen geworden; und daß selbst die 
geringste Schutzmaßnahme, nämlich die 
berühmte Aktentasche schützend über 
dem Kopf, lebensrettend sein kann, hat 
sich nach den Auswertun gen der Schä­
digungen in Hiroshima und Nagasaki 
bewahrheitet ':'. 

" Genaue Aufstellungen darüber in dem Buch: 
Ph. Sonntag, "Verhinderung und Linderung ato­
marer Katastrophen", soeben im OSANG VER­
LAG erschienen. 

Auch provisorische 
Schutzmaßnahmen 
können effektvoll sein 

Billige und sogar nur provisorische 
Maßnahmen, wie sie gerade in der 
Landwirtschaft - wegen der räumlichen 
Größe der zu schützenden Anlagen 
oder Güter - notwendig sind, können 
effektvoll sein . Es sind in landwirt­
schaftlichen Betrieben ja nicht allein 
Menschenleben zu schützen, sondern 
Tiere, Maschinen und die Erzeugnisse, 
um die Ernährung der Bevölkerung si­
cherstellen zu können. 

Ein "Vollschutz" wird in der Landwirt­
schaft nicht möglich sein. Aber Erdstol­
len mit Erdabdeckung und für einen 
"Mindestschutz" hergerichtete Schutz­
räume, für deren Erstellung Anleitun­
gen und Richtlinien beim Bundesver­
band für den Selbstschutz bereitgehalten 
werden, können Menschen und Tieren 
das Überleben ermöglichen. 

Größte Gefahr nach dem 
Überleben: die Verstrahlung 

Die größte Gefahr in der Landwirt­
schaft bedeutet die Verstrahlung. Be­
sonders nach Bodendetonationen sind 
die Zerstörungen auf kurze Entfernung 
und die spätere Verstrahlung des Gelän­
des größer als bei Detonationen in der 
Luft. Bei jeder Bodendetonation wer-

Landwirtschaft 

den große Mengen Erdreich, vermischt 
mit radioaktiven Stoffen, zunächst in 
die Höhe gerissen. Während die radio­
aktive Wolke in Windrichtung über das 
Land treibt, kehrt der radioaktive Staub 
zur Erdoberfläche zurück. Von diesem 
radioaktiven Niederschlag geht gerade 
für den Bereich der Landwirtschaft die 
Hauptgefahr aus. 

'" i ,. 

Abb. I : Beispiel einer realen Ausbreitung des radio­
aktiven Niederschlages einer 20 KT Bodendcwna­
tion. Dabei sind alle gemessenen Dosisleistungs­
werte auf d ie entsprechende Bezugsdosisleistung 
(H + I) für die weitere Auswertung umgerechnet. 

Wenn Menschen und Tiere in Schutz­
räumen die Wirkungen der Druckwelle, 
der thermischen Strahlung (Wärme­
strahlung) und der Kernstrahlung über­
lebt haben, dauert die Gefahr der Schä­
digung durch die ionisierenden Strahlen 
an. Die Schwere und der Verlauf der 
Schädigung bei äußerer Bestrahlung 
hängen ab von 

- der Art der ionisierenden Strahlung ; 
- derBestrahlungsdosis und ihrer 

Stärke; 
- der Dauer der Bestrahlung und 
- der Strahlenempfindlichkeit. 
Eine gleiche Strahlendosis kann bei ver­
schiedenen Arten der Strahlung unter­
schiedliche biologische Effekte hervor­
rufen . Das hängt vor allem von der 
Durchdringungsfähigkeit und der Ioni­
sationsfähigkeit der Strahlung ab. 

Tiere, die, je nach Art und Dauer der 
Bestrahlung, mittelschwere oder auch 
nur leichte Formen der Strahlenkrank­
heit erleiden, können wieder gesunden. 
Die Strahlenbelastbarkeit ist bei den ein­
zelnen Tierarten sehr unterschiedlich. 
Hühner besitzen - nach den bisherigen 
Untersuchungen - die größte Strahlen­
resistenz unter allen Haustieren. Bis zu 
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Landwirtschaft 

einer erhaltenen Strahlendosis von 
500-600 Gy wird ihre Legeleistung 
nicht wesentlich beeinflußt; erst in der 
2. bis 3. Woche fällt sie ab. 

Die Gesundung geschädigter Tiere geht 
sehr langsam vor sich. Bei Rindern z. B. 
beginnt nach ca. drei bis vier Wochen 
erst der Genesungsprozeß. Erste Anzei­
chen dafür sind der sich wieder einstel­
lende Appetit, der Allgemeinzustand 
bessert sich und die Funktion der At­
mungsorgane wird wiederhergestellt. 
Ebenso normalisiert sich die Tätigkeit 
des Herz-Kreislauf-Systems. Auch die 
Zusammensetzung des Blutes verbessert 
sich im Verlauf von drei bis fünf Mona­
ten langsam. 

Bereitstellung von Futtermitteln 
ein Problem 

Ein schweres Problem stellt die Bereit­
stellung von Futtermitteln dar, wenn die 
landwirtschaftlichen Nutzflächen sowie 
gelagerte Futtermittel und Trinkwasser 
verstrahlt sind. Die Eindringtiefe radio­
aktiven Niederschlags in Futtermittel ist 
je nach Art des Futters, seiner Lagerung 
und den meteorologischen Bedingungen 
unterschiedlich. Wenn Getreide z. B. 
aufgeschüttet gelagert wird, dringen ra­
dioaktive StOffe 2-3 cm ein. Wird es 
dagegen in Säcken gelagert, dringen sie 
nur ca. 1 cm ein. Gleiche Unterschiede 
der Eindringtiefen - je nach Art der 
Lagerung - ergeben sich bei Heu. In 
Ballen gelagertes Heu ist deshalb dem 
geschütteten Heu vorzuziehen. 

Wind und Regen bewirken ein tieferes 
Eindringen des radioaktiven Nieder­
schlags in Futtermittel. 

Ohne Futter können Tiere eine Weile 
überleben, ohne Trinkwasser nicht. 
Deshalb sollte der Trinkwasserversor­
gung höchste Beachtung geschenkt wer­
den. Der radioaktive Niederschlag 
dringt in offene Gewässer und offene 
Brunnenschächte ein. 

Futtermittel wie Trinkwasser können 
neben der direkten Verstrahlung durch 
Kontakt mit den Spaltprodukten ver­
strahlt werden. 

Durch radioaktiven Niederschlag wer­
den weite landwirtSchaftliche Nutzflä­
chen verstrahlt. "Dabei kann ein Gebiet 
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ZEIT 
EXPLOSION 

WIND 

Abb. 2: Ausbreitung des radioaktiven Niedersch la~s mit dem Wind 

Strah- Rinder Schafe Schweine 
lungs-
dosis er- ge- ver- er- ge- vfr- er- ge- \'er-

krankt heilt endet krankt heilt endet krankt heilt endet 
R / rd % % % % % % % IYo IYo 

150 4 100 0 3 100 0 0 100 0 
200 6 100 0 7 100 0 4 100 0 
350 96 93 7 46 96 4 37 95 5 
400 99 88 12 80 91 9 58 92 8 
500 100 65 35 100 69 31 98 78 22 
525 100 60 40 100 50 50 100 72 28 
550 100 50 50 100 39 61 100 67 33 
600 100 20 80 100 20 80 100 50 50 
700 100 2 98 100 I 99 100 10 90 
800 100 0 100 100 0 100 100 0 100 

1000 - - - - - - - - -
1200 - - - - - - - - -

Abb. ): Erkrankung und Verenden der Tiere bei einmaliger Gammabestrah lung 

) 

Geflügel 

l'r- ge- "er-
krankt heilt endet 

fYo IYo (Yu 

0 100 0 
0 100 0 
9 100 0 

14 97 3 
35 90 10 
43 88 12 
53 85 15 
71 80 20 
99 70 30 

100 50 50 
100 15 85 
100 0 100 



unterschiedlich großer Ausdehnung -
oftmals viele 100 km 2 

- mit radioakti­
vem Niederschlag bedeckt werden." 
Den Ausschlag geben die meteorologi­
schen Bedingungen ; so führen Regen, 
Schnee und Nebel während des Ausfalls 
radioaktiver Stoffe zu einer höheren 
Verstrahlung des Geländes als trockenes 
Wetter nach Ausfall radioaktiven Stoffs; 
auftretender Regen dagegen kan n die 
Verstrahlungsintensität senken , weil ein 
Teil der radioaktiven Stoffe in den Bo­
den gespült wird. 

Pflanzen nehmen In eInem radioaktiv 
verseuchten Gebiet die radioaktiven 
Stoffe über die Blätter und über die 
Wurzeln auf. Versuche mit künstlichem 
"fall out" haben ergeben, daß über 95 % 
der radioaktiven Substanzen durch den 
Boden fixiert werden. So sind z. B. 
60-70 % der Radioaktivität, besonders 
von Strontium 90 und Cäsium 137, in 
den ersten 5 cm des Bodens zu finden, 
ca. 80 % in den ersten 10 cm. Unterhalb 
einer Tiefe von 20 cm ist im allgemeinen 
keine Radioaktivität mehr festzustellen. 
Entscheidende Faktoren für die Auf­
nahme von radioaktiven Stoffen aus 
dem Boden sind dabei 

- die Bodenart ; 
- der ph-Wert des Bodens; 
- der Gehalt an Calzium; 
- die Bewurzelung der Pflanze. 

Leichte, sandige oder organische Böden 
geben das Strontium 90, aber auch ande­
re Radionuklide, leichter an die Pflan­
zen ab als schwere, mit Kalk ausrei­
chend versorgte Böden. 

Pflanzen mit einem hohen Calziumbe­
darf nehmen aus dem Boden auch grö­
ßere Mengen Strontium auf. Legumino­
sen (Hülsenfrüchte) speichern 2-3mal 
mehr Strontium als z. B. Gräser. 

Die geringste Menge an Strontium 90 
nehmen Körner, Blätter und Stenge! des 
Maises auf. In die Kartoffeln und Möh­
ren gelangt Strontium 90 (bei gleicher 
Aktivität der Böden) etwa in gleichen 
Mengen wie in die verschi6denen Ge­
treidekulturen . 

Tief wurzelnde Pflanzen wie z. B. Zuk­
kerrüben beziehen ihr notwendiges Cal­
zium aus dem nicht oder nur sehr 
schwach verstrahlten Unterboden und 
haben daher auch eine geringere Auf-

nahme von Strontium 90 als flach wur­
zelnde Pflanzen. 
Da die Aufnahme anderer im radioakti­
ven Niederschlag vorkommenden Spalt­
produkte wesentlich geringer ist als bei 
Strontium 90, liegt bei ihm die größte 
Gefahr. 

Verheerende Folgen für die 
Landwirtschaft bei Einsatz von 
Bakteriologischen Kampfmitteln 

Zu den großen Gefahren für die Land­
wirtschaft im V-Fall durch Atombom­
benexplosionen oder Detonationen ato­
marer Sprengsätze aus modernen Ge­
fechtsfeldwaffen treten die möglichen 
verheerenden Folgen nach Einsatz von 
Biologischen Kampfmitteln. Die An­
wendung solcher Mittel wäre zu spät 
festzustellen, um noch Gegenmaßnah­
men ergreifen zu könn en, weil die tod­
bringenden Erreger, z. B. Maul- und 
Klauenseuche, Milzbrand, Hühnerpest, 
Schweinepest, erst nach einer z. T. 
mehrwöchiger Inkubationszeit ausbre­
chen und erkennbar werden. Es können 
die Nutzviehbestände völlig vernichtet 
werden. 
Biologische Kampfmittel auf Pflanzen 
angewendet, könnten z. B. durch Mehl­
tau , Schwarzrost, Maisrost, Kräu sel­
blattkrankheit u. a. die landwirtschaftli ­
chen Erträge noch vor der Ernte ver­
nichten . 

Landwirtschaft 

DIE ANWENDUNG SOLCHER 
MITTEL IST ZWAR GEÄCHTET, 
ABER IHR EINSATZ KANN DEN­
NOCH NICHT AUSGESCHLOS­
SEN WERDEN 

Weil die gefürchteten Seuchen und 
Krankheiten auch in Friedenszeiten, oh­
ne gegnerischen Angriff, ausbrechen 
und schlimme Folgen haben können, 
sollte jeder Landwirt die Symptome für 
eine Früherkennung und die Methoden 
der Bekämpfung kennen, um in Kriegs­
zeiten erst recht gewappnet zu sein. 

DIE ANWENDUNG CHEMI­
SCHER KAMPFMITTEL KANN 
TROTZ ÄCHTUNG NICHT AUS­
GESCHLOSSEN WERDEN 

Der Einsatz chemischer Kampfmittel, 
die immer vielfältiger und wirkungsvol­
ler werden, kann trotz weltweiter Äch­
tung ebenfalls nicht ausgeschlossen wer­
den. Es würde der ungeschützte Vieh­
bestand ebenso vergiftet werden wie die 
Nahrungsmittel, Futter und Wasser, 
Gebäude und landwirtschaftliche Nutz­
flächen . 

BEI ALLEN DREI BEDROHUNGS­
ARTEN: ATOMWAFFEN, BIOLO­
GISCHE KAMPFMITTEL UND 
CHEMISCHE KAMPFMITTEL HA­
BEN UNGESCHÜTZTE MEN­
SCHEN, TIERE UND PFLANZEN 
KEINE CHANCE ZUM ÜBER­
LEBEN 

Nahrungsmittel, 
Futtermittel, Erdboden 

Eindringticfe der chemischen Kampfstoffe 

Gefrorenes fleisch 
Obst, Knollengemüse 
Körnerfutter, in Säcken 
Körnerfutter, lose ge lage rt 
Tierisches Fett, hart 
Fleisch, ausgekühlt 
Kristallzucker 
Graupen 
Ackerkrume 
Heu, Stroh, gepreßt 
Heu, Stroh, in Mieten 

Lost 

cm 

bis 1,5 
bi s 1,5 
1 bis 2 
bi s 5 
5 bi s 6 
5 bi s 7 
6 bis 8 
bis 7 
über 10 
bis 12 
bis 20 

nervenschädigende 
Kampfstoffe 
cm 

0,5 bis 1,5 
5 bis 6 
5 bis 6 
5 bis 6 
8 bis 12 
10 

15 bis 20 

Abb. 4: Ei ndringtiefen seßhafter chemischer Kampfstoffe in verschiedene Nahrun);,millel und FUller 
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Landwirtschaft 

Da die Bevölkerung besonders in 
Kriegszeiten oder in Großkatastrophen 
auf die Lebensmittelversorgung aus den 
eigenen landwirtschaftlichen Betrieben 
vornehmlich angewiesen sein wird, muß 
die Landwirtschaft vorsorglich mit 
Schutzvorkehrungen und Gefahrenab­
wehrmaßnahmen versehen werden. In 
Nachbarschaftshilfe und mit Unterstüt­
zung der Gemeinden können zumindest 
einfache und billige Schutzräume für 
Menschen und Tiere erstellt werden und 
können Brunnenanlagen, Mieten, Fut­
tervorräte und Ernteerträgnisse gegen 
radioaktive Verstrahlung oder Vergif­
tung abgeschirmt werden. 

Es gibt keine Alternative zu vorsorgen­
den Schutzmaßnahmen für die Land­
wirtschaft und auch nicht für die übrige 
Bevölkerung: ohne Lebensmittel und 
ohne Trinkwasser kein Überleben! 

Bei umfangreichen Zerstörungen und 
dem Einsatz von ABC-Waffen wird 
Hilfe von außen oft überhaupt nicht 
möglich sein . 

Die vorbereitenden Selbstschutz­
maßnahmen sollten mit einer 

Betriebsbeschreibung beginnen 

Unter vielen anderen Daten wären in 
der Betriebsbeschreibung wichtig: 
- Lage und Versorgungssituation des 

Betriebs; 
- wichtige Betriebsdaten (besondere 

Gefahrenpunkte, brandgefährdete 
Objekte wie Holzlager, Kraftstoffla­
ger, Scheunen); 

- außerhalb des Betriebes liegende 
Stauanlagen, Deiche, Waldnähe, 
Bahnkörper, Kraftstofflager, Tank­
stellen, militärische Anlagen; 

- Anlagen, Einrichtungen und Kraft­
fahrzeuge, die sich für Selbstschutz­
zwecke eignen u. a. ; 

- in Nähe befindliche Vermarktungs­
einrichtungen, Molkereien, Schlach­
tereien; 

- Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
und Hilfeleistung mit Nachbarn. 

Weiterhin sollten festgehalten werden: 
Lage und Größe des Betriebes, Zu­
gangsmöglichkeiten, Versorgungsein ­
richtungen, Angaben über den Gebäu­
destand, Erfassung aller zum Betrieb ge­
hörenden Personen. 
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Abb. 5: Abstützu ng ei ner Kell erdecke 

® 

----..... ---- 2 m ----

CD Kellerwand @)Un terzug 20/20 od. 20/16 ® Kopfbander 
@ Stahlbetondecke ® Stiele 20/20; CD Schwel le 20/10 od 16/ 10 
@ Boh len tage 5,2 cm 16/ 16 od. 160 ® Keilpaar 

Überleben Im Schutzraum 

Da in einem Verteidigungsfall wegen ra­
dioaktiver Verstrahlung im Schutzraum 
mit einem Aufenthalt von ca. zwei Wo­
chen gerechnet werden muß, sind selbst 
an einen Behelfsschutzraum bestimmte 
Anforderungen zu stellen. Er soll gegen 
herabfallende Trümmer schützen, gegen 
die Rückstandsstrahlung radioaktiven 
Niederschlags, gegen Brandeinwirkun­
gen und die Wirkungen biologischer so­
wie chemischer Kampfstoffe. Er muß 
eine Notbevorratung mit Trinkwasser 
und Lebensmitteln, sogar Verbandszeug 
und Medikamenten ausweisen . Diese 
Anforderungen gelten für jeden Schutz­
raum mit Mindestschutzausstattung, 
nicht allein für den ländlichen Betrieb. 

Auswahl des Standortes für den 
Schutzraum ist wichtig 

Anders als in Städten, wird die Auswahl 
des Standortes des Schutzraumes (oder 
der Schutzräume) erfolgen. Im ländli ­
chen Betrieb bieten sich vie le Auswahl­
möglichkeiten an. Der Standort sollte 
aber so gelegen sein, daß er von all en auf 
dem Hof arbeitenden Personen sehr 
schnell erreicht werden kann. 
Zweckmäßiger Weise sollte ein Raum in 
einer Gebäudeecke ausgewählt werden. 
Auswahlkriterien : 
- Pro Person sind ca . 2 m2 Bodenflä­

che vorzusehen. 
- In einem Raum sind höchstens 15 

Personen unterzubringen (30 m2
). 

Mehrere kleine Räume sind besser 
als ein großer. 



Landwirtschaft 
---------------------

Rechteckige Grundfläche ist einer 
quadratischen vorzuziehen. 

- Der Raum soll zwischen massiven, 
tragenden Wänden liegen. 

- Der Raum soll kein Fenster auf­
weisen. 

- Durch den Raum sollen keine Ver­
sorgungsleitungen (Gas, Wasser, Öl) 
führen (wenn unvermeidbar, Ab­
sperrvorrichtungen beim Eintritt 
und Austritt der Leitungen, außer­
halb des Raumes). 

- Im Raum sollen kein e Schornsteine 
enden. 

- Der Raum sollte möglichst weit von 
Kellerräumen entfernt sein , in denen 
Brennmaterialien, besonders Heizöl, 
gelagert sind. 

Durch fachgerechten Einbau von Ab­
stützungen wird die Kellerdecke ver­
stärkt. Unterzüge (deckentragende Bal­
ken der Abstützungen) und die dazuge­
hörigen Schwellen werden in Quer­
oder Längsrichtung an den beiden Stirn ­
wänden und im Abstand von min. 2,00 
meingebaut. 

Eine Bohlenlage wird eingebracht, zwi­
schen Kellerdecke und Abstützung quer 
zum Unterzug vollflächig eine Lage aus 
2 Zoll = 5,2 cm starken Bohlen. 

Nachdem so die Belastbarkeit der Kel­
lerdecke erhöht wurde, müssen Tür­
und Fensterabdichtungen gegen radio­
aktive Stäube und biologische wie che­
mische Kampfstoffe angebracht werden. 

(Dunlcr1uq 20/20 
od 20/ 16 

®Sllcl 20/20 od. 200 
16/200d.160 

@Koplband 14 / 14 

@)Knaggc 14/20/4 

@ Nagel 38/100 

® Hol11aschc 

(J) Ketlpaar 

® Schwelle 20/10 od. 16/10 

• • • • • 
r---.----r~-------rl ® ~~.-----,_--_.----~~ 
@@) 

Abb. 6: Fuß- und Kopfpunkt 

• • • • • 

Aus Kostenersparnis keine 
eingebaute Schutzlüftung 

Da im behelfsmäßigen Schutzraum aus 
Kostenersparnis keine Schutzlüftung 
eingebaut wird, bietet eine feuerhem­
mende Tür aus Stahlblech, die zwischen 
Blendrahmen und Türblatt und zwi­
schen Schwelle und Türblatt eine um­
laufende Dichtung eingeklebt erhält, 
den besten Abschluß . Es kann auch aus 
Dielenholz (mit Nut und Feder) ein 
Türabschluß hergestellt werden. 

Fensteröffnungen müssen besonders 
sorgfältig abgedichtet werden. In Erd­
gleiche liegende Fenster werden von 
außen mit einer Blech- oder Spanplatte 
oder Isolierpappe abgedeckt. (Die Dich­
tigkeit gegenüber Mauerwerk oder 
Blendrahmen wird mit Dichtmasse her­
gestellt). Die Lichtschächte werden da­
nach mit Sand aufgefüllt. Über Erdglei­
che liegende Fenster werden bis zur 
Oberkannte der Kellerdecke mit Sand, 
Kies oder Erde schräg ca. 300 ange­
schüttet. 

Für die Einrichtung und Ausstattung, 
die T rinkwasser- und Lebensmittelbe­
vorratung des Schutzraumes gibt es ge­
naue Aufstellungen und Anleitungen 
beim Bundesverband für den Selbst­
schutz. 

Notgepäck 

Für den Notfall muß für jede Person das 
"Notgepäck " bereitstehen. Es darf nur 
so umfangreich und schwer sein, daß es 
ohne fremde Hilfe - auch über längere 
Zeit - getragen werden kann. Zusam­
menstellungsempfeh lungen sind eben­
falls beim BVS zu haben . 
Wichtig unter anderem sind im Notge­
päck mitgeführte Jodtabletten, die bei 
Gefahr radioaktiver Verstrah lung einge­
nommen werden und die die Gefahr 
mildern . 

Schutzkleidung unverzichtbar 

Der Aufenthalt im Schutzraum wird für 
den Landwirt, sein Personal und die 
Angehörigen so kurz wie möglich be­
messen werden müssen: Das Vieh muß 
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betreut werden. Um den Schutzraum 
verlassen zu können, ist Schutzkleidung 
notwendig: ABC-Schutzmaske, Schutz­
heim, Überlebensanzug aus metall be­
schichtetem Material, Handschuhe. 

Ergänzungsausstattung 
für die Nachbarschaftshilfe 

Neben der persönlichen Ausstattung 
sollte eine Ergänzungsausstattung vor­
handen sein: Ein Strahlenmeßgerät (Do­
sileistungsmesser) und eine Strahlen­
schutzrechenscheibe ermöglichen nach 
Einsatz von Atomsprengkörpern die 
Beurteilung der Gefahrenlage. 

Um Brände und größere Schäden in 
Nachbarschaftshilfe bekämpfen zu kön­
nen, sollten im Vorraum der Schutz­
unterkunft bereitstehen: Spitzhacken, 
Schaufeln, Spaten mit kurzem Stiel für 
Arbeiten in engen Räumen , Brechstan ­
gen, Äxte, Handbeile (möglichst Klau­
enbeile), Hämmer und Fäustel in ver­
schiedenen Größen, Spitz- und Flach­
meißel, Holzsägen (Bügelsäge oder 
Fuchsschwanz), Eisensägen, verschie­
dene VVerkzeuge (Zangen, Schrauben­
zieher, Bolzenschneider, Drahtschere), 
Nägel und Schrauben in verschiedenen 
Größen, feste Leinen und Stricke, Ber­
gungstücher und feste Decken, Draht­
seile und Abschleppketten, Feuerlösch­
decken, EinstrIIspritzen, VVassereimer, 
Einreißhaken. 

Zusätzliche Ausstattungen sind notwen­
dig für den Brandschutzbereich, für den 
Bergungsbereich und für den Sanitäts­
bereich . Zusammenstellungen für die 
genannten Bereiche stehen zur Verfü­
gung. 

Zur Brandbekämpfung ist Bevorratung 
von Löschwasser Voraussetzung. Bei 
offenen VV asserläufen oder Teichen in 
der Nähe des Betriebs sollte eine VVas­
serentnahmestelle vorbereitet werden. 
Besonders vorteilhaft ist, abgesetzt vom 
Haus, die Anlage eines Löschwassertei ­
ches, der, mit einer Teichfolie ausgelegt, 
mehrere Kubikmeter VVasser bevorraten 
kann . Benötigt werden rund 2 Liter 
Löschwasser pro m2 Gebäudefläche ein­
schließlich Keller und Dachboden. 
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Türsturz 

umlaufende Dichtung 

Riegel ---+- ---{)-

erste Brettlage ----I- - H-

zwei te Brettlage ----t 

Asbestplatte 
(Alufolie) 

Folie 

Strebe 

AushebewInkel 

Schwelle 

Abb. 7: Tür des Bchelfsschutzraumcs 

Auch Schutzmaßnahmen 
für die Tiere 

Um die Tiere im V-Fall bei ABC-Alarm 
schützen zu können, müssen die Öff­
nungen der Stall gebäude vorsorglich 
luftdicht verschließbar eingerichtet wer­
den. VVie beim Schutzraum für Men­
schen werden Fenster und Türen mit 
Blenden aus Spanplatten vorbereitet, die 
- mit Dichtungsstreifen versehen - in 
die Fensteröffnungen eingepaßt werden. 

Türen sind mit einer Schwelle zu verse­
hen und durch umlaufende Dichtungs­
streifen abzudichten. 
Bei einer totalen Abdichtung des StalI ­
gebäudes erhebt sich das Problem der 
Versorgung der Tiere mit ausreichender 
Menge Frischluft, der Abführung des 
entstehenden Kohlendioxids (C02) und 
der Schadgase. Das im Stall vorhandene 
Luftvolumen reicht je nach Tierart und 
Größe des Stalles einige Stunden aus, 
um die Atmung der Tiere zu ermögli­
chen. 



Diese Zeit beträgt bei ca. 25 m3/GV 
Milchvieh ca. 6 Stunden 
Mastschwei le 
Hühner 

ca. 8 Stunden 
ca. 7 Stunden . 

Die Zeit kann auf etwa 10 Stunden ver­
längert werden, wenn ein Teil des CO2 

durch ausgestreuten Kalk (Ca 0) ge­
bunden wird. 

Durch diese gewonnenen Stunden be­
steht die Chance, daß inzwischen die 
Radioaktivität abgesunken oder die 
Wirkungszeit des chemischen Kampf­
stoffes vorüber ist und gelüftet werden 
kann, durch die oberen Stallfenster auf 
der dem Wind abgekehrten Seite. 

Stallwände verstärken 
zur Verbesserung 

des Strahlenschutzes 

Zur Verbesserung des Strahlenschutzes 
der Tiere gegen äußere Strahlengefahr 
müssen die Stallwände verstärkt wer­
den, bis der Schutzfaktor 100 für das 
Innere des Stalles in etwa erreicht wird. 
Bei Massivställen können die Stallfen­
ster durch Sandsäcke abgeschirmt wer­
den, die 50 cm tiefer auf einem Lager­
bock aufgeschichtet werden. 

Zur Abschirmung von Stalltüren wird 
eine Blendwand errichtet, ca. 1,50 -
2,00 m vor der Stalltür, in voller Höhe, 
mit aus Sand verfü llten Holzkästen oder 
Mauerwerk bestehend. 

Leichtbauställe erreichen den Schutz­
faktor 100 durch Vorsetzen entspre­
chend dicker Anschüttungen (Vorsetzen 
einer Schalung und Einbringen von 60 
cm dickem Erdreich oder Sand). 
Mit Hilfe einer Dachberegnungsanlage 
wird das Dach von kontaminiertem Ma­
terial freigeschwemmt . 

Abb. 9: Anlage eines Löschwasserteiches ~ 

Landwirtschaft 

r-50 cm-j [-40 cm~ 

CD Kellerwand ® Erdanschuttung ® Isollerpappe (j) Belonklolze 
CVStahlbetondecke @) Lichtschacht ® Wasserfeste Platte 

Abb. 8: Ver.i tärken und Abdichten eines Kellerfensters ats Notausstieg 
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Notstromaggregat unverzichtbar 

Die Beschaffung eines Notstromaggre­
gats ist unverzichtbar. Dies gilt nicht 
nur für den Verteidigungsfall, sondern 
als Katastrophenvorsorge überhaupt. 
Bei Schnee- und Hochwasserkatastro­
phen zeigte sich immer wieder, daß ein 
Betrieb mit Notstromaggregat weiter­
läuft und funktioniert, während die an­
deren in katastrophale Notsituationen 
geraten. 

Schutz von Futtermitteln 
und Trinkwasser 

Um im Verteidigungsfall nach Einsatz 
von ABC-Kampfmitteln die Tierhal­
tung aufrechterhalten zu können, müs­
sen Futter und Trinkwasser vorsorglich 
geschützt und gelagert werden können. 
Die Lagerräume sind, soweit möglich, 
durch Abdichten aller Spalten und Rit­
zen in Türen, Fenstern und Konstruk­
tionsstellen zu verschließen. 

Schadhafte Fenster und Türen und Tore 
sind instand zu setzen und die Türen 
zusätzlich mit staub- und wasserun­
durchlässigem Material abzudichten. 
In den Lagerräumen sind alle Luftklap­
pen und -schächte zu verschließen. 

Hackfrüchte in Kellern eingelagert, sind 
ausreichend geschützt. In Mieten einge­
lagert und mit Stroh und 10-20 cm dik­
ker Erdschicht überdeckt, ebenfalls. 

Gut geschützt ist jedes in Hochsilos ein­
gelagerte Futter. Bei Entnahme müssen 
die Öffnungen sehr sorgfältig wieder 
verschlossen und eventuell abgedichtet 
werden. Aus Sicherheitsgründen emp­
fiehlt es sich, die oberste Schicht der 
Silage zu entfernen. 

Auch Rauhfutter muß geschützt wer­
den; am besten und am einfachsten ge­
schieht das durch Abdecken mit Folien. 

Offene Wasserstellen scheiden für die 
Trinkwasserversorgung der Tiere aus, 
denn sie sind nicht vor radioaktiver Ver­
seuchung zu schützen. Dagegen werden 
Brunnen mit Folie oder Zeltplane abge­
deckt. 
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Abb. 10 : Abschirmung von Stall fenstern 

Die vorbereitend gesch ützten (oder zu 
schützenden) Trinkwasser- und Futter­
vorräte für die Tierhalwng sollten - oh­
ne Auffüllung von außen - für ca. 5-7 
Tage ausreichen. 

Vieh haltung nach Einsatz 
von ABC-Kampfmitteln 

Nach Chemieunfall oder Einsatz von 
chemischen Kampfmitteln müssen Tie­
re, die im Freien waren, schnellstens aus 
dem vergifteten Gebiet herausgebracht 
werden . 
Landwirtschaftliche Betriebe erhalten 
gen aue Anweisungen für die Tierhal­
wng nach dem Einsatz von ABC­
Kampfmitteln. 
Wie bei der medizinischen Versorgung 
der Menschen nach einem Massenanfall 
von Verletzten die Triage über das 
Schicksal des einzelnen entscheiden 
muß, wird bei verletzten und geschädig­
ten Tieren ebenfalls nach einer Auswahl 
verfahren werden müssen: nicht das am 
schwersten verletzte wird optimale Hil­
fe erfahren, sondern welches erfolgver­
sprechendste Heilungschancen hat, also 
das weniger schwer verletzte/geschädig­
te. Art und Schwere der Schädigung 
entscheiden, ob ein Tier gesundgepflegt 
oder notgeschlachtet wird. 

Es gibt keinen Grund 
zu resignieren 

Es zeigt sich, daß es keinen Grund für 
Landwirte gibt, angesichts vielfacher 
Bedrohung - von der Katastrophe in 
Friedenszeiten bis hin zum Verteidi­
gungsfall -, zu resignieren, weil ein 
Überleben des Betriebs mit Menschen 
und Tieren unmöglich scheint. Durch 
vorsorgende - allerdings umfangreiche, 
aber nicht unbedingt teure - Maßnah­
men ist es möglich, zu überleben und 
auch weiterzuleben. Die Nutzviehhal­
wng kann sichergestellt werden und der 
Schutz von Ernteerträgen. So besteht 
auch für Notzeiten Aussicht auf Sicher­
stellung der Ernährun g der Bevölke­
rung. Der engagierte Landwirt ist erfin­
derisch - auch in der Entwicklung neuer 
Vorsorgemaßnahmen und er beteiligt 
sich an den vielfältig angebotenen Fach­
ausbildungen ':'. 

* Genaue Auskünfte erteilt der Bundesverband für 
den Selbstschutz in 5000 Köln 41, Eupener Straße 
74. 

Die Zusammenstellung dieses Beitrags 
besorgten: 
Eva-M. Osang und Franz-Theo Reiss. 



Erhaltung des Schutzgrades 

(Nr.3) 

B ei Hochbunkern mit größeren Ent­
festigungsöffnungen, die keine Deh­
nungsfugen o. ä. aufweisen oder die ggf. 
aufgrund einer dichten Bewehrung in 
den Umfassungsbauteilen nicht eindeu­
tig in den Bereich des Grundschutzes 
eingestuft werden können, müßte die 
Bemessung der Entfestigungsöffnungen 
nach den Ausführungen im Teil I nach 
der Grenzbeanspruchung von 3 bar 
(300 KN/m2

) erfolgen. Liegt die Druck­
resistenz eines solchen Bunkers zwi­
schen diesen beiden Bereichen, kann 
eine überschlägliche Ermittlung der 
Druckresistenz wirtschaftlichere Lö­
sungen bringen. Dies entspricht auch 
dem Hinweis in den Richtlinien von der 
"Herrichtung unter weitgehender Er­
haltung des vorhandenen Schutzgra­
des" . Voraussetzung ist dabei jedoch, 
daß die Kosten der Ermittlung der 
Druckresistenz nicht höher liegen als 
die Einsparung, die bei der Bewehrung 
der Entfestigungsöffnungen hierdurch 
erzielt wird. 

Raumlufttechnische Anlage 

(Nr.13) 

Die raumlufttechnische Anlage setzt 
sich nach den Richtlinien zusammen aus 

a) Sandhauptfilter 
b) Armaturen 
c) Staubfilter 
d) kombinierte Normal- und Schutz-

lüftungsgeräte 
e) Zuluftleitungen 

Zu a) Sandhauptfilter und b) Armaturen 
wurde bereits in Heft II/81 einiges aus­
geführt. 

Zu c) Staubfilter 

Die Staubfilter in Bunkern müssen nicht 
durch entsprechende Wände strahlungs­
sicher aufgestellt werden. Sie können im 
Aufenthaltsraum eingebaut werden. 
Wie in dem Lüftungsschema dargestellt, 
ist der Einbau sowohl einzeln vor jedem 
Lüfter oder vor mehreren Lüftern zu-

sammen als Kompaktfilter möglich. Die 
letztere Ausführung ist im allgemeinen 
wirtschaftlicher. 

Gern. dem Arbeitsblatt "Ausführung, 
Prüfung und Abnahme von lüftungs­
technischen Einbauteilen in Schutzräu­
men - Fassung] uni 1975" sind Staubfil­
ter der Leistungsstufe "A 2" nach den 
Richtlinien zur Prüfung von Filtern für 
die Lüftungs- und Klimatechnik einzu­
setzen. 

Inzwischen ist eine neue Norm für 
Luftfilter veröffentlicht worden. In der 
DIN 24185 ist die Prüfung von Luftfil­
tern für die allgemeine Raumlufttechnik 
- Fassung Oktober 1980 enthalten. Der 
Teil I beinhaltet die Begriffe, Einteilung 
und Verfahren, der Teil Ir die Filterklas­
seneinteilung, Kennzeichnung und Prü­
fung. 

Danach müßte nunmehr in den Lei­
stungsbeschreibungen anstelle von 
Staub filter der Leistungsstufe A 2 min­
destens Staub filter "Eu 3" gefordert 
werden. 
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d) Kombinierte Normal- und 
Schutzlüftungsgeräte 

Nach den Richtlinien ist die Luft in den 
Bunkern durch kombinierte Normal­
und Schutzluftgeräte mit einem Nenn­
luftvolumenstrom von je 900 m3/h im 
Schutzluftfall zu fördern. Hierfür wur­
de ein Lüfter - L 15 - entwickelt, der bei 
30llmin,P Schutzluft für 500 Personen 
fö rdern kann. Im Normalluftfall ist 
hiermit eine Förderung von 401/ min,P 
möglich . 

Da nach den Richtlinien für die Bemes­
sung der raumlufttechnischen Anlage 
die nach dem Belegungsplan ermittelte 
Personenzahl zugrunde zu legen ist, 
sind bei den unterschiedlich großen 
Bunkern auch kleinere oder größere 
Schutzplatzzahl en möglich. Bei niedri­
geren Schutzplatzzahlen bzw. auch ent­
sprechend höheren können die L 15-
Lüfter bis auf 300 Personen gedrosselt 
werden. Für Zwischenzahlen ist eine 
Ergänzung für Lüfter L 15/3 für jeweils 
100 Personen oder L 7,5/ 1,5 für jeweils 
50 Personen zulässig. Da die Sand­
hauptfiltermenge sich nach der Perso­
nenzahl bemißt, sind für eine wirt­
schaftliche Auswahl von Lüftern folgen­
de Kriterien maßgebend: 

- Lüfterkosten 
- Verminderung der Schutzplatzzahl 

durch Lüfterfl ächen und Fläche für 
das Bedienungspersonal und damit 
Erhöhung der Schutzplatzkosten 

- Verringeru ng oder Erhöhung der 
Filtersandkosten 

- Verringerung oder Erhöhung der 
Fil terra u mkosten. 

Mit Ausnahme des Bereichs von 500 bis 
600 Schutzplätzen ergeben Kombinatio­
nen von - teilweise gedrosselten - Lüf­
tern L 15 die wirtschaftlichsten Lösun­
gen (siehe Bild 1). Damit 4 Personen 
einen solchen Lüfter nach einem 
Stromausfall ausreichend gut bedienen 
können, ist darauf zu achten, daß die 
Lüfter in einem entsprechend großen 
Abstand von den Sandfilterumfassungs­
wänden aufgestellt werden. 
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Bild 1: Anzah l der Lüfter bei Bunkern bis 525 Personen 
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Bild 1 a: Anzahl der Lüfter bei Bunkern von 525 bis 2625 Personen 
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Zu e) Zuluftleitungen 

Das Schema der Lufrführung 10 Bun­
kern ist in Bild 2 dargestellt. 

Wie daraus zu entnehmen ist , sind theo­
retisch zwei Versionen möglich . 

Die Lösung a) ist jedoch wirtschaftlich 
nur durchführbar, wenn infolge einer 
vorhandenen Entfestigungsöffnung die 
Normalluftleitung in der Umfassungs­
wand an dem Sand filter vorbeigeführt 
werden kann, oder wenn das Sandfilter 
aufgrund der vorhandenen Räume mehr 
im Innern des Bunkers, d. h. nicht un­
mittelbar an der Bunkeraußenwand an­
geordnet und die Normalluftleitung vor 
dem Sandfilter abgezweigt wird (siehe 
Bild 3) . 

Nach Bild 4 sind dabei je nach Grundriß 
und Sandfilteranordnung mehrere Lö­
sungen durchführbar. 

Die gesonderte Ansaugleitung bzw. die 
Abzweigung ist erforderlich, wenn das 
Sandhauptfilter seine Funktion als Wär­
mepuffer erfüllen soll. Nach einer Auf­
heizung des Sandfilters durch angesaug­
te heiße Außenluft bei Bränden 
außerhalb des Bunkers würde die heiße 
Luft über dem Sand mit in den Schutz­
raum gesaugt. Selbst wenn die Öffnung 
in der Ansaugleitung über dem Sand 
abgesperrt würde, was nur durch Fern­
bedienung geschehen könnte, würde die 
angesaugte Luft in der Rohrleitun g über 
dem heißen Filtersand in unerwünschter 
Weise vorgewärmt. Aus diesem Grund 
ist eine Trennung der Normalluftan­
saugleitung vom Sandfilter zweck­
mäßig. 

Die Wanddurchführung der Schutzluft­
ansaugleitung durch die Umfassungs­
wand zum Sandfilterraum bedarf keiner 
Abwinkelung, da der Aufenthaltsbe­
reich durch eine 40 cm dicke Betonwand 
oder eine Wand mit einem entsprechen­
den Betonäquivalent strahlungsmin­
dernd abzuschirmen ist. 

N ut7barmachung 

Bild 1 b: 
Sandmenge für Rostüberdeckun g und Sandhauptfilter 

I 

~6ndIDPnQ;e (~r Jle I<08t .t~rjecJ(un .. ~ 

(ohne ~:·t.U.r d~r POSt" m' ~ . 

r --
I 

.e j-

r- - -
I 

1 . _~ ,- -

- - - - - - ° , 0 

105 

r- -­
I 
I 
I 
I 
1- -- ___ _ , 
I 

Bild 2: Nutzbarmachung von Schutzbunkern 

Sche=atl.:iche DsrstelL.lD.t; der 4~tung mit 

FeUCh1ereg 

( ~ruc~ 
fallout) 

B, C 

a ) einarAnsaugstalle 

N , S 

2 N 

--)4:. - I 

Sandhauptfllter 

( i~~~ ) L-__ -,-__ ---.J 

b)~ Ansa ugst ellen 

..:anch.3u;:t(~:'t.e:-

, N 

I 
)( 2 

I 
I 
I 
I 
I 
I 

____ --1 

Te:::lpera tu r!lleßs te J. .. e 

x '. 2 : io.b sperra r":ll8 t uren 

NOMLllllüftucg 

SChutzlü !'tung 

525 

61 



Nutzbarmachung 

Anders ist es mit der Normalluftansaug­
leitung, die auch unmittelbar zum Lüf­
ter und damit zum Aufenthaltsraum 
führen kann. Hier müssen mindestens 
zwei Abwinkelungen oder eine entspre­
chende Strahlungsabschirmung vorgese­
hen werden (siehe Bild 4 a) bis d)) . 
Sofern gern. Bild 4 a) zum Aufenthalts­
raum hin keine 40 cm Beton- oder 
gleichwertige Wand zur Strahlungsmin­
derung vorhanden ist oder eingebaut 
wird, muß die Normalluftansaugleitung 
in der Außenwand zweimal abgewinkelt 
werden. Da dies bei den üblicherweise 
dreifachen Leitungsdicken relativ große 
Öffnungen in dem harten Beton der 
Umfassungsbauteile erfordert, muß im 
Einzelfalle geprüft werden, ob nicht 
eine gerade Wanddurchführung und Be­
tonwände - oder Abschirmungen (siehe 
Bild 4 b) bis d)) wirtschaftlicher sind. 

Bild 3: Gemeinsame Zuluftleitung für 
N und S gern. Bild 2a 

N. 5 

5K 

Non. 11u f t S P' Sandbaupt!ll t er 

S Schutt Lu! t Eu ~ S taubt1.lter 
BK Sc hnell echluß kl e. ppe L 15 LU tter 

Sofern in der Nähe des Sandfi lters Öff­
nungen in den Umfassungsbauteilen 
vorhanden sind, sollte die Abwinkelung 
der Normalluftansaugleitung selbstver­
ständlich dort eingebaut werden. Bei 
der Lösung Bild 4 b) muß die Leitung so 
ausgeführt und befestigt werden, daß sie 
bei einem evtl. in die Leitung gelangen­
den Luftstoß nicht abgerissen wird 
(Flußstahlrohre nach DIN 2448 oder 
wirtschaftlicher DIN 2458 und entspre­
chende Befestigung). 
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Bild 4 a: Zuluftansaugung mit Abwinkelung in der Außenwand 

ca. 3 d 

Bild 4 b: N und S getren nt - ohne Abwinkelung in der Außenwand 
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Bild 4d: Gemeinsame Zuluftleitung für N und 5 ohne Abwinkelung In der 
Außenwand 
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Bild 4c: Gemeinsame Zuluftleitung für N und S mit Expansionsraum 

N, S 

Bei Anordnung einer Wandabschir­
mung (siehe Bild 4 b) u. c)) ist es ver­
nünftig, das Staubfilter auch gleich 
strahlungsgeschützt zwischen Außen­
und Abschirmwand einzubauen. 

Der Nachteil einer solchen Lösung be­
steht darin, daß der Sandfilterraum 
nicht als Expansionsraum dienen kann 
und zur Druckreduzierung lediglich die 
abgewinkelten Rohrleitungen vorhan­
den sind. 

Bei der oben beschriebenen getrennten 
Normalluftansaugung ist natürlich eine 
Rohrleitung von der Schutzluftansaug­
stelle zum Lüfter nicht mehr erforder­
lich. 

Ausführung 
der Lüftungsleitungen 

Welche Art von Lüftungsleitungen ge­
wählt wird, Wickelfalz- oder 
Kunststoffrohre, hängt vom Ergebnis 
der Ausschreibung ab und ist örtlich 
verschieden. Üblicherweise werden die 
Vertikalleitungen aus viereckigen Zink­
blechleitungen und die Horizontallei­
tungen aus Wickelfalzrohren .ausge­
führt. 

SF 

Befestigung der Rohrleitungen 

Bereits bei der Planung muß überlegt 
werden, wo die Rohrleitungen (Lüf­
tung, Wasser, Abwasser) entlang ge­
führt und wie sie befestigt werden · 
sollen. 

Der Ort der Befestigung ist deshalb 
wichtig, da nach den Zulassungen des 
Instituts für Bautechnik in Berlin Dübel 
in Gebäuden mit friedenmäßiger Nut­
zung unter vorwiegend ruhender Bela­
stung in der aus Lastspannungen er­
zeug,en Zugzone des Betons bisher 
größtenteils nur im Sonderfall der Befe­
stigung der Unterkonstruktionen leich­
ter Deckenbekleidungen und Unterdek­
ken eingesetzt werden dürfen . 

Für die Art der Befestigung gibt es Im 
wesentlichen drei Möglichkeiten 

a) Befestigung mittels elastischer Ver­
bindungsmittel in geringem Abstand 
von Wänden/ Decken (Rohrschellen) 

b) Befestigung mittels elastischer Ver­
bindungselernente (Distanzeisen) in 
größeren Abständen von den Dek­
ken bedingt durch Unterzüge oder 
sich kreuzende Leitungen. 

c) Befestigung mittels plastisch ver­
formbarer Verbindungselemente in 

N utzbarmachung 

geringem Abstand von D ecken/ 
Wänden (Schockisolatoren) 

In den nutzbar zu machenden Bunkern 
können alle drei Verbindungsarten ge­
wählt werden, Voraussetzung ist, daß 
alle Einbauteile, und dazu gehören die 
Leitungen, schocksicher im Bauwerk 
befestigt werden. Nach den Baufach­
lichen Richtlinien für die Nutzbar­
machung vorhandener öffentlicher 
Schutzbunker - Fassung Dezember 
1977 Nr. 6.1 wird für alle neu einzubau­
enden Teile und Einrichtungen die 
schockgesicherte Anbringung nach der 
Prüfklasse RK 0,63 gefordert. 

Maßgebend für die Wahl der Befesti­
gungsart ist die WirtSchaftlichkeit. 

Dabei muß auch berücksichtigt werden, 
daß die Bunker infolge Nacherh ärtung 
üblicherweise eine Betondruckfestigkeit 
von 50-70 MN/ m2 aufweisen. 

Zu a) Befestigung mittels 
elastischer Verbindungsmittel 

in geringem Abstand 
von Decken/Wänden 

Bei einer Befestigung gern. Bild 5 sind 
einmal die Dübel zu berechnen und zum 
anderen die Rohrschellen zu berechnen 
oder zu testen (Verwendungsbescheini­
gung) . 

Für die Berechnung der Dübel sind für 
die übliche Nutzung mit den Lastan­
nahmen nach DIN 1055 die Zulassun-

· 90 

Bild 5: Rohrschelle 
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gen des Instituts für Bautechnik in Ber­
lin maßgebend. Damit ist die Güteüber­
wachung gewährleistet. Für die Dübel 
im Schutzraumbau sind darüber hinaus 
die Ersatzlasten gern. dem Anhang 
"Nachweis der Schocksicherheit von 
Einbauteilen in Schutzräumen - Fas­
sung Juni 1975" Nr.3.2.1, von oben 
nach unten die 1 !fache, von unten nach 
oben die 9fache und seitlich die 10fache 
Masse zu berücksichtigen. 

Solange in der Bundesrepublik noch 
keine dynamischen Belastungsprüfun­
gen für Dübel durchgeführt wurden, 
werden als Übergangsregelung die 
Schockprüfungen und Zulassungen von 
Dübeln durch das schweizerische Bun­
desamt für Zivilschutz anerkannt. 

In der Bundesrepublik dürfen im 
Schutzraumbau vorläufig nur die soge­
nannten kraftkontrolliert spreizenden 
Metalldübel, das sind Dübel, die bei 
Bohrlochaufweitung z. B. infolge Riß­
bildung sicher nachspreizen und nach 
der Schockbelastung noch eine ausrei­
chende Resttragfähigkeit gewährleisten, 
verwendet werden . 

Voraussetzung für den Einbau von Dü­
beln in Schutzräumen ist die Zulassung 
des Instituts für Bautechnik, Berlin 
(IfB). Die in diesen Zulassungen ange­
gebenen zulässigen Lasten, Montage­
hinweise, Abstände, Mindestbauteildik­
ken, Verankerungstiefen etc. sind ein­
zuhalten. Die zulässigen Lasten gelten 
für alle Beanspruchungsarten, zentri­
scher Zug, Abscheren und Schrägzug 
unter jedem Winkel für alle Betonfestig­
keitsklassen ~ B 25 unter den dort ange­
gebenen Bedingungen. Für höherwerti­
gen Beton können die zulässigen Lasten 
demnach nicht erhöht werden. 

Dübel mit einer Verankerungstiefe von 
mindestens dem 0,75fachen der Bauteil­
dicke dürfen in Schutzräumen bis zum 
3fachen der zulässigen Lasten eingesetzt 
werden. Eine lineare Interpolation der 
zulässigen Lasten zwischen der Veran­
kerungstiefe in der Zulassung des IfB 
und dieser erhöhten Verankerungstiefe 
ist zulässig. Die Dübel bzw. deren Ver­
längerungen oder Hülsen müssen auf 
der gesamten Bohrlochlänge völlig an­
liegen und satt sitzen. 

Die Ersatzlasten (die ggf. bei elast. Ver­
bindungsteilen gern. den Verwendungs­
bescheinigungen reduziert werden kön-
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nen), die Anzahl und Anordnung der 
Dübel sind unter Angabe der Dübelart 
nachzuweisen. 
In der Schweiz wurden bisher folgende 
Dübel für Zivilschutzräume zugelassen: 

Liebig Sicherheitsdübel N 

(Typ S, B SK) 

IfB-Zulassung Z-21.1-48 vom 1. 4. 77, 
gültig bis 31. 3. 82 für Dübelgrößen 
M 6, M 8, M 10, M 12, M 16, M 20. 
Die schweizerische Zulassung ist vom 
27. 12. 78, BZS Nr. D 78-3. Sie ist gültig 
bis 31. 12. 83. Die Zulassung gilt vorerst 
nur für die Dübelgrößen M 12, M 16, 
M 20. 

Fischer-Automaticdübel FA 
und FAC 

IfB-Zulassung Z-21.1-46 vom 1. 7. 77, 
gültig bis 30.6. 83 für Dübelgrößen 
M 8, M 10, M 12, M 14, M 16, M 18, 
M 22, M 27. 

Die schweizerische Zulassung vom 
24.10. 78, BZS Nr.78-2 ist gültig bis 
31. 12. 1983 für alle Dübelgrößen der 
IfB-Zulassung M 8, M 10, M 12, M 14, 
M 16, M 18, M 22, M 27. 

Hilti-Schwerlastanker HSL 

IfB-Zulassung Z-21.1-90 vom 8. 12.77, 
gültig bis 31. 12. 1982 für Dübelgrößen 
M 12, M 16 und M 20. 

Die schweizerische Zulassung vom 
24.10.78, BZS Nr. D 78-1, ist gültig bis 
31. 12.83 für alle Dübelgrößen der IfB­
Zulassung M 12, M 16, M 20. 

Hilti-Segmentanker HSA 

IfB-Zulassung Z-21.1-45 vom 28. 11. 
77 ist gültig bis 31. 12. 1982 für Dübel­
größen M 6, M 8, M 10, M 12, M 16. 
Die schweizerische Zulassung vom 
2.7.79, BZS Nr. D 79-1 ist gültig bis 

3.6. 1984 für alle Dübelgrößen der IfB­
Zulassung M 6, M 8, M 10, M 12, M 16. 

Mäch tle-Z wangsspreiz-Anker 

IfB-Zulassung Z-21 .1-101 vom 10.2. 
78, gültig bis 31. 12.1983 für Dübelgrö­
ßen M 6, M 8, M 10, M 12, M 16, M 20. 
Die schweizerische Zulassung BZS 
Nr. D 79- 2 ist gültig bis 1983 für alle 
Dübelgrößen der IfB-Zulassung M 6, 
M 8, M 10, M 12, M 16, M 20. 

Zur Kontrolle der Verankerungsfestig­
keit sind stichprobenartige Belastungs­
prüfungen in situ möglich. Dabei muß 
die Belastbarkeit mindestens das 3fache 
der zulässigen Last betragen. 

Bei der Schockbeanspruchung eines 
Schutzraumes sind in Abhängigkeit von 
der Dübelgröße Schlupfwege von eini­
gen Millimetern zu erwarten. Die Mon­
tage der Dübel ist daher so auszuführen, 
daß die Verankerung der Einbauteile 
auch bei gelockerten Dübeln gewährlei­
stet bleibt. Dübel dürfen in Schutzräu­
men in der aus Lastspannungen erzeug­
ten Zugzone des Betons verankert wer­
den, wenn das IfB entsprechende zuläs­
sige Lasten in der Zugzone für die Frie­
densnutzung zugelassen hat. 

Die RohrsehelIen für die unmittelbare 
Befestigung von Rohrleitungen an Dek­
ken und Wänden werden meist aus 
Bandstahl o. ä. ausgeführt. 

Für den Nachweis der Schocksicherheit 
dieser RohrsehelIen gibt es zwei Mög­
lichkeiten: 
- Verwendungsbescheinigungen des 

BMBau 
- rechnerische Nachweise. 
Der erste Weg zum Erhalt einer Ver­
wendungsbescheinigung ist im Anhang 
"Nachweis der Schocksicherheit von 
Einbauteilen in Schutzräumen - Fas­
sung Juni 1975" ausführlich dargelegt. 

Nach Nr. 1.2 und 2.5.1 dieses Anhanges 
soll sich der rechnerische Nachweis auf 
Ausnahmefälle beschränken, die der 
Genehmigung des BMBau bedürfen. 
Der rechnerische Nachweis ist im allge­
meinen relativ zeitaufwendig und kann 
zu kostspieligen Überdimensionierun­
gen führen. Es ist daher möglichst zu 
vermeiden. 



Wichtig für solche Dimensionierungen 
sind vor allem die H öhe der Ersatz­
las ten, d ie Frage der Sicherhei tsbeiwerte 
und die zulässigen Spannun gen. 

Wie die Ersatz las ten zu berechnen sind, 
w urde bereits erl äutert. 

D ie Forderun g 6,3 g fü r die Einbautei le 
stellt einen Grenzwert für einen einma­
ligen Katas trophenfall dar. Für die Be­
messung von Stahlteilen gelten daher 
fo lgende Grenzspannun gen : 

Für die Bemessung von Stahlbauteil en 
ist DIN 1050 maßgebend , wobei statt 
der Spannungen im G ebrauchszustand 
die Fließspannungen in Ansatz gebracht 
werden können . Vereinfachend sind di e 
1,6fachen zulässigen Spannungen des 
Lastfa lles H anzunehmen. 

Bisher wurden vom BMBau für fo lgen­
de Rohrschellen Verwendungsbeschei­
ni gungen ausges tellt : 

dipa-Rohrschelle, Typ 111 /60, 3 
bis einsch!. Regelprüfklasse RK 1,011 0 
Bescheinigung Nr. 006/ 79 vom 10. 4. 
1979 

dipa-Rohrschelle, T yp 130-114,3 
bi s einsch!. Regelprüfklasse 1,0/ 10 
Bescheinigung Nr. 007/ 79 vom 10. 4. 
1979 

dipa-Rohrschelle, Typ 119/ 60,3 
bis einsch!. Regelprüfklasse RK 0,63/ 
6,3 
Bescheinigun g Nr. 008/ 79 vom 10. 4. 
1979 

dipa-Rohrschelle 111 - 114,3 mit ver­
stärkter Schelle 2, 5 X 30 mit Schraube 
MS 
bis einsch!. Regelprüfklasse RK 0,63/ 
6,3 
Bescheinigung Nr. 013/ 79 vom 10. 4. 
1979 

für dipa M. + R. Dick GmbH 
Viehtrift 4 
5000 Köln 90 

Schraubrohrschelle, 1" , 33 ,7 mm , 
DGL- M 10 
bis einsch!. Regelprüfklasse 1,6/ 16 
Bescheinigung Nr. 008/80 vom 29.2. 
1980 
für Müpro GmbH 
H essenstr. 11 
6238 Hofheim-Wallau 

Schraubrohrschelle Typ 70 mm M 10 
mit D G L-Einlage 
bis einsch!. Regelprüfkl asse RK 1,0/ 10 
Bescheinigun g N r. 011 / 80 vom 26.2. 
1980 
für Müpro GmbH 
H essenstr. 11 
6238 H Ofh eim-Wall au 

Zu b) Befestigung mittels 
elastischer Verbindungs­

elemente in größeren Abständen 
von den Decken 

(Bild 6) 

Hier gilt dasselbe wie bei a). Wegen der 
höheren Kosten für di ese Befesti gun gs­
teile sollte versucht werden, Rohrl eitun­
gen mögli chst wand - und deckennah 
auszuführen . 
Für verzweigte Rohrsysteme ist der ver­
einfachte rechneri sche Nachweis mittels 
Ersatzlas ten nicht zuläss ig. D ie 
Schlankheit der Druckgli eder von Befe­
stigungsteilen ist auf A ~ 100 zu begren­
zen . Bei Annahme einer gelenkigen Ver­
bindung ist für konstruktiv bedingte 
Einspannungen eine zusätz liche Aus­
mitte SK/200 in un günsti gster Richtung 
zu berücksichtigen. 

Bild 7: Pendelnde bzw. lose Aufhän­
gung von Rohrlei tun gen 

Grundsätz lich ist zu beachten, daß 
pendelnde oder lose Aufhängun gen 
(Bild 7) im allgemeinen nicht die Anfor ­
derungen des Anhanges "N achweis der 
Schocksicherheit von Einbauteilen in 
Schutzräum en - Fassun g Juni 75 -" er­
füll en. 

Nutzbarmachung 

! 

Bild 6 

Bild 6a 

Zu c) Befestigung mittels plastisch 
verformbarer Verbindungs­

elemente in geringem Abstand 
von Decken/Wänden 

(Bi ld 8) 

Plastisch verform bare Verbind ungsele­
mente, sog. Schockiso lato ren, haben ge­
genüber den elastischen Elementen den 
Vorteil des hohen Energieaufnahmever­
m ögens. Durch den Energieverzehr und 
das große Stauchvermögen werden die 
Ankerkräfte relat iv klein . Die dynami­
schen Las tspitzen werden abgebaut. 
D er dynamische Last fa ktor ist zum Tei l 
= 1. Dies bedeutet, daß die D übel nicht 
für d ie Ersatz las ten, sondern lediglich 
für die ei nfache Masse wie bei den ru ­
henden Las ten zu bemessen sind . 
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Nutzbarmachung 

Die Dimensionierung der elastisch ver­
formbaren Verbindungselemente erfo lgt 
durch Versuche. Die Verwendungsbe­
scheinigungen enthalten in Abhängig­
keit von der Massenbelegung und der 
Schock richtung Kennlinien über die 
Verformung und Beschleunigung bei 
den einzelnen Regelklassen. 

Es ist im Einzelfalle zu prüfen, ob eine 
Befestigung a) mit relativ vielen Dübeln 

Bild 8: Schockisolatoren B 100, B 200 
und B 400, Firma S. Scherwarth 
GmbH 

oder der Einbau von plastisch verform­
baren Verbindungselementen mit nur 
etwa 10 % der Dübel wirtschaftlicher 
ist. 

Bisher wurden vom BMBau fü r fo lgen­
de Schockisolatoren zur Aufhängung 
von Rohrleitun gen Verwendungsbe­
scheinigungen erteilt: 

T ypen B 100, B 200 und B 400 
bis einschl. Regelprüfk lasse RK 1,6/16 
Bescheinigung Nr. 011181 vom 7.4. 
1981 
für S. Scherwarth GmbH 
Ludwigshöhe 5 
6603 Sulzbach-Altenwald 

Innenanstrich 

(Nr. 6. 17) 

Die Kennzeichnun g der Treppenstufen 
mit nachleuchtenden Leuchtstreifen 
wi rd in unterschiedlicher Weise ausge­
fü hrt . Es hat sich als ausreichend erwie­
sen, wenn die Steigungen lediglich an 
der Oberkante und die Auftritte seitl ich 
gekennzeichnet werden (Bild 9). 

Fassaden 

(Nr.6.19) 

Die Fassaden wurden bereits in Heft II / 
81 S. 69 ausführlich behandelt. 

Bild 9: Kennzeichnung der Treppen 
mit nachleuchtenden Leucht­
farben 
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Die Euphorie über entscheidende Fortschritte im Prozeß der europäischen Einigung ist verflogen. Die ersten 
Sitzungen des aus Direktwahlen in allen Mitgliedsländern hervorgegangenen Europaparlamentes der Europä­
ischen Gemeinschaft haben den Abgeordneten vor Augen geführt, daß diese so sehr begrüßten Wahlen weder 
im politischen Bewußtsein der europäischen Bürger noch in den politischen und technokratischen Blockierungen 
in Brüssel den erwarteten Durchbruch bewirkt haben. Ernüchtert knüpft man an dieselben Probleme an , die die 
Europäische Gemeinschaft schon seit ihrer Entstehung belasten . Über die Ziele , die für viele gar nicht erkennbar 
zu sein scheinen, wird hingegen heute nicht diskutiert. Das - so meint man - könnte ein Fortschreiten der Inte­
gration behindern. PFagmatisch möchte man die Schwierigkeiten lösen. Was zu dieser Diskussion über die Jahre 
hin an Plänen beigetragen wurde, wird in diesem Werk vorgelegt. 
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Ihr Vorsorge­
Paket 
Informationen über Vorsorge 
und Eigenhilfe der Bürger 

Am 17. Juli 1981 stellte Bundesinnenminister Gerhart Rudolf Baum zahlreichen 

geladenen Giisten die neue Broschüre des Bundesverbandes für den Selbstschutz 

"Ihr Vorsorgepaket" vor. 

Wir bringen aus der Eräffnungsrede des Herrn Dr. Wilhelm Näbel, MdB, 

Vorstandsmitglied des Bundesverbandes für den Selbstschutz, Auszüge und 

anschließend die Rede des Herrn Bundesminister des Innern. 

"Ich freue mich, als Vorstandsmitglied 
des Bundesverbandes für den Selbst­
schu tz, heute Ihnen, Herr Minister 
Baum, ein Vorsorgepaket überreichen 
zu kön nen. Der Inhalt des Paketes 

zeigt, was der Bürger selbst zu seinem 
Schutze für Krisen- und Notfälle - wei­
che Ursache sie auch immer haben mö­
gen - tun kann. Da der Bundesverband 
für den Selbstschutz nicht jedem Bürger 
in unserem Lande ein Paket überreichen 
kann, haben wir das Vorsorgepaket in 
eine kleine Schrift umgesetzt, die hier 
ausliegt. Wir bitten Sie, Herr Minister, 
diese Schrift heute der Öffentlichkeit 
vorzustellen. " 
Der Minister bedankte sich bei Herrn 
Dr. Nöbel und führte aus: " ... Sicher­
lich widerstrebt es wohl den meisten 
Menschen, an Katastrophen und Un­
glücksfälle zu denken und sich darauf 
einzurichten. 
Dies gilt schon für die möglichen Kata­
strophen im Frieden und erst recht na­
türlich für die größte Katastrophe, den 
Verteidigungsfall. 

Die Erfahrung zeigt nun aber, daß Un­
glücksfälle und auch größere Katastro ­
phen im Frieden, zum Beispiel durch 
Naturereignisse wie den großen Schnee-

fall in Norddeutschland im Winter 
1978/ 1979, immer wieder auftreten. 
Es hat keinen Zweck, dies zu verdrän­
gen und den Kopf in den Sand zu 
stecken. 
Eine verantwortungs bewußte Regie­
rung kann nicht darauf verzichten, den 
Bürger auf mögliche Notsituationen 
hinzuweisen und ihm Ratschläge für sei­
nen eigenen Schutz zu geben. 
Dies hat überhaupt nichts mit Panikma­
che zu tun. 
Vielmehr geht es darum zu betonen, daß 
es in der Stunde der Not zu spät sein 
kann, sein eigenes Vorsorgepaket zu 
schnüren. 
Daher müssen wir rechtzeitig dem Bür­
ger sagen, daß er mögliche Notfälle 
nicht einfach verdrängen darf. 
Vorkehrungen gegen Gefahren aller Art 
zu treffen kann nicht allein Aufgabe des 
Staates sein. 
Zivilschutz und Katastrophenschutz im 
Frieden ist nur im Zusammenwirken 
von Staat und Bürger zu verwirklichen. 
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Vorsorgepaket 

Von rechts nach links: Or. W. Nöbel, MdB: Bundesminister <le, Inn ern Gerh an Baum: Rc~icrun ):,di ­

rektOr Vygen; Mini terialdirektor Han,- Oieter Wedler, Leiter der Abteilun g ZV beim Bundc'lll ini " cr 
des (nnern; Mini sterialrat Dr. Dö rr. 

Der Staat kann und sollte nicht die Ei ­
gen verantwortung des Bürgers für sich 
und seine Angehörigen voll ersetzen. 
Die Finanzkraft des Staates reicht nicht 
aus, jedem Bürger eine prämienfreie Ri ­
sikoversicherung zu gewähren. 

Die gewiß notwendigen Maßnahmen 
des Staates können nur Hilfestellung, 
ein Ergänzen der Eigenverantwortung 
des Bürgers sein. 
Der Deutsche Bundestag, die Bundesre­
gierung und die Innenministerkonfe­
renz haben infolgedessen mit Nach ­
druck eine verstärkte Aufklärung der 
Öffentlichkeit gefordert. 
Der Bundesverband für den Selbst­
schutz, dessen gesetzl iche Aufgabe es 
ist, die Öffentlichkeit über Fragen des 
Selbstschutzes aufzuklären und zu bera­
ten, hat in meinem Auftrag eine Vorsor­
gebroschüre, ein Vorsorgepaket für den 
Bürger, erarbeitet. 
Ich möchte diese Broschüre heute Ihnen 
und den Bürgern in unserem Lande vor­
stellen. 

Sie enthält viele nützliche Ratschläge 
- über Vorsorgemaßnahmen für den 
Energieausfall wie die Bereithaltung ei ­
nes Rundfunkgeräts und einer Taschen­
lampe mit Reservebatterien sowie die 
Bereitstellung von Heiz- und Kochgele­
genheiten, 
- über die Bevorratung von Leben -
mitteln und Trinkwasser mit präziser 
Angabe der Vorratsmenge und der 
Haltbarkeitsdauer, 
- über die Anlegung einer Hausapo­
theke und der Gewährleistung der Hy­
giene Im Notfall, 
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- über die zweckmäßige Zusammen­
stellung eines Notgepäcks einschließlich 
einer stets griffbereiten Dokumenten­
mappe: ein Rat, der auch für Friedens­
zeiten eine große Hilfe sein kann, 
- ferner über Vorsorge- und Bekämp­
fungsmaßnahmen bei Bränden. 
Die wenigsten wissen: Jährlich verlieren 
rund 9000 Menschen infolge von Brand­
einwirkungen ihr Leben. Millionenwer­
te gehen infolge von Leichtfertigkeit 
Jahr für Jahr in Flammen auf. 
- Und schließlich Ratschläge über die 
notfalls behelfsmäßige Herrichtung ei­
nes Kellerraumes zum Schutzraum mit 
geeigneter Ausrüstung. 
Manche Ratschläge mögen Sie als selbst­
verständlich empfinden. Aber täuschen 
wir uns nicht. Erfahrungsgemäß sind 
die selbstverständlichsten Maßnahmen 
diejenigen, die zuerst versäumt werden, 
weil eben jeder sie als selbstverständlich 
und keiner besonderen Berücksichti­
gung für wert hält. 
Ich hoffe sehr, daß möglichst viele Bür­
ger diese Broschüre nicht wegwerfen, 
sondern dorthin legen, wo sie in der 
Stunde der Krise oder gar der Not griff­
bereit ist." 
Auforderung zum Selbstschutz kann 
nicht ohne Anleitungen und Beratungen 
des selbstschutz willigen Bürgers erfol­
gen. Deshalb wurde unter anderen Ver­
öffentlichungen für den Selbstschutz im 
Auftrag des Bundesministers des Innern 
vom Bundesverband für den Selbst­
schutz eine Schutzbaufibel erarbeitet, 
die jeder Schutzbauherr in seinem Besitz 
haben sollte, und zwar vom Tage des 
Planungsbeginns an. 

Diese Schutzbaufibel informiert. unter­
stützt durch Skizzen- und Tabellenma­
terial, über: 
DER SCHUTZRAUM UND IHRE 
SICHERHEIT 
STAATLICHE HILFEN 
ZUSCHÜSSE 
AUSSCHREIBUNGEN 
TECHNISCHE RICHTLINIEN 
BTG 
ERLÄUTERU GE 
EINBAUTEILE 
LIEFERANTENVERZEICHNIS 
BERATUNG UND HILFE 
BVS-LANDES- UND DIENST-
STELLEN. 

Im Kapitel "Schutzraum und Ihre Si­
cherheit" wird über den Selbstschutz 
gesagt: 

Selbstschutz umfaßt alle v orbeugenden 
und abwehrenden Maßnahmen des Zi­
vilschutzes, die der Bürger in Eigenin­
itiative ergreift, um mögliche Gefahren 
in Krieg und Katastrophen abzuwenden 
oder zu mildern. Eine dieser Maßnah­
men ist der private Schutzraumbau. Kei­
ne andere Einrichtung bietet mehr 
Schutz und Sicherheit im Verteidigungs­
fall als der Schutzraum. Natürlich gibt 
es in unmittelbarer Nähe einer atomaren 
Detonation keinen Schutz. Auch Schutz 
gegen Volltreffer schwerer herkömmli­
cher Bomben ist nur mit kostspieligem 
Aufwand zu erreichen . Das Zentrum ei­
ner Detonation umfaßt einen relativ 
kleinen Bereich. Weitaus größer sind je­
doch die Randgebiete der Zerstörung. 
Gerade in diesen Randgebieten können 
die Überlebenschancen der Bev ölkerung 
durch Schutzräume erheblich gesteigert 
werden . 
In einem Verteidigungsfall bietet das 
Verbleiben am Wohnort größere Über­
lebenschancen als eine Flucht auf eigene 
Gefahr. Wer kopflos flieht, ist abge­
schlossen von seinen Versorgungsquellen 
und ohne nachbarliche Hilfe, außerdem 
ist er Waffenwirkungen schutzlos preis­
gegeben. Um so wichtiger ist der Schutz­
raum. Er schützt. 
- gegen herabfallende Trümmer, 
- gegen radioaktive Niederschläge, 
- gegen Brandeinwirhtngen sowie 
- gegen biologische und chemische 

Kampfstoffe. 

Die Schutzbaufibel ist ebenso wie die Broschüre 
" Ihr Vorsorgepaket" zu erhalten beim Bundes\'cr­
band für den Selbstschutz . Eupener Straße 74 , 
5000 Köln 41 . 



WELT-ERDÖLFÖRDERUNG 
IM ABSCHWUNG 

Die Weltförderung von Rohöl ist 1980 
mit wenig über 3 Mrd Tonnen erstmals 
seit 1975 - und zum zweiten Mal in der 
Geschichte des Erdöls überhaupt - wie­
der unter das Niveau des Vorjahres ge­
sunken. Der Rückgang beläuft sich auf 
123 Mio Tonnen, das sind 3,9 % der 
Produktion des Jahres 1979. Dies teilt die 
Deutsche Shcll unter Berufung auf vor­
läufige Angaben des "Petroleum Econi­
mist", London, mit. 
Im wichtigsten Produktionszentrum 
Mittlerer Osten erlebte die Förderung 
einen Rückgang um 12 ,4 % auf 957 Mio 
Tonnen, wobei insbesondere der Iran 

Welt- Erdöl­
förderung 

im 
Abschwung 

China West-

~
"": europa 106: I I :::::::::: l"~r ±O :;:;:;::: 

+7,3 

MitteI-
und Süd­
amerika 

Fernost 276 

1':;:;~:: I 
;::::::::: 

-4,9 

und in der zweiten Jahreshälfte nach Be­
ginn der Kampfhandlungen auch der Irak 
an diesem Minus wesentlichen Anteil 
hatten. In den Ländern des Ostblocks 
erhöhte sich die Förderung geringfügig 
um 2,8 % auf 625 Mio Tonnen. Während 
Nordamerika mit + 0,9 % und 567 Mio 
Tonnen gegenüber 1979 praktisch unver­
ändert blieb, nahm die Förderung in La­
teinamerika um 7,6 % auf annähernd 300 
Mio Tonnen zu . Dabei steht Mexiko 
kurz davor, Vene7uela als jahrelangen 
Spitzenreiter dieser Region zu verdrän­
gen. In Afrika, neben Mittelost der zwei­
ten "OPEC-Hochburg", ging die Förde­
rung um 11 % auf 261 Mio Tonnen zu ­
rück. Auch Fernost (/. 4,9 %) und die 
VR China (/. 0,1 % ) mußten sich mit 

Welt insgesamt 
1979 1 I 1980*1 

* vorläufig .... ..;,.;.;~~ ___________________ Shell 

geringeren Fördermengen begnügen, die 
insgesamt 242 Millionen Tonnen er­
reichten . 
Selbst in Westeuropa, das dank der 
Nordsecförderung in den letzten Jahren 
erhebliche Zuwachsraten verzeichnete, 
stieg die Produktion des Jahres 1980 nur 
noch um 7,1 % auf 11 7 Mio Tonnen an. 
Großbritannien, mit 80 Mio Tonnen dort 
das bei weitem größte Förderland, ver­
zeichnete ein Plus von lediglich 2,8 %. 

Deutsche Shell AG 
Erdöl-Nachrichten \ / 8\ 

LAND GIBT MEHR GELD FÜR DIE 
BRAN DSCH UTZFORSCH UNG 

Das Land Nordrhein-Westfalen wird 
künftig mehr Geld für die Brandschutz­
forschung ausgeben. In ihrer letzten Ka­
binettsitzung hat die Landesregierung auf 
Vorschlag von Innenminister Dr. Her­
bert Schnoor beschlossen, sich mit einern 
Betrag von jährlich 150.000 Mark an ge­
meinschaftlichen Forschungsaufträgen 
der Bundesländer zu beteiligen. Das ist 
ein Viertel der Mittel, die von allen Län­
dern für die wissenschaftliche Forschung 
auf dem Gebiet des Brandschutzwesens, 
zum Beispiel für die Verbesserung der 
Löschtechnik, aufgebracht werden sol ­
len. Bislang zahlte das Land im Jahr 
120.000 Mark. 

VORFILTER FÜR LUFT­
AUFBEREITUNG 

Vorfilter für die Luftaufbereitung In 

Schutzbauten, der den gängigen Kohle­
aktiv-Filtern vorgeschaltet wird. Dieser 
kann auch als alleiniger Fi lter bei Ver­
brennungslufrversorgung für Dieselma­
schinenräume eingesetzt werden . Die 
Abscheidcleistung beträgt 90 % im Neu­
zustand nach AFI -I-Testmethode. Der 
Vorfilter hält ca. 90 % der eventuell ra­
dioaktiv verseuchten Staubpartikel der 
Korngrößen 5-50 my zurück und min­
dert damit erheblich die Strahlungsge­
fährdung. Zusätzlich wird die Standzeit 
der nachgeschalteten Raumfilter wesent­
lich erhöht. 
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Dipl.-Kfm. Theodor Heinze 
FÜR KRISEN VORSORGEN 
FundsteIlenverzeichnis der Rechtsvor­
schriften zur Notstandsvorsorge und Zi­
vilverteidigung 
Herausgeber: Deutscher Industrie- und 
Handelstag , Bonn 1981 

n Vorsorge ist Vorausdenken oder Vor­
aushandeln . Jede betriebliche Planung 
und jede betriebliche Organisation ist 
Vorsorge. Solange sie funktioniert, wird 
sie nicht als Problem empfunden", 
schreibt der Autor in seinem Vorwort zu 
diesem hilfreichen Band . 

Damit die Vorsorge funktionieren kann, 
gibt es zahlreiche Vorschriften, Hilfen, 
Verordnungen für den betrieblichen Un­
fall bis hin zur Katastrophe und dem 
VerteidigungsfaU. Um sich dieser Hilfen 
bedienen zu können, bedarf es keiner 
umfangreichen Kenntnisse mehr, wo es 
was zu welchem Problem gibt; diese Zu­
sammenstellung der FundsteIlen ermög­
licht blitzesschnelles Auffinden und stellt 
somit eine praktische Hilfe dar. 

Auf 28 Seiten informiert diese kleine Bro­
schüre, die jederzeit in der Jackentasche 
mitgeführt werden kann, über Gesetze, 
Erlasse, Verordnungen und Vorschriften 
für: Katastrophen- und Zivilschutz, 
Schutzbau, Leistungspflichten, Energie­
sicherung, Erdölbevorratung, Wassersi ­
cherstellung, Ernährungssicherstellung, 
Wirtschaftssicherstellung, Verkehrssi­
cherstellung, Arbeitssicherstellung, Post­
dienste, Gesundheitssicherstellung, 
Grundgesetz. Abkürzungsverzeichnis 
und Zeittafel vervollständigen diese emp­
fehlenswerte FundsteIlensammlung. 

Hinweis: Diese Broschüre ist nicht im 
Buch- und Zeitschriftenhandel erhältlich; 
sie kann beim Deutschen Industrie- und 
Handelstag, Adenauerallee 148, 5300 
Bonn 1, erbeten werden. 

DRF BELOHNT RETTUNGSHUNDE 

Sechs Menschen lebend in den Trüm­
mern aufgespürt 
Für die Rettung von Menschenleben be­
lohnt wurden kürzlich die Hunde des 
Katastrophenschutz-Teams, das die 
Deutsche Rettungsflugwart e. V. - Deut­
sche Zentrale für Luftrettung auf eigene 
Kosten ins süditalienische Erdbebenge­
biet geschickt hatte. Zwei Trupps mit 
insgesamt 16 ausgebildeten Schäferhun­
den, Boxern und Bullterriern des Ver­
bandes für das Rettungshundewesen Ba­
den-Württemberg e. V., mit dem die 
DRF kooperiert, hatten sechs noch le­
bende Menschen unter den Trümmern 
ihrer Häuser aufgespürt, darunter einen 
8jährigen Jungen, 98 Tote gewittert und 
bei Abflug über 200 markierte Stellen 
hinterlassen, unter denen noch Opfer zu 
vermuten waren. 
Bereits 48 Stunden nach den verheeren­
den Erdstößen war die erste Gruppe der 
Rettungshundeführer mit ihren Tieren 
und zwei Einsatzleitern der DRF vom 
Stuttgarter Flughafen aus nach Neapel 
gestartet. Sofort nach Eintreffen im Kata­
strophengebiet begann die Arbeit. Rund 
8 Stunden später wurde das Team durch 
die zweite Gruppe abgelöst, da Rettungs­
hunde nach mehrstündiger intensiver 
Such arbeit nicht länger einsatzfähig sind. 
In einem spontanen Telex hatte sich der 
italienische Botschafter für die schnelle 
und wirksame Hilfe bei der Deutschen 
Rettungsflugwacht bedankt. 

Georgij A. Arbatow 
Willem Oltmanns 
DER SOWJETISCHE STANDPUNKT 
ÜBER DIE WESTPOL/T1K 
DER UDSSR 
Rogner & Bernhard, München /98/ 
350 Seiten, Leinen, DM 38,-

Professor Georgij A. Arbatow ist als Lei ­
ter des Moskauer .. Instituts zum Studium 
der USA und Kanadas" der wichtigste 
westpolitische Berater der Moskauer 
Führung. 
Seine Analyse der Ost-West-Politik be­
schäftigt sich u. a. mit folgenden Fragen: 
Was wird aus den Beziehungen der bei­
den Machtblöcke unter dem Eindruck 
der jüngsten politischen Entwicklungen? 
Droht das Ende der Entspannungspolitik 
und ein Rückfall in den kalten Krieg? 
Der Autor nutzt die Beantwortung dieser 
Fragen nicht allein zu einer Kommentie­
rung der aktuellen politischen Lage, son­
dern auch zu einem Exkurs in die Ge­
schichte der Ost-West-Beziehungen: 
Vom Zerfall der Allianz der Großmächte 
nach dem Zweiten Weltkrieg bis hin zu 
der jetzigen .. Scheideweg-Situation". 
Derzeit sei in den Beziehungen der tiefste 
Punkt der letzten zehn 1 ahre erreicht. 
Die deutlichste Ausprägung findet diese 
sowjetische Perspektive in Arbatows un ­
verhohlenem Hinweis an die USA, es sei 
eine Jächerliche Vorstellung", daß man 
einen Krieg oder gar einen Atomkrieg in 
Europa führen könne, der nicht in einem 
Weltbrand enden würde. Re 



25jÄHRIGES JUBILÄUM 

Der Deutsche Bundeswehr-Verband 
e. V. gab anläßlich seines 25jährigen Be­
stehens einen Empfang, bei dem unter 
vielen geladenen Gästen die Bundesmini­
ster Hans Apel und Gerhart Baum anwe­
send waren . Es wurde zugleich das neue 
Verbandshaus eingeweiht, dessen Erstel­
lung nötig wurde, weil die Mitgliederzahl 
rapide gewachsen sei, so der Bundesvor­
sitzende Heinz Volland in seiner Begrü­
ßungsrede, wie auch die Aufgaben. 
Aus der Entwicklungsgeschichte dieser 
Interessenorganisation aller Soldaten ge­
ben wir einen kurzen Abriß, den wir 
einer Aufstellung des Verbandes ent­
nehmen. 
55 Soldaten gründeten am 14. Juli 1956 
den Verband in Munster-Lager. Sie schu­
fen erstmalig in der deutschen Militärge­
schichte eine demokratische Plattform 
und einen organisatorischen Unterbau 
für eine gleichberechtigte, aktive Beteili­
gung am politischen Leben als Staatsbür­
ger in Uniform . 

Der Deutsche Bundeswehr-Verband ist 
die Einheitsorganisation zur Vertretung 
der Interessen aller aktiven ehemaligen 
Soldaten der Bundeswehr und ihrer Fa­
milienangehörigen. Über 250 000 Solda­
ten auf Zeit und Wehrpflichtige aller 
Dienstgrade und Teilstreitkräfte sind 
heute Mitglieder in diesem materiell, fi­
nanziell und ideell unabhängigen Ver­
band. 
Der Verband wird als Spitzenorganisa­
tion der Soldaten von Bundesregierung 
und Bundestag an der Vorbereitung aller 
Gesetze beteiligt, die die ideellen, sozia­
len und beruflichen Interessen der Solda­
ten, ihrer Familienangehörigen und ihrer 
Hinterbliebenen berühren. In seinem 
Grundsatzprogramm bekennt sich der 

Deutsche Bundeswehr-Verband zum 
Prinzip der Einheitsgewerkschaft. 
Im September 1972 hat er zusammen mit 
sieben anderen Interessenorganisationen 
aus vier europäischen Staaten die euro­
päische Organisation der Militärverbände 
(EUROMIL) gegründet, zu deren vor­
dringlichsten Zielen die Verwirklichung 
des Koalitionsrechts für Soldaten in allen 
westeuropäischen Staaten gehört . 
Schwerpunkt der gegenwärtigen Ver­
bandspolitik ist der Kampf gegen die viel­
fältigen Benachteiligungen und Sonder­
belastungen der Soldaten gegenüber ver­
gleichbaren Berufsgruppen . Es geht um 
soziale Gerechtigkeit für alle Soldaten 
und um die Attraktivität der Bundes­
wehr. 

Georg Willmann 
KRIEGSGRÄBER IN EUROPA 
Ein Gedenkbuch 
Bildband in Ledereinband, J 19 Seiten, 
DM 68,-
C. Bertelsmann Verlag München 

Ein erschütterndes Dokument europäi­
scher Kriege! Wer es noch nicht wissen 
und glauben will, daß Krieg das größte 
denkbare Leid über die Menschen bringt, 
wird dies in diesem Gedenkband erken­
nen: Briefe gefallener Studenten aus dem 
Ersten Weltkrieg; Bericht aus dem War­
schauer Ghetto; Ankunft in Auschwitz; 
Worte an einen Gefallenen; letzte Briefe 
aus Stalingrad, Berichte schrecklicher 
Kriegsgeschehen aus dem Ersten und 
Zweiten Weltkrieg, Berichte und Briefe 
und Tagebuchaufzeichnungen aus Tagen 
der Hölle. Was blieb nach dem Grauen, 
sind endlose Gräberreihen, unzählbare 
Kreuze in weiten, lichten Hainen, an 
Wassern und Wäldern; sind Mahnmale, 
Gedenkstätten, Aufforderung an die Ju­
gend, nie mehr solches Morden zuzulas­
sen. Der erste Teil des Bandes - mit 
Zeittafel - ist dem Ersten Weltkrieg ge­
widmet und seinen Toten, der zweite Teil 
- mit Zeittafel - dem Zweiten Weltkrieg. 
Flucht und Vertreibung gehören dazu; 
sie stehen dem Frontgeschehen an Grau­
en nicht nach. 
Im Vorwort zu diesem Gedenkbuch, das 
ein Geschenkbuch werden sollte, wo ge­
tröstet werden muß, und zum Wachhal­
ten aller Sinne gegen Krieg, schreibt Bun­
despräsident Kar! Carstens: "Uns allen 
gemein sind der Schmerz und die Trauer 
über den millionenfachen Tod und das 
unermeßliche Leid, als Folge der beiden 
Katastrophen der Menschheit in der er­
sten Hälfte dieses Jahrhunderts. Uns be­
drückt der Gedanke, was Menschen ih­
resgleichen antun können. Davon spre­
chen Text und Abbildungen dieses Bu­
ches, das ein Mahnmal sein soll gegen 

jede Gewalttätigkeit und Unterdrückung 
- ein Aufruf zu Versöhnung und Frie­
den." emo 

In Heft IV/80 hat die ZIVIL VERTEI­
DIGUNG Zahlen des Österreichischen 
Zivilschutzverbandes veröffentlicht, die 
Lebensmittelvorräte für einen Bunker­
aufenthalt betreffend. In dieser Ausgabe 
veröffentlichen wir entsprechende Zahlen 
des Schweizerischen Zivilschutzverban­
des, wobei wir auf die verschiedenen Be­
zugsgrößen aufmerksam machen: 

Schutzraumvorrat für 1 Person für 
14 Tage 

Zwieback, Knäckebrot, 
Biskuits 
Fleisch- und Fischkonserven 
Käsekonserven 
Frühstücksgetränke 
Sofortkaffee 
Teepulver 
Kondensmilch 
Schokolade 
Zucker 
Trinkbouillon 
Salate, Gemüsekonserven 
Fruchtkonserven 

Total 

Ferner: 

1.400 g 
820 g 
280 g 
390 g 
165 g 
200 g 
800 g 
500 g 
400 g 
170 g 
500 g 
250 g 

5.875 g 

Salz, Gewürze, Sirupkonzentrate, Dörr­
früchte, Trockenfleisch, Honig, Konfitü­
re usw. 

Wasser: 
3 Liter pro Person und Tag 
(20 I im Schutzraum, Rest außerhalb des 
SR) 

Der Autor des Beitrages "Schmutzluft 
oder Schutzluft" in Heft II / 1981 der ZI­
VIL VERTEIDIGUNG teilt für Abbil ­
dung 3, Seite 24, folgende Änderung mit: 
Unter der Spalte "Nutzbarmachung öf­
fentlicher Schutzstollen (1980)" müssen 
die Werte wie folgt lauten: 
SL 1,8 M 3

/ H. Person 
NL 9,0 M 3

/ H. Person 
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NEUESOLARKOMPONENTEN 
BEI DORNIER 

Der Wirkungsgrad von Solarkollektoren 
ist im wesentlichen von dcr Stärke der 
Einstrahlung, der Temperaturdifferenz 
zwischen Absorber und Umgebung und 
den thermo-optischen Eigenschaften des 
Absorbers abhängig, Letztere werden 
durch das Verhältnis von Absorption a 
im sichtbaren Wellenlängenbereich zu 
Emission E im Infrarotgebiet der Strah­
lung charakterisiert, Ein hohes alE-Ver­
hältnis verbessert insbesondere bei Tem­
peraturen über 100 0 C den Kollcktor­
wirkungsgrad beträchtlich, Ein hoher 
Wirkungsgrad ermöglicht wiederum klei ­
nere Kollektorflächen (bei gleichem 
Temperaturniveau) bzw, höhere Prozeß­
temperaturen (bei gleicher Fläche) und 
verbessert somit die Wirtschaftlichkeit 
von Solaranlagen, Dornier hat Absorber­
schichten mit einem alE-Verhältnis von 
ca, 95 zu 12 % - sog, selektive Schichten 
- entwickelt, die lan gze itbes tändig, tcm­
peraturstabil und vor allem wirtschaftlich 
herstell bar sind, 
Eine Großserien-Fertigungsanlage für die 
Beschichtung von Aluminiumabsorbcrn 
wurde kürzli ch bei einem Galvanikuntcr­
nehmen in Ravensburg aufgebaut, die die 
von Dornier entwickelte selektive Schicht 
SOLAROX in Lizenz auf Kollektorpla-

tinen bis zu 6 m Länge aufbringt. Damit 
wurde ein entscheidender Schritt im Hin­
blick auf die wirtschaftli che Fert igung 
von Hochleistungs~ollektoren erreicht, 
wie sie z. B. für Anlagen zur Erzeugung 
solarer Prozeßwärme erforderlich sind. 
Die erste größere Charge solcher se lektiv 
beschichteter Kollektoren (Do HP 2A) 
wird im Rahmen des SONNTLAN-Pro­
jekts in Mexiko eingesetzt. 
Konzentrierende Kollektorsysteme bün­
deln die Sonnenstrahlen und erreichen so 
eine höhere Temperatur als Flachkollek­
toren, Voraussetzung für deren Betrieb 
ist jedoch die ständige automatische 
Nachführung der Konzcntrator-Spiegel 
an den Sonnenstand. Dornier hat nun ein 
einfaches und zuverlässiges Nachführsy­
stem zur Serienreife entwickelt, das über 
einen Sonnensensor den Kollektor in 
Azimuth und Elevation dem Sonnen­
stand nachführt. Die integrierte Logik ist 
für eine Reihe von Betriebszuständen 
programmiert (SturmsteIlung, Übertem­
peratursicherung usw. ) und durch die 
Verwendung eines Mikrocomputers 
leicht auf wechse lnde Anforderungen 
einste llbar, 
Weitere wesentliche Eigcnschaften der 
Nachführung sind 

weiter Funktionsbereich (- 20 bis 
+85 Grad Celsius) 
geringer Energiebedarf (5 W) 
hohe Nachführgenauigkeit (0,1 0

) 

Eingriffsmöglichkeit in den Regclab­
lauf durch externe Steuerbefeh le, 

Das Gerät wird in Serie bei Dornier pro­
duziert und von führenden Herstellern 
konzentrierender 
wendet. 

Frederic Vester 

Kollektoren ver-

Dornier Post 1/81 

NEULAND DES DENKENS 

Vom technokratischen zum kybemeti­
schen Zeitalter 

Gebunden, SchutzumschI., 544 Seiten, 
Strichzeichnungen DM 39,-
Deutsche Verlags-Anstalt GmbH 

Kein neues Buch - und doch ein neues 
Buch. Es ist weitgehend aus dem längst 
vergriffenen Bestseller "Das ky berneti­
sche Zeitalter" des Autors Vester entstan­
den, unter Übernahme noch gültige r Pas­
sagen in die neuen U ntersuchungs- und 
Forschungsergebnisse von Vesters Stu­
diengruppe für Biologie und Umwelt 
über neue Wege der Systemplanung, des 
ökologischen Managements und der Ky­
bernetik. Das Werk umfaßt alle Bereiche 
der Forschung, in denen es um Lösungen 
für die Zukunft geh t, bei denen anstelle 
des linearen Denkens und des technokra­
tischen Handeins das neue Denken und 
Handeln im Sinne der Biokybernetik tre­
ten muß. 
Es ist unmöglich, von F rederic Vester 
nicht gefesselt zu werden. In leicht ver­
ständlicher Sprache bringt er auch dem 
Laien komplizierte Vorgänge bei und läßt 
den Leser in die Tiefe der aufgezeigten 
Abläufe eindringen. Dieses Können 
macht es wohl aus, daß aus seinen Sach­
büchern Bestseller werden, 

In NEULAND DES DENKENS hat er 
se ine Forschungsergebnisse und Er­
kenntnisse als Orientierungshilfe für die 
achtziger Jahrc ausgearbeitet. Er selbs t 
sagt: "Es ist an der Zeit, uns diejenigen 
Gesetze der Natur zu eigen zu machen , 
in denen sie schon längst so komplizierte 
Abläufe steuert, wie sie uns erst seit kur­
zem in der Verflechtung von Energiever­
brauch, Produktion, Ko nsum, Abfall, 
Verkehr, Ballungsräumen, Streß und Zi­
vilisationskrankheiten so sehr zu schaffen 
machen . Ein neues, den Regelkreisen der 
Natur folgendes Verständnis der Wirk­
lichkeit muß unsere technokratische 
Sicht, das lineare Scheuklappendenken, 
ablösen, " 

emo 

Tote, Pro-Kopf-Ausgaben und Gesamtkosten 

Entwicklung dcs Verhältnissc> I'on 
Kricgstoten zwischen Militär und Zil'il 
scit dem ersten Wcltkricg 

1, Wcltkrieg auf 20 tote Soldaten tote 
Zivilpcrson 
2, Weltkricg auf 1 toten Soldatcn tote 
Zivilperson 
Korca- Krieg auf 1 toten S Idaten 5 tote 
Zivilpersonen 
Victnamkriq; auf 1 toten Soldaten 20 tote 
Ziv ilpersonen 

Q",'lIc : 1>11, \\ '11 ,,", ;\;r, ur" I;, .1""1 I'INI 

Pro- Kopl -Au"l'abcn in I)cut"hcn I\.lark 
ILir milit :iri<ch,' und lil'ilc V"rtcidi~l"ll' 

1955: 26 .70 1,60 
1959 : 183 ,20 5, 10 
1969: 313,00 7, 20 
1979: 6 11. 10 12 ,10 
1980 : 641 ,00 12 ,30 

Aut",cndun~cn für den Zi\,il .. dwt/ (in 
tau,cnd :Vlark) 

1955: 90608 
1959: 15 7 221 
1969: 297 423 
1979: 583 111 
1980: 625 399 
Auf",endunl'en \on 1950 bi .. 1980: 
9 057 405 000 DM 



Links ein komplettes Koffer-Set mit Geräuschpegdmesser quest 215 und den Oktav-Band- .und 
Spitzen wert-Modu len . Rechts Quest 2 15 - dIe BedIenung wIrd durch zweI Elnstellradrr und e111en 
Schiebesch.lter schnell und problemlos. 
Foto: Condapress 

NEUE GERA'USCHPEGEL­
MESSGERA'TE "QUEST" 

Entsprechend I EC 651, Klasse 2 
Fü nf Grundgeräte, Quest 228 mit Digi­
tal-Anzeige und Quest 211 bis 215 mit 
Analog- Anzeige stehen für Messungen 
mit den Bewertungskurven A, Bund C 
des Mittelungs- Pegels Leq und des Ener­
gie-Pegels Lax (dBA) zur Verfügung. 
Das Modell Quest 215 kann mit einem 
Oktavband - oder Spitzenwertmodul 
kombiniert werden. 
Besonders praktisch sind die Quest-kom ­
plett-Sets. Die benötigten Geräte werden 
mit verschiedenen Zubehör-Elementen in 
praktischen Koffern mit Schaumstoff­
Einteilung geliefert. 
Das Grund-Set bes teht aus Meßgerät, 
Eichgerät, Adapter, Batterien und Kof­
fer. In einer umfangreicheren Ausfüh­
rung - für fast alle Messungen - kann es 
um Fernmikrofon, Stativ und Meßschrei ­
ber erweitert werden. 

AIRFLOW Lufttechnik Gmb H , 
5308 Rhei nbach 

NA TUR -KA TASTROPH EN 

Wieder einmal bewegte sich die Erde in 
Florida. Es kündigte sich an wie ein dro­
hendes Beben: ein fernes Dröhnen, Mö­
belstücke bewegten sich und Glas klirrte. 
Mitten in der Stadt Winter Park im Bun­
desstaat Florida tat sich ein riesiger Kra-

ter auf. Die Asphaltdecke eines Parkplat­
zes riß auf, die Erde senkte sich in einem 
Umkreis von 300 Metern bis zu einer 
Tiefe von 35 Metern. Sechs Autos stürz­
ten in den Krater - ein ganzes Wohnhaus 
verschwand in der Tiefe. In der ständigen 
Angst vor Erdbeben lebend, ergriffen die 
meisten Einwohner von Winter Park pa­
nikartig die Flucht. 
Dabei lag ein völlig anderer Grund für 
den Erdrutsch vor : Eine monatelange 
Dürre hatte den Grundwasserspiegel in 
Florida erheblich sinken lassen, in den 
großen unterirdischen Kalksteinhö hlen 
bildeten sich Luftblasen, Decken und 
Wände wurden instabil und brachen ein . 
Die Schadensabwicklung wird die Ge­
richte noch einige Zeit beschäftigen , denn 
bei derartigen Naturkatastrophen ist die 
Frage der Haftung stritti g. 

Karl-Heinz Preuß 
WEGE ZUR BESCH EID ENH EIT 
- Strategie für die Zukunft -
Umschau Verlag, 253 Seiten, 
Paperback DM 29,80 
Es ist das erklärte Ziel des Autors, mit 
diesem Buch neue Wertungen und damit 
neue Kriterien in die Energiediskussion 
einzubringen . Interdisziplinär im besten 
Sinne des Wortes zu sein, gibt der Autor 
als seinen Auftrag aus. Vermittlung zwi­
schen Wissenschaft, Politik und Öffent­
lichkeit . 

Nur durch engere Brücken, durch eine 
verbesserte Kommunikatio n, wird es 

IPEHTRU 
- 01' Magu.!" der ZIYilverteldlgung 

möglich sein, die Weichen für Entschei­
dungen der Z ukunft richtig zu .stellen. 
Dabei ist es erforderlich, die Uberheb­
lichkeit der Wissenschaft ebenso deutlich 
anzuprangern , wie den politischen Ent­
scheidun gsträger an se ine Rolle als Bür­
geranwalt zu erinnern. 
Die Sorgfalt in der Auswertung der Lite­
ratur sch lägt sich nieder in der Vielfalt 
der Argumente. Preuß entwickelt Strate­
gien für die Zukunft und bietet Orientie­
rungshilfe für eine menschlichere Welt 
an. 

W. R . von Rhamm 
ÜBERLEBENSTRAINING 
Ein Survival- Handbuch 
Paul Pietsch Verlag, Stttttgart 1980 
ISBN - 3 - 87943 - 777 - 7 

Re 

Leinen, mit zahlreichen Abb., 26,- DM 

In Mitteleuropa wird es immer schwieri ­
ger, unerschlossene Gebiete zu finden, in 
denen die Natur noch nicht der regulie­
renden H and des Menschen nachgeben 
mußte. Aus der Naturlandschaft wurde 
in zunehmendem Maße eine Kulturland ­
schaft . 
Wenn das vorliegende Buch es sich zur 
Aufgabe gemacht hat, "das theo reti sche 
Wissen zu ve rmitteln , um in der freien 
Natur ohne die gewohnten Hil fsm ittel 
und Waffen der Zivilisation zu überle­
ben", so ist ihm das in wesentlichen Zü ­
gen gelungen. Die dafür notwendigen 
Voraussetzungen , wie Orientierung, 
Ko mmunikation, Beschaffung und Zube­
reitung von Nahrung oder der Bau einer 
Unterkunft, werden ausfüh rli ch und ver­
ständlich beschrieben. 
Das in unserer Zeit zu erlebende Aben­
teuer ist in der Regel ein gesuchtes, ein 
gewolltes. Aus spo rtli chem Spaß am 
hautnahen Erleben der Natur wird ver­
sucht , die Strapazen einer simulierten 
Survival-Situation mit möglichst weni gen 
Hilfsmitteln zu bewältigen . Freunden 
dieser "Bewegung" bietet das Buch eine 
Fülle von Informationen. Ratsch lägen 
und Anregungen, die ein kompetenter 
Autor einer langjährigen eigenen Praxis 
entnommen hat. 
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DIE ZIVILVERTEIDIGUNG IN DER 
DDR 
bearbeitet von R. Rühmland 
Bonner Druck- und Verlagsgesellschaft 
Bonn, 2. Auflage 1980, 18,80 DM 

Die 76-seitige Broschüre bietet einen gu­
ten Überblick über Stand und Aufgabe 
der Zivilverteidigung in der DDR. Da es 
in der DDR enge Parallelen zu den Zivil­
verteidigungseinrichtungen der Sowjet­
union und den übrigen Warschauer Pakt­
Staaten gibt, werden diese ebenfalls ge­
streift. Es wird dem Leser eine wichtige 
Hilk'lclllln~ durch die Wiedergabe von 
nicht einfach zugänglichen Materialien 
und Dokumenten gegeben. Dabei orien­
tiert sich der Ansatz der Untersuchung 
an Gesichtspunkten der Systemanalyse 
mit einer historisch-genetischen Me­
thodik. 
Ergänzt wird diese Gliederung durch ein 
sehr hilfreiches Stichwortverzeichnis, das 
Erläuterungen über Begriffe, Institu ­
tionen und Organisationen der Zivilver­
teidigung in der DDR gibt. 
Das Heft ist in seiner knappen Form und 
systematischen Analyse eine solide 
Grundlage für den Informationssu­
chenden. 

KAMPFMITTELRÄUMER 
BESEITIGTEN FAST 
3800 BOMBEN UND 
ÜBER 107000 GRANATEN 

Re 

Nordrhein-Westfalens Kampfmittelräu­
mer beseitigten im vergangenen Jahr ins­
gesamt 3777 Bomben, über 107000 Gra­
naten und rund 13 000 Handgranaten und 
Panzerfäuste. Diese Zahlen gehen aus 
dem Jahresbericht 1980 über die Kampf­
mittelbeseitigung im Land Nordrhein­
Westfalen hervor. 

Munitionsfundstellen 

Vom 1. Januar bis 31. Dezember 1980 
wurden im Land Nordrhein-Westfalen 

6913 neue MunitionsfundsteIlen gemel­
det. In demselben Zeitraum konnten 
6835 FundsteIlen von Munition aller Art 
geräumt werden. 

Räumergebnis 

Als Räumergebnis des Jahres 1980 sind 
getrennt nach Munitionsarbeiten zu ver­
zeichnen: 
Bomben 
Granaten 
Minen 
Handgranaten, 

3 777 Stück 
107 261 Stück 

898 Stück 

Panzerfäuste 13 070 Stück 
Verschiedene Sprengkörper 8 857 Stück 
Munition für 
Handfeuerwaffen 20 409 kg 
Munitionsschrott 148675 kg 

Seit der Übernahme der Kampfmittelbe­
seitigung in Nordrhein-Westfalen im 
Jahre 1949 konnten bis Ende 1980 insge­
samt 293466 FundsteIlen mit folgenden 
Ergebnissen geräumt werden: 
Bomben 
(einschI. Brandbomben) 176 658 Stück 
Granaten 11 038 675 Stück 
Minen 72 165 Stück 
Handgranaten, 
Panzerfäuste 
versch. Sprengkörper 
Munition 
für Handfeuerwaffen 

Kosten 

8 147816 Stück 
9951 638 

5 705 393 kg = 
5 705,4 t 

Die Gesamtausgaben der öffentlichen 
Hand für die Kampfmittelbeseitigung 
einschließlich der Drittaufträge in NW 
betrugen im Jahre 1980 

+ Drittaufträge 
Gesamt 

47078524 DM 
11 190 720 DM 
58269244 DM 

SAURER WALD 

Die Wissenschaft warnt schon seit meh­
reren Jahren, nun ist auch die Politik 
aufmerksam geworden: Rund 80000 
Hektar Nadelwald im Süden der Bundes­
republik, so gab das Bonner Landwirt­
schaftsministerium bekannt, sind durch 
den sogenannten "sauren Regen" bereits 
geschädigt. Die Abgase aus Heizungen, 
Fabrikschornsteinen und Autos dringen 
mit dem Regen als schwache Säure in den 
Boden ein, zum Schaden der in dieser 
Beziehung empfindlichen Hölzer. 
Schnelle Abhilfe ist nicht in Sicht, zumal 
die giftige Luftfracht sich nicht an natio­
nale Grenzen hält. Auf Dauer kann es 
jedoch Erleichterung geben - durch jenes 
mühselige, kostspielige und zeitraubende 
Geschäft des Umweltschutzes, der ein­
mal als Reform so sehr geschätzt und 
gefördert wurde. 
Ökologie genießt heute, zu Zeiten öko­
nomischer Probleme, wenig amtliche Zu­
neigung. Wie soll man auch eine halb­
wegs intakte Natur gegenüber einem Ar­
beitsplatz quantifizieren? Aber 80000 
(und bald mehr) Hektar Holzverlust -
das läßt sich rechnen, das vermittelt we­
nigstens einen Eindruck davon, daß 
Ökologie langfristig auch das Überleben 
der Ökonomie sichert. Auf größere Ein­
sicht wagen die Umweltschützer ja schon 
kaum mehr zu hoffen. 

DIE ZEIT, 10. 7. 81 

MÜSSEN DIE STÄDTISCHEN 
BÄUME STERBEN? 

Kommunalverwaltungen, die jeden Win­
ter hohe Summen Geldes für Streusalz 
bereitstellen müssen, ernten für dieses 
Loch im städtischen Geldsack noch dazu 
Angriffe umweltbewußter Bürger und 
Pflanzenfreunde. 
Längst ist erwiesen, daß Streusalz mit 
dem Regen- und Schmelzwasser in den 
Boden einsickert und die Wurzeln der 
Bäume schädigt. Straßenweise sterben sie 
dann allmählich ab, zunehmend von 
Winter zu Winter. 
Diesem Sterben kann Einhalt geboten 
werden, wenn - wie bereits in Österreich 
mit Erfolg praktiziert - der Winter mit 
seinen Schrecken der Rutschgefahren 
auch ohne das herkömmliche Streusalz 
mit unschädlichen Streumitteln in den 
Griff zu bekommen ist. 
Die Vorsorge für den nächsten Winter, 
die auch den privaten Haus- und Grund­
stücksbesitzer trifft, kann nicht rechtzei­
tig genug einsetzen; diesmal eine Vorsor­
ge möglichst ohne Salz. 


